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Es geschieht nicht allzu oft, daß Ereignisse von historischer Bedeutung zum Zeitpunkt ihres 
Auftretens auch allgemein als solche erkannt werden. Eines der wichtigsten Beispiele eines 
derartigen Ereignisses in der jüngsten Geschichte stellt wohl der Zusammenbruch des 
kommunistischen Systems in Osteuropa im Jahre 1989 dar. Die Ereignisse dieses Jahres haben 
die Landkarte Europas und die Beziehungen zwischen den Ländern der Welt grundlegend 
verändert. Wo einander am Anfang des Jahres noch zwei politische, wirtschaftliche und 
ideologische Blöcke gegenüberstanden, waren zum Jahresende die Grenzen offen, die Mauem 
niedergerissen und die Stacheldrahtverhaue abgebaut. Politische Kommentatoren trugen in 
ihren Jahresrückblicken den Ost-West-Konflikt zu Grabe, der über vierzig Jahre lang die 
Weltpolitik dominiert hatte, und Entscheidungsträger in den Zentralen der westlichen 
U ntemehmungen schmiedeten erste Pläne zur Eroberung des neuen Marktes. 
Fünf Jahre später, nachdem die naive Euphorie der ersten Wochen und Monate verflogen ist, 
zeigt sich vor allem eines, nämlich daß die Folgen dieses historischen Ereignisses 
vielfältigerer und komplexerer Natur sind als ursprünglich vermutet. Während manche Länder 
des ehemaligen Ostblocks sich trotz gravierender Umstellungsprobleme als überraschend stabil 
erweisen, verbluten andere in grausamen Kriegen und Bürgerkriegen. Der wirtschaftliche 
Umbau der früheren Planwirtschaften in marktgesteuerte Systeme bringt eine tiefe 
Wirtschaftskrise und derart hohe soziale Kosten mit sich, daß in manchen Ländern die 
geläuterten Erben der früheren kommunistischen Machthaber eine unerwartete Renaissance 
erleben. Ethnische Spannungen, zunehmende soziale und regionale Segmentierung, enttäuschte 
Erwartungen und der wirtschaftliche und soziale Absturz breiter Bevölkerungsgruppen lassen 
ein Klima entstehen, das eine weitere rasche Durchführung der notwendigen Veränderungen 
nur mehr schwer durchsetzbar erscheinen läßt. 
Die Erschütterungen, die vom Zusammenbruch des Ostblocks ausgegangen sind, blieben aber 
keineswegs auf die früheren kommunistischen Staaten beschränkt. Ihre Schockwellen sind 
auch in den westlichen Ländern deutlich zu spüren. Viele dieser Länder haben angesichts der 
gravierenden wirtschaftlichen Unterschiede zwischen West und Ost umfangreiche Hindernisse 
für Einwanderer aufgebaut. Das Bemühen, die eigenen wirtschaftlichen und sozialen 
Errungenschaften abzusichern und zu verteidigen, hat in vielen Ländern zu Regelungen 
geführt, die mit den, den kommunistischen Staaten einst vorgehaltenen Grundsätzen nur mehr 
schwer zu vereinbaren sind. Verunsicherung und Existenzangst ließ mancherorts ein Klima 
der Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz entstehen, das auch im Westen die sozialen Konflikte 
zusehends verschärft. 
Wirtschaftlich sind gerade die sozial schwächeren Gruppen dem Konkurrenzdruck aus 
Osteuropa besonders stark ausgesetzt. Die Aussicht auf besonders billige Arbeitskräfte lockt 
vor allem die arbeitsintensiven Branchen der westeuropäischen Industrie über die Grenze und 
liefert die unqualifizierten Arbeiter einem verschärften Konkurrenzdruck aus. Auch wenn 
andere Segmente des Arbeitsmarktes von den Strukturveränderungen in einem Ausmaß 
profitieren, sodaß der gesamtwirtschaftl~che Effekt positiv _ist, verursachen die sozialen und 
politischen Implikationen dieser Verschiebung doch erhebliche Probleme. 
Das Engagement der westeuropäischen Unternehmen in den Staaten des früheren Ostblocks 
ist mit erheblichen Risiken verbunden. Institutionelle Rahmenbedingungen und Infrastruktur, 
die im Westen als selbstverständlich angesehen werden, sind vielfach unterentwickelt oder 
fehlen überhaupt ganz. Ungewohnte Mentalitäten und Denkweisen führen zu hohen Lern- und 
Anpassungskosten und politische Veränderungen können die Aufbauarbeit vieler Jahr~ mit 
einem Schlag zunichte machen. Viele der Wirtschaftspioniere der ersten Jahre, die im "wilden 
Osten" die Chance auf schnellen Reichtum und Erfolg gesehen haben, mußten für ihren 
Mangel an Erfahrung in diesen Märkten bitteres Lehrgeld bezahlen. Andere konnten Fuß 
fassen und sich etablieren und tragen mit ihren Investitionen heute wesentlich zur 
Umstrukturierung der osteuropäischen Volkswirtschaften bei. 
Für eine wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Forschungsstelle wie die Wirtschaftsuniver-
sität Wien, die noch dazu in unmittelbarer Nähe zur Nahtstelle dieser beiden Teile Europas 
angesiedelt ist, stellt diese Situation eine immense Herausforderung dar. Mitarbeiter der WU-
Wien haben daher schon sehr früh damit begonnen, Fragen der Umstrukturierung Mittel- und 
Osteuropas zu untersuchen (z.B. Maier, Masek, 1992; Sitz, 1992; Altzinger, 1992). 
Weitgehend unabhängig voneinander näherten sich die Vertreter verschiedener Institute und 
Disziplinen den wichtigsten Fragen und analysierten sie aus ihren jeweiligen disziplinären 
Blickwinkeln. Neben Forschungsaktivitäten setzte die Wirtschaftsuniversität Wien im Hinblick 
auf die Umstrukturierung Mittel- und Osteuropas allerdings auch wesentliche Akzente in 
Lehre und Administration. Zu nennen sind hier besonders die vom Zentrum für Auslands-
studien organisierten Sommerhochschulkurse, bei denen Studenten aus West und Ost 
zusammentreffen, und die Sommeruniversität in Kiew, sowie die Mitarbeit in diversen Förder-
programmen. Zwei Forschungsinstitute der WU sind ausschließlich bzw. in wesentlichem 
Umfang mit Fragen Mittel- und Osteuropas beschäftigt und auch in den virtuellen Welten des 
Cyberspace konnte sich die WU einen guten Ruf als Informationsvermittler in diesem Bereich 
erarbeiten. 
Die Entwicklung und Umstrukturierung Mittel- und Osteuropas und deren ökonomische und 
soziale Auswirkungen werfen Probleme und Fragen auf, die uns noch lange beschäftigen 
werden. Sie reichen von Fragen der makroökonomischen Entwicklung und Strategie bis zu 
jenen der Marktstrategien einzelner Unternehmungen. Wie können und wie werden die 
Rechtssysteme in den Ländern Mittel- und Osteuropas umstrukturiert? Welche Spannungen 
in sozialer, ökonomischer, regionaler Hinsicht bringt die Umstrukturierung mit sich und wie 
kann man diesen am besten begegnen? Welche Umweltprobleme sind zu erwarten? Wie 
könnte moderne Kommunikationstechnologie den Veränderungsprozeß unterstützen? Welche 
Produkte sind in den neuen Märkten besonders gefragt? Wie können sie beworben werden? 
Mit welchen Unternehmensstrategien sind diese Märkte zu erobern? Wie können Risiken 
vermindert und abgesichert werden? 
Viele dieser Fragen harren noch einer genauen Untersuchung. Was ihre Beantwortung oft so 
schwierig macht, sind die starken Interdependenzen zwischen den einzelnen Bereichen 
aufgrund der so grundlege~d~n und dynamischen Umstrukturierung. Eine vernünftige Ein-
schät~ung d~r ~ärkte b~1sp1elsweise erfordert unter anderem eine gute Kenntnis der 
rechtlichen S1tuat10n und ihrer absehbaren Veränderung ebenso wie Kenntnis des geschieht-
2 
liehen Erbes. Der Erfolg makroökonomischer Strategien entscheidet sich nicht zuletzt darin, 
wie soziale und regionale Konflikte gehandhabt werden, oder welche Unternehmensstrategien 
von Schlüsselbetrieben eingeschlagen werden. 
Die starke Interdependenz der Probleme erfordert eine starke Zusammenarbeit verschiedener 
wissenschaftlicher Disziplinen bei deren Untersuchung. Um der wissenschaftlichen 
Herausforderung gerecht werden zu können, hat sich an der Wirtschaftsuniversität Wien daher 
eine Gruppe von Forscherinnen und Forschem aus verschiedenen Disziplinen zusammen-
gefunden, die die Fragen, die sich aus der Umstrukturierung Mittel- und Osteuropas ergeben, 
gemeinsam und interdisziplinär behandeln wollen. Durch Einbringen der eigenen Kentnisse 
und disziplinären Sichtweise und die kritische Auseinandersetzung mit den Argumenten und 
Positionen der Partner sollen fundiertere Kenntnisse über den Umstrukturierungsprozeß in der 
Region entwickelt werden, als durch die traditionelle isolierte Forschung möglich ist. In 
Kooperation mit Kolleginnen und Kollegen innerhalb und außerhalb der WU soll so ein 
Zentrum der Kompetenz der Mittel- und Osteuropaforschung entstehen. 
Dieses Vorhaben reiht sich ein in derzeit stattfindende gesamtuniversitäre Aktivitäten der WU 
zur qualitativen und quantitativen Stärkung der Forschung an der Universität ("WU-
Forschungszentrum"). Bereits im Entwicklungsplan "WU-2000" (Hansen, 1987) wurden 
erhebliche Defizite in Forschungslandschaft und Forschungskultur der Wirtschaftsuniversität 
erkannt und Maßnahmen mit folgenden Zielsetzungen vorgeschlagen: 
* Intensivierung und Konzentration der Forschung, 
* Sicherung der Wirkungszusammenhänge und der Effizienz der Forschung und 
* Verbesserung der Infrastruktur. 
Dabei wurde insbesondere die Notwendigkeit einer stärkeren instituts- und fächerüber-
greifenden Koordination und Kooperation in der Forschung hervorgehoben. 
Neben einer Reihe von Einzelmaßnahmen, die in den letzten Jahren getroffen wurden, stellen 
die Arbeiten zum WU-Forschungszentrum sicherlich den umfassendsten Versuch dar, die 
Forschungssituation an der WU zu fördern. Endziel ist es, der WU eine Einrichtung zu 
schaffen, die ihr ein "Vorausdenken in Wirtschaftsthemen und -methoden" erlaubt 
(Arbeitsgruppe WU-Forschungszentrum, 1993), um die WU als Forschungsuniversität von 
internationalem Rang zu etablieren. 
Früh wurde erkannt, daß Investitionen alleine zur Erreichung dieses Zieles nicht ausreichen 
werden, sondern daß es frühzeitig notwendig ist, Forschungsschwerpunkte zu entwickeln und 
instituts- und themenüberschreitende Kooperation zwischen Forschem innerhalb und außerhalb 
der WU zu etablieren. Die Arbeitsgruppe "Mittel- und Osteuropaforschung" repräsentiert einen 
von 14 Themenschwerpunkte, die sich im Zuge dieser Bemühungen gebildet haben. 
Das Thema "Umstrukturierung Mittel- und Osteuropas" eignet sich in fast idealer Weise für 
die Entwicklung eines Forschungsschwerpunktes an der Wirtschaftsuniversität. Wie bereits 
ausgeführt, erfordert gerade dieses Thema eine interdisziplinäre Sichtweise, es bietet 
Identifikationsmöglichkeiten für fast alle der an der WU vertretenen Disziplinen und es 
bestehen an der WU bereits mehrere Zentren mit hoher wissenschaftlicher Kompetenz zu 
diesem Thema. Im Rahmen einer Befragung von rund 100 WU-Mitarbeitem und WU-
Freunden wurde gerade "Mittel- und Osteuropaforschung" mehrfach als wichtiger Themen-
schwerpunkt eines WU-Forschungszentrums genannt (Ehrenwerth, 1993). Nicht zuletzt kann 
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die WU aufgrund ihrer geographischen Lage auf einen nicht unwesentlichen Standortvorteil 
bei diesem Thema verweisen. 
Die vorliegende Publikation geht auf eine Veranstaltung an der Wirtschaftsuniversität am 
6.10.1994 zurück, bei der eine Bestandsaufnahme der derzeitigen Aktivitäten im Bereich 
"Mittel- und Osteuropaforschung" an der WU versucht wurde. Trotz aller Bemühungen, 
möglichst alle Akteure einzubeziehen, kann die vorliegende Publikation naturgemäß nur einen 
Ausschnitt aus diesen Aktivitäten darstellen. 
Die nachfolgenden sieben Artikel dokumentieren Mittel- und Osteuropaforschung aus fast 
allen Fachgruppen der Wirtschaftsuniversität Mit fünf Beiträgen besonders stark vertreten ist 
die betriebswirtschaftliche Fachgruppe: Falko Müller-Tyl (Institut für Unternehmensführung) 
präsentiert eine Untersuchung, die sich in Österreich, Tschechien und der Slowakei auf die 
Suche nach Europas Stärken begeben hat. Gereon Friederes (Werbewirtschaft und 
Marktforschung) diskutiert Marketingstrategien für Rußland, eine essentielle Frage für alle 
Unternehmen, die in diesem riesigen Markt Fuß fassen wollen. Welche Erlahrungen 
österreichische Unternehmen bei der Marktbearbeitung in Mittel-Osteuropa gemacht haben 
und auf welche Probleme sie dabei gestoßen sind, berichten Arnold Schuh und Claudia 
K.Jausegger (Absatzlehre) in ihrem Beitrag. Reiner Springer (Außenhandel) geht in seinem 
Aufsatz vor allem auf die Ausgangssituation und die Rahmenbedingungen der zentral- und 
osteuropäischen Märkte ein, wie sie sich derzeit stellen, und leitet daraus Vorschläge für 
Unternehmensstrategien ab. Der letzte Beitrag aus der betriebswirtschaftlichen Fachgruppe, 
jener von Gerhard Fink (Europafragen). geht weit über die betriebliche Sichtweise hinaus. 
Fink beschreibt die wirtschaftlichen Probleme in Zentraleuropa und plädiert für eine rasche 
Osterweiterung der Europäischen Union. 
Eine wichtige auf Mittel- und Osteuropa ausgerichtete Einrichtung der Wirtschaftsuniversität 
stellt das Forschungsinstitut für m.ittel- und osteuropäisches Wirtschaftsrecht dar. Die 
Forschungsaktivitäten dieses Instituts der juristischen Fachgruppe beschreibt Eva Maria 
Micheler in ihrem Aufsatz. Der letzte Beitrag, jener von Gunther Maier (Raumplanung und 
Regionalentwicklung), stellt eine andere adm.inistrative Einrichtung vor, die allerdings nur im 
virtuellen Raum existiert; CERRO, ein auf dem globalen Computernetzwerk Internet 
basierendes elektronisches Kommunikations- und Informationsinstrument über wirtschaftliche 
Entwicklung in Mittel- und Osteuropa. 
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Auf der Suche nach Europas Stärken 
•• Osterreich, Tschechien, Slowakei 
Falko Müller-Tyl 
1 Einführung 
Die hier vorliegende Studie wurde im Frühjahr 1994 in Kooperation zwischen dem Institut 
für Unternehmensführung (Prof. Dr. R. Eschenbach) der Wirtschaftsuniversität Wien und 
dem internationalen Beratungsunternehmen Roland Berger & Partner durchgeführt und soll 
als Fortsetzung des Buches "Auf der Suche nach Europas Stärken" 1 den Untersuchungs-
rahmen um die Länder Österreich, Tschechien und Slowakei vergrößern. Ziel dieser 
Untersuchung ist es, die Erfolgsfaktoren und Anforderungen europäischen Managements 
zu zeigen und spezifische Managementkulturen zu beschreiben. Hierbei sollen sowohl die 
Gemeinsamkeiten zwischen den Ländern bzw. dem jeweiligen nationalen Management 
gefunden, als auch die zweifelsfrei bestehenden Unterschiede hervorgehoben werden. 
Die Ausgangshypothese ist, daß sich nationale und kulturelle Rahmenbedingungen in den 
Organisationsstrukturen der Unternehmen abbilden. 
Unternehmensinterne, -externe und kulturelle Rahmenbedingungen stehen in einer engen 
Wechselwirkung. Das bedeutet einerseits, daß wiederkehrende Ausprägungen innerhalb 
unterschiedlicher Unternehmens- und Organisationsformen auf eine spezifische Manage-
mentkultur eines Landes hinweisen. Andererseits beeinflussen aber auch historische und 
kulturelle Rahmenbedingungen das Verhalten des einzelnen Managers. 
Die Beachtung unterschiedlicher Kulturen und unterschiedlichen Managementverhaltens ist 
für jede Form der Kooperation entscheidend und stellt die Basis für potentielle Synergien, 
aber auch Risiken dar. Insbesondere für Kooperationen in Europa ist es notwendig, sich 
organisatorisch auf nationale Bedingungen abzustützen und diese "europäischen Syner-
gien" stärker zu nutzen. 
Dennoch muß bei einer generellen Beurteilung von Managementkulturen festgestellt 
werden, daß für Unternehmen und deren internationale Zusammenarbeit neue Modelle 
gefunden werden müssen. In diesem Zusammenhang sind die Anpassungen von Tochterge-
sellschaften an die nationalen Strukturen der Zentralen statt an die Bedingungen der 
direkten Umgebung zu kritisieren. Diese Fehladaption bedeutet eine Minderung der Nut-
zung existierender Synergien und kann im Extremfall zum Scheitern einer internationalen 
Kooperation führen. Insbesondere das Ostengagement vieler westeuropäischer Unterneh-
men ist hier zu erwähnen. 
1 Simon, H., Bauer, B., Jägeler, F., Auf der Suche nach Europas Stärken, Verlag Moderne Industrie, 
Landsberg/Lech, 1993 
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Dies unterstreicht die Forderung, nach der Beurteilung westeuropäischer Systeme nun auch 
osteuropäische Managementkulturen in die Gesamtuntersuchungen europäischer Erfolgs-
faktoren und Managementkulturen einzubeziehen. Die kulturellen Verständigungsprobleme 
und Diskrepanzen zwischen Ost- und Westeuropa aufgrund der andersartigen Entwick-
lungen in den letzten Jahrzehnten können nur durch eine zunehmende und differenzierte 
Kenntnis der osteuropäischen Staaten überbrückt werden. 
Mitunter sind diese Unterschiede und Unkenntnis auch ein Grund dafür, daß Joint-ventures 
und ähnliche Investitionen in diesen neuen Märkte nicht die erwarteten Erfolge mit sich 
bringen. 
Im ersten Teil dieser Studie werden die wirtschaftlichen Entwicklungen Österreichs, 
Tschechiens und der Slowakei kurz beleuchtet. Zwei Länder der Untersuchung stellten bis 
vor kurzem noch eine gemeinsame Nation dar. Intranationale Unterschiede wurden zu 
internationalen. Aber auch die Verbindung dieser Länder zur österreichischen Republik ist 
von Bedeutung, nicht zuletzt, weil sie bereits unter gemeinsamer Krone innerhalb der 
Habsburgmonarchie existierten. 
Der Vergleich der Länder untereinander unterstreicht die nationalen Unterschiede und zieht 
konkrete Abgrenzungen. Er zeigt aber auch die Gemeinsamkeiten, die in Form "europäi-
scher Synergien" in Zukunft genutzt werden können. 
Methodisch wurde folgendermaßen vorgegangen: 
In der Praxis stehende Führungskräfte der Top- und Middle-Managementebene wurden im 
Rahmen eines Interviews mit offenen Fragen und Skalierungen von bestimmten Verhal-
tensmerkmalen konfrontiert. Der Gesprächsleitfaden war für alle Länder gleich gestaltet, 
sodaß eine direkte Vergleichbarkeit, auch mit den Ländern des ersten Buches, gewähr-
leistet ist. Wie in der ersten Untersuchung lag die Konzentration in der Erfassung von 
Expertenbeurteilungen und Handlungsempfehlungen, um daraus Erkenntnisse zu gewinnen, 
die der praktischen Arbeit eines jeden Unternehmens und Managements zugute kommen. 
Aus Erfahrungen der qualitativen Forschung zur Ermittlung eines Meinungsspektrums 
reicht eine Zahl von ca. 20 Interviews aus, um die einschlägigen kulturspezifischen Mana-
geme~tnormen in ihrer Breite zu erfassen, zu gewichten und auf nationaler Ebene zu 
vergleichen. Sensationelle Umschwünge, die den Interpretationsansatz insgesamt in Frage 
s~ellen könnten, sind daher auch bei einer weiteren Quantifizierung nicht zu erwarten. Dies 
gilt um so mehr, als es sich bei den Befragten um eine in sich relativ homogene Bevölke-
~-ungsgr~ppe handelt, deren Ausbildung und Tätigkeitsfeld einen weitgehenden Überblick 
uber wirtschaftliche und gesellschaftliche Strömungen gewährleistet. Die Auswahl der 
Unternehmen erfolgte gemäß Stichproben unterschiedlicher Branchen und Unternehmens-
größen. 
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2 Wirtschaftsgeschichtlicher Überblick 
2.1 Österreich 
Unter den Nachfolgestaaten, die durch die politische Neuordnung nach dem 1. Weltkrieg 
an die Stelle der Monarchie traten, war Österreich der bevölkerungs- und flächenmäßig 
kleinste Staat. Die Grundlagen der neuen Republik Österreich unterschieden sich deutlich 
von jenen der Monarchie. Durch die Abtrennung von seinen Agrargebieten und Rohstoff-
vorkommen hatte der neue Staat mit erheblichen Strukturproblemen zu kämpfen. 
Die Zweifel an der Lebensfähigkeit des Staates wurden durch die kriegsbedingte Hyperin-
flation und die depressionsbedingte Massenarbeitslosigkeit (Höhepunkt 1931) verstärkt. 
Nach Ende des 2. Weltkrieges begann für Österreich ein neues, durch Kontinuität und 
Aufstieg gekennzeichnetes Stadium der Entwicklung. Ende Juli 1946 beschloß der österrei-
chische Nationalrat das Erste Verstaatlichungsgesetz. Dadurch gingen die Anteilsrechte 
von rund 70 Unternehmen der Industrie, vor allem der Grundstoffindustrie, des Gewerbes 
und der drei größten Banken des Landes (Österreichische Nationalbank, Creditanstalt-
Bankverein und Länderbank) in den Besitz der Republik über. Mit dem Zweiten Ver-
staatlichungsgesetz vom März 1947 wurde auch die Elektrizitätswirtschaft der Öffentlichen 
Hand überantwortet. 
Eine wesentliche Lehre aus der Zwischenkriegszeit, vor allem aus dem Bürgerkrieg 1934, 
war die Konvergenz der politischen Parteien und der Versuch, alle politischen und wirt-
schaftlichen Fragen auf Basis eines breiten Konsenses zu lösen. Ein wichtiges Instrument 
dieser Konsenspolitik ist das österreichische Modell der Sozialpartnerschaft. Im Rahmen 
dieses Systems wurde die Paritätische Kommission errichtet, die im Gespräch und im 
friedlichen Zusammenwirken die Interessen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber einem 
überbetrieblichen Interessenausgleich zuführt. Die Paritätische Kommission setzt sich aus 
Vertretern der Sozialpartner (Arbeitnehmer und -geber) sowie aus Vertretern der Bundes-
regierung zusammen. 
1963 wurde die Paritätische Kommission um den Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen 
erweitert. Seine Hauptaufgabe ist die Versachlichung der Wirtschaftspolitik, die Erarbei-
tung von längerfristigen Wirtschaftskonzepten sowie der Ausgleich zwischen plan- und 
marktwirtschaftlichen Bestrebungen. Der Vorwurf, daß die österreichische Wirtschafts-
politik nicht im Parlament, sondern in der Sozialpartnerschaft gemacht wird, ist nicht ganz 
von der Hand zu weisen. 
Dieses Konfliktlösungsmodell der Sozialpartnerschaft ermöglichte Österreich eine ruhige 
wirtschaftliche Entwicklung und sozialen Frieden über mehrere Jahrzehnte hinaus. Arbeits-
rechtliche Divergenzen wurden und werden in Österreich am Verhandlungstisch entschie-
den. Daher gilt Österreich als eines der streikärmsten Länder Europas. 
Eine weitere Ursache für den wirtschaftlichen Aufschwung ("das österreichische Wirt-
schaftswunder") war die Finanzhilfe im Marshall-Plan. Österreichs Wirtschaft erhielt im 
Rahmen des European Recovery Program (ERP) rund 1,6 Mrd. US-Dollar. Diese Gelder 
bildeten die Grundlage für eine umfangreiche Investitionstätigkeit, die die sogenannten 
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"goldenen fünfziger Jahre" einleitete. 
Das erklärte oberste sozial- und wirtschaftspolitische Ziel der folgenden Jahre war die 
Vollbeschäftigung. Es wurde versucht, diese Zielsetzung während der Erdölkrise in den 
70er Jahren und der schwierigen Wirtschaftslage zu Beginn der 80er Jahre durch eine 
Erhöhung der Staatsausgaben (deficit spending) zu erreichen, was zu einem ständigen 
Anwachsen des Budgetdefizits und somit der Staatsverschuldung führte (Austrokeynesia-
nismus). 
Angesichts der Tatsache, daß sich der größte Teil der verstaatlichten Industrie auf Bran-
chen konzentrierte, die von der weltweiten Rezession besonders stark betroffen waren, und 
der immer größer werdenden Staatsverschuldung wurde eine große Privatisierungswelle 
eingeleitet. 
Neben der verstaatlichten Industrie ist der Großteil der österreichischen Wirtschaft jedoch 
klein- und mittelständisch orientiert und versucht daher, vor allem durch Nischenstrategien 
zu reüssieren. 
Seit dem 2. Weltkrieg zeichnete sich eine immer stärker werdende Westorientierung des 
österreichischen Außenhandels (unterstützt durch eine konsequente Hartwährungspolitik 
mit einer engen Bindung an die D-Mark) ab. Diese Tendenz wurde 1960 mit der Unter-
zeichnung des EFf A-Vertrages weiter verstärkt. 
Die wirtschaftliche Entwicklung des Landes liegt seit Ende der 80er Jahre fast durchwegs 
so~ohl über dem OECD- als auch über dem EU-Durchschnitt. Im Jahr 1992 betrug das 
Wirtschaftswachstum (reales BIP) + 1,5%. Weiters wies Österreich I 992 eine Inflation von 
4
: 
1 % und eine Arbeitslosenrate von 5,9% auf. Das Defizit der österreichischen Leistungs-
bilanz betrug 3,6 Mrd. öS. 
Es gelang Österreich jedoch nicht, sich vom Einbruch der internationalen Konjunktur 
ab~ukoppeln, weshalb für 1993 ein Negativwachstum von 0,8% des realen BIP zu ver-
~~~hnen ~st. J~doch ~rognostizierte das Wirtschaftsforschungsinstitut (WIFI) im April 
Z 
4 bereits wieder ern reales Wachstum für das Jahr 1994 von 2,0%, allerdings im 
usammenhano- mit der A ah . k„ f . U B . . 0 nn me emes zu un tigen E - eitnttes. 
Für den 1 Jänner 1995 · · B · · ·· · U · l h 
d d . · ist em enntt Osterreichs zur Europäischen mon gep ant. Nac -em 1e Verhandlunoe · d U · .. · · h b . . e n mit er E abgeschlossen sind und sich das osterre1ch1sc e Volk 
sei e~ner hVo!ksabstimmung am 12. Juni 1994 für eine' Mitgliedschaft bei der EU ausge-
proc en at, dürfte dieser Termin auch eingehalten werden können. 
2.2 Tschechien 
Bereits in den let J _ 
Lände d. 1 z_ten ahrzehnten des vorigen Jahrhunderts setzte in den böhmischen m ie ndustr r · • . 
Kohlen- und Erzvo;~ isierung em. __ De~ Reichtum an natürlichen ~ess~urcen,_ vor _alle~ d~r 
sehen L" d ornmen, begunst1gte die Entwicklung der E1senmdustne, die bohmt-
an er wurden . 
de waren d' T zum industriellen Zentrum der Monarchie. "Um die Jahrhundertwen-1e schech 1-- - . 
en angst kern Volk der Bauern und Domestiken mehr. Tschechische 
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Unternehmen, in der Anfangsphase meist noch auf die Lebensmittelindustrie beschränkt 
(Zuckerfabriken, Brauereien, Mühlenbetriebe), eroberten sich immer weitere Bereiche der 
industriellen Produktion." 
Die nach dem Zusammenbruch des Habsburg-Reiches 1918 entstandene Tschechoslowakei 
war die reichste Nation unter den Nachfolgestaaten. Das Land umfaßte zwei Drittel der 
Industrie der Monarchie, jedoch nur ein Viertel der Bevölkerung und ein Fünftel der 
Fläche. Da die Wirtschaft im ersten Weltkrieg nicht in Mitleidenschaft gezogen worden 
war, waren die Bedingungen für eine erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung günstig. 
Das Land hatte einen hohen Grad der ökonomischen Entwicklung erreicht und gehörte in 
den 30er Jahren zu den zehn hochentwickelten Staaten dieser Zeit. 
Die Tschechoslowakei überstand den zweiten Weltkrieg relativ unbeschadet, die Mehrzahl 
der Fabriken und Infrastruktureinrichtungen war intakt geblieben und im Jahr 1948 hatte 
das Bruttonationalprodukt bereits wieder das Vorkriegsniveau erreicht. Eine radikale 
Änderung des Wirtschaftskurses erfolgte durch die Übernahme der Macht durch die 
Kommunistische Partei im Februar 1948. Anstatt am Marshall-Plan teilzunehmen, wurde 
die Tschechoslowakei ein Gründungsmitglied des RGW (Rat für gegenseitige Wirtschafts-
hilfe). Im Jahre 1952 waren bereits nahezu alle Bereiche der Wirtschaft verstaatlicht. Zur 
selben Zeit wurde auch das sowjetische System der zentralen Planwirtschaft implementiert. 
In den nächsten 4 Dekaden war vor allem die Position, die die Tschechoslowakei inner-
halb des RGW einnahm, ausschlaggebend für die Wirtschaftspolitik. Die Hauptaufgabe des 
Landes lag in der Erzeugung von Industriegütern, vor allem in der Rüstungs- und Schwer-
industrie. 
Die interne Verwaltung der Wirtschaft basierte auf einer sehr detaillierten zentralen Ver-
teilung der Ressourcen mit dem Ziel, die innerhalb des RGW bestimmte Rolle zu erfüllen. 
Die Preise wurden zentral festgelegt, der Außenhandel oblag staatlichenMonopolen und die 
Auswahlder Manager erfolgte nach dem Kriterium der politischen Zuverlässigkeit, und 
weniger nach deren Fähigkeiten. 
Das Ergebnis von 40 Jahren Planwirtschaft konnte man 1989, dem Jahr der Sanften Revo-
lution, deutlich sehen. Technologisch veraltete, unproduktive Unternehmen mit mangelhaf-
ter Kapitalausstattung prägten das Bild der Wirtschaft. Aufgrund der sicheren und wenig 
anspruchsvollen Märkte in der UdSSR und in den anderen osteuropäischen Staaten fehlte 
der Anreiz für Innovationen. Auf den internationalen Märkten waren die erzeugten Produk-
te nicht mehr wettbewerbsfähig. 
Der seit dem politischen Umschwung im Jahre 1989 stattfindende Übergang von emer 
Plan- zu einer Marktwirtschaft hat tiefgreifende Änderungen des Wirtschaftssystems 
sowohl in der Makrosphäre (Volkswirtschaft), als auch in der Mikrosphäre (Betriebe) 
erfordert. 
Nach dem politischen Neubeginn im Jahre 1990 begann der eigentliche ökonomische 
Transformationsprozeß im Jänner 1991 mit der Implementierung eines radikalen Reform-
konzepts, das die schnelle und möglichst vollständige Einführung marktwirtschaftlicher 
Institutionen beabsichtigte. 
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Als Grundlage für weitere Schritte wurde eine makro?konom_i~che Stabilisierungspolitik 
eingeleitet, die mit einer restriktiven Lohn-, Geld- und Fiskalpolitik verbunden war. 
zu Jahresbeainn 1991 wurden dann in der Tschechoslowakei wichtige Maßnahmen des 
Übergangs z~r Marktwirtschaft in Kraft gesetzt: Neben der Freigabe der Preise erfolgte 
eine Lib~ralisieruna des Außenhandels. Darüber hinaus wurde die Währungskonvertibilität 
hergestellt und ne~e legistische und institutionelle Grundlagen geschaffen, die mit den 
Erfordernissen einer Marktwirtschaft in Einklang stehen. 
Eine zentrale Stelluna bei der Strukturreform der tschechoslowakischen Wirtschaft nimmt 0 
die Privatisierung staatlicher Betriebe ein. Generell kann zwischen der kleinen und der 
großen Privatisierung unterschieden werden. Die kleine Privatisierung, die 1991 abge-
schlossen wurde, umfaßte die Versteigerung kleinerer und mittlerer Einheiten (Hotels, 
Restaurants etc.) Die große Privatisierung findet seit 1992 in zwei Wellen auf Grundlage 
eines von den einzelnen Unternehmen, aber auch von anderen Interessenten ausgearbeite-
ten und vom Privatisierungsministerium genehmigten Privatisierungsprojektes statt. Neben 
der Kuponmethode, die zumeist nur auf einen Teil des Kapitals angewendet wird, sind 
andere Privatisierungsformen vorgesehen, so u.a. der direkte Verkauf an eine bestimmte 
Person, Mitarbeiterbeteiligungen, Verkauf im Zuge von Auktionen sowie Beteiligungen 
des Auslands. 
Während die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts der Tschechischen Republik in den 
Ja?1"en 1990 bis 1992 ständig rückläufig war, ist der Schrumpfungsprozeß I 993 zum 
Stillstand gekommen. Nach dem Einschnitt durch die Trennung von der Slowakei - das 
BIP. fiel im ersten Quartal 1993 real um 2,4% - hat in der zweiten Jahreshälfte eine 
Kon1unkturerholung eingesetzt. Für das Jahr 1994 wird nun bereits ein reales Wachstum 
der Wirtschaft von rund 2% prognostiziert. Die erwartete Inflationsrate für 1994 beträgt 
ca. ! 1 % (1993 noch 18% ), die Arbeitslosenquote wird voraussichtlich von 4% l 993 auf 
S% i~- Jahr 1994 ansteigen. Die Nähe zu wichtigen westlichen Exportmärkten, die niedri-
rn Lohne, die Qualifikation der tschechischen Arbeitskräfte und die hochindustrialisierte 
nfrastruktur untermauern die guten Zukunftsaussichten für die tschechische Wirtschaft. 
2.3 Slowakei 
~e GSlowakei war bis zur Zwischenkriegszeit hauptsächlich landwirtschaftlich orientiert. 
in d eg;7satz z~ den stark industrialisierten Ballungszentren in Böhmen und Mähren hatte 
sche~lene o;ak~i. vor der kommunistischen Ära lediglich die Waffenproduktion eine be-
radition aufzuweisen. 
1948 m;t B · 
' uu e 0 mn der ko · · · 1 d · 
zugunsten . 0 . . mmumstischen Herrschaft wurde die an wirtschaftliche Struktur 
seitige w· em~r rndustnellen abgeändert, da diese den Bedürfnissen des Rates für gegen-
stoff-, H~~sc :~tshilfe (~GW) ~ntsprach. Das bedeutete den Ausbau der Schwer-, Grund-
chien und . ze~~ und . Rustungsmdustrie. Die Halbzeuge wurden größtenteils nach Tsche-
folgenden ~ertmSowJetunion g~liefert. In der Sl?w~ei waren :orwi~gend Branchen mit 
bewerbsfäh• k . alen konzentnert: große Ostonentierung, gennge mtemationale Wett-
den . ig ea und große Energieintensität, so daß große ökologische Schäden entstan-
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Mit dem Zusammenbruch des RGW (ab 1989) entfiel auch der Abnehmermarkt im Osten, 
was infolge der bestehenden Wirtschafts- und Industriestruktur zu einer äußerst ungün-
stigen Ausgangsposition führte. 
1989 war die CSSR weltweit noch der siebentgrößte Waffenproduzent, die Produktion lag 
zu 70% in der Slowakei. Laut Regierungsvorhaben sollte die Rüstungsproduktion innerhalb 
eines Jahres auf 1/10 gedrosselt und auf die Erzeugung ziviler Produkte umgestellt werden 
(Konversionsprogramm). Durch diese Umstrukturierung stieg die Arbeitslosenrate in der 
Slowakei weit stärker als in Tschechien. Dies begründete auch das Ergebnis einer Mei-
nungsumfrage vom Juni 1992, in der 60% der Bevölkerung für separatistische Parteien 
stimmten, die viel Staat und weniger Markt versprachen. Davon erhofften sie sich mehr 
Arbeit und Wohlstand. Seit 1991 wurden 15.000 Geschäfte, Gaststätten und kleine Betrie-
be entweder versteigert oder auf fünf Jahre an Private vermietet. 
Die große Privatisierung sollte in zwei Wellen erfolgen. Eine erste Tranche wurde über 
Kupons oder direkt verkauft. Sie umfaßte 832 Betriebe im Werte von rund 65 Mrd. Schil-
ling. In der zweiten Phase (Volumen: 520 Betriebe mit einem Wert von insgesamt 75 Mrd. 
Schilling) wurde die, in Tschechien erfolgreich angewandte Kouponmethode, welche 
Manipulationen bei der Privatisierung ausschloß, in der Slowakei kaum verwendet. Die 
Regierung bestimmte Preise und Bedingungen bei den Direktverkäufen, so daß vor allem 
Begünstigte zum Zug kamen. 
Zusammen mit Tschechien, Polen und Ungarn ist sie Slowakei in der Visegrad-Gruppe 
oder Zentraleuropäische Freihandelszone (CEFT A), die geschlossen der EU beitreten will. 
Mit der EFTA besteht seit 1. Jänner 1993 ein Assoziierungsabkommen. 
Per Jahresende 1993 war Österreich der größte ausländische Investor (26% des ausländi-
schen Kapitals), Deutschland lag an zweiter Stelle. Probleme bereiten heute die Arbeits-
losigkeit, die laut Schätzung für 1993 14% beträgt, sowie die Inflationsrate von 27%. 
3 Die Ländervergleiche 










Die folgenden Ausführungen fassen die wichtigsten Ergebnisse zusammen. 
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3.1 Management 
Der Vergleich der Zugangskriterien für das Middle- bzw. Top-Management in Tschechien 
und in der Slowakei läßt bis auf wenige Ausnahmen kaum nennenswerte Unterschiede 
erkennen. 
Hohe Fachkompetenz der Top-Manager wird in der Slowakei am wichtigsten eingestuft. 
Tschechen und Slowaken bewerten gute gesellschaftliche Kontakte und gute Beziehungen 
in der Gesamtbranche wichtiger als Österreicher. 
Ein häufiger Firmenwechsel wird von Managern aller drei Staaten als negativ bewertet. 
Tschechen und Slowaken haben einen beträchtlichen Au_fllo!bed~f ~ei . we~tlichen Spra-
chen, weshalb Auslandsaufenthalten bereits die selbe W1cht1gke1t wie m Osterreich zu-
erkannt wird. Allerdings dauern diese Firmenbesuche nur wenige Monate, während öster-
reichische Unternehmen ihre Mitarbeiter oft ein bis zwei Jahre im Ausland Erfahrung 
sammeln lassen . 
Managereigenschaften wie methodische Arbeitsweise, Organisationsvermögen oder fachli-
che Kompetenz kommt in der Slowakei die größte Bedeutung zu. 
Karriere- und Aufstiegschancen sind für die österreichischen Führungskräfte besonders 
wichtig. 
Für österreichische und tschechische Manager stellt die Höhe des Gehalts bei der Auswahl 
des Unternehmens nur einen geringen Anreiz dar. 
In allen drei Staaten gibt der überwiegende Teil der Befragten an, zu einem Wohnortwech-
sel aus beruflichen Gründen innerhalb des eigenen Landes bereit zu sein. Tschechische 
u
nd 
slowakische Manager lehnen eine Verlegung des Wohnorts in außereuropäische Län-
der mehrheitlich ab. 
Die Ergebnisse_ der Studie zeigen deutliche Unterschiede in den Persönlichkeitsprofilen der 
~anager der einzelnen Länder. Während sich der typische österreichische Manager durch 
e~~e aufgeschlossene, innovative Denkhaltung auszeichnet, nimmt der Großteil der tsche-
c isch_~n und slowakischen Führunoskräfte eine risikoaverse und bewahrende Haltung 
ge 0 enuber N ° h · d . 
de; Umd euerungen e!_n (vgl. Abbildung). Jedoch sind auc m 1esen Staaten Zeichen 







Die aufgezeigten Divergenzen erklären sich großteils aus der unterschiedlichen histori-
schen Entwicklung der Länder. Eine weitere wichtige Rolle spielt das Faktum, daß die 
Führung der meisten tschechischen und slowakischen Unternehmen Managern, die sich aus 
technischen Bereichen emporgearbeitet haben, obliegt. 
Das Selbstbild des österreichischen Managers ist vor allem durch Flexibilität und Kom-
munikationsfähigkeit geprägt, seine tschechischen und slowakischen Kollegen stellen 
Eigenschaften wie Lernbereitschaft oder westliche Orientierung in den Vordergrund. 
3.2 Unternehmen 
Im Bereich der Personalentwicklung zeigen sich große Unterschiede zwischen Österreich 
auf der eine:n und Tschechien und der Slowakei auf der anderen Seite. Die Instrumente der 
Personalentwicklung sind in den beiden Reformländern noch nicht so stark im Bewußtsein 
der Führungskräfte verankert. lncentives im Bereich der Mitarbeiterführung sind in Tsche-
chien und der Slowakei von geringerer Bedeutung als in Österreich. Während in Österreich 
nichtmonetäre Leistungsanreize dominieren, werden slowakische und tschechische Nach-
wuchskräfte von monetären Anreizen stärker angesprochen. 
Der länderübergreifende Vergleich des Organisationsbereiches ergibt, daß in Österreich 
und in Tschechien divisionale Strukturen häufig anzutreffen sind, während in der Slowakei 
funktionale Merkmale die Struktur bestimmen. Matrixorganisationen sind in Österreich 
verbreitet, von slowakischen Befragten jedoch überhaupt nicht genannt worden. Österrei-
chische und tschechische Unternehmen befinden sich überwiegend im Bereich der Dezen-
tralisations- und Koordinationsphase, während slowakische Unternehmen tendenziell Orga-
nisations- und Dezentralisationsbedarf aufweisen. Zur Bearbeitung der wachsenden Märkte 
in allen drei Ländern werden vor allem direkte Vertriebskanäle eingesetzt. 
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3.3 Strategie 
In der Slowakei sind die Strategien, im Gegensatz zu den beiden anderen Vergleichslän-
dern , stärker an operativen Tätigkeiten orientiert. 
Einer EU-Integration stehen alle Länder pos1t1v gegenüber, wobei m Österreich eme ge-
nauere Abwäo~no der Vor- und Nachteile vorgenommen wird. b 0 
Ausgeprägte und dokumentierte Leitbilder bezüglich der Strategie bestehen nur m Öster-
reich. 
Im Bereich der Strategie ergeben sich die wohl größten Unterschiede zwischen den Mana-
gern der befragten Länder. Der österreichische Manager, der immer einer relativ stabilen 
politischen und wirtschaftlichen Ebene gegenüberstand, konnte sukzessive Erfahrung in der 
Strategieentwicklung sammeln. Die früheren Oststaaten hingegen sehen sich nach jahr-
zehntelanger strategischer Fremdbeherrschung nun erstmals mit dem Problem einer eigen-
ständigen Strategieentwicklung konfrontiert - eine Aufgabe, welche durch politische In-
stabilitäten noch erschwert wird. So steckt die Strategieentwicklung vorerst noch in den 
Kinderschuhen und beschränkt sich auf produktorientierte Erfolgsfaktoren wie Qualitäts-
sicherung oder Forschung und Entwicklung. Diese Produktnähe ist auch als Ergebnis der 
technischen Orientierung der Manager in den früheren Oststaaten zu sehen. 
Große Schwierigkeiten bereitet in der Tschechei und in der Slowakei auch der unterent-
wickelte Kapitalmarkt. Österreichische Manager haben hingegen vor allem mit hohen 
Lohnkosten zu kämpfen. 
~ei der Frage nach den Auswirkungen der Internationalisierung wird in allen 3 Staaten 
eme allgemeine Zunahme des Wohlstands erwartet, obwohl sich die Manager bewußt sind, 





Herausragendes Verkaufsargument für die beiden Reformstaaten ist auf internationaler 
Ebene das niedrige Preis- und Kostenniveau. Viele westliche Länder vergeben Lohnferti-
gung~n ~~d Veredelungsarbeiten nach Tschechien und in die Slowakei. Neben dem Preis-
vorteil_ konnen die beiden Staaten mittlerweile auch einen relativ hohen Qualitätsstandard 
vorweisen. 
Die Chancen Öst · h 1· · · · h H. ß · d 
h I erre1c s 1egen 1m Technolog1ebere1c . 1er mu Je och der Vorsprung ge a ten werden d. h I f · · bl .be , wenn 1e österreichischen Unterne men ang nst1g wettbewerbsfähig 
W ei 1. nhwollen, da sich tschechische und slowakische Unternehmen über Zulieferaufträge est 1c es Kno h 
w- ow rasch aneignen. 
BezüoJich de A b . . 
zu t ~ h r r e1tsanforderungen ist die Kenntnis von Fremdsprachen besonders hervor-
s re1c en Spra hk . f ·· d . K . 
m d · . c enntnisse werden in ihrer Bedeutung ur 1e arnere in den zuneh-en exporto . . .. 
nemierten Unternehmen besonders hoch emgeschatzt. 
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4 Resümee und Ausblick 
Ziel dieser Studie war es, die Ausgangshypothese, daß sich nationale und kulturelle Rah-
menbedingungen in den Organisationsstrukturen der einzelnen Nationen widerspiegeln, zu 
bestätigen. 
Es hat sich gezeigt, daß politische Umbruchprozesse sowie gesellschaftliche Denkweisen 
sehr wohl das Managerverhalten beeinflussen und daß sich daraus in Summe bestimmte 
Managementkulturen ableiten. Aus diesen müssen nun die Erfolgsfaktoren für jeden einzel-
nen Fall ermittelt werden, damit diese in Form "europäischer Synergien" in den allgemei-
nen Internationalisierungsprozeß eingehen können. 
Insbesondere an den Beispielen Tschechien und Slowakei hat sich gezeigt, daß nationale 
Gegebenheiten eine bestimmte Mangementkultur hervorbringen. Diese beiden Länder 
stellten bis vor kurzem noch eine gemeinsame Nation dar. Nun gehen sie jedoch unter-
schiedliche Reformwege und sind mit unterschiedlichen Rahmenbedingungen konfrontiert. 
Obwohl beide Länder zwar einen mangelhaft ausgeprägten Kapitalmarkt und gering ver-
breitetes betriebswirtschaftliches Know-how haben, hat die Slowakei mehr mit der Tren-
nung zu kämpfen als Tschechien, welches sich in einer viel stabileren Situation befindet. 
Diese auch politisch sehr brisante Umbruchphase führt zu einem sehr dynamischen Um-
feld, das derzeit das Managementverhalten stark beeinflußt. 
Österreich sieht sich als westeuropäisches Land und war in den letzten Jahrzehnten vor-
nehmlich nach Westen orientiert. Modeme betriebswirtschaftliche Techniken, wie entspre-
chende Strategieformulierungen sowie dokumentierte Ziele und Leitbilder werden größen-
teils eingesetzt. 
Da diese Untersuchung die Länder Österreich, Tschechien und Slowakei zum Gegenstand 
hat, ist insbesondere die Frage nach der Internationalisierung sowie Globalisierung der 
heutigen Märkte berechtigt. Auf die Gemeinsamkeiten geschichtlicher Art ist bereits im 
entsprechenden Kapitel hingewiesen worden. Dennoch wiesen fast alle befragten österrei-
chischen Manager darauf hin, daß die Wirtschaft wesentlich von den Ergebnissen der 
Umbruchprozesse in den osteuropäischen Ländern abhängt. Allein aufgrund der geographi-
schen Lage Österreichs - Wien liegt wesentlich östlicher als Prag - bietet dieses Land für 
international agierende Unternehmen einen optimalen Standort als "Gateway" zum Osten. 
Insbesondere Wien als wirtschaftliches und kulturelles Zentrum dieses Landes wird von 
den international agierenden Unternehmen als wichtige Stadt angesehen und soll diese 
Stellung in Zukunft behaupten. 
Aufgabe jeder Tochtergesellschaft internationaler Unternehmen, die sich in einem der drei 
untersuchten Länder ansiedelt, ist es, die nationalen Gegebenheiten in die Unternehmens-
führung einzubeziehen, um daraus Synergien zu nutzen. 
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Markenstrategien für Rußland1 
Gereon Friederes 
Markenbewußtsein hat sich in osteuropäischen Ländern erst in den letzten Jahren entwickeln 
können, denn die Erfahrungen mit Marken und Werbung aus kommunistischer Ära sind 
gering. In Rußland beschränken sie sich auf ganze zwei nichtideologische Slogans, nämlich 
"Fliegen Sie mit Aeroflot-Flugzeugen" und "Bewahren Sie Ihr Geld in der Sparkasse auf' 
(Geroimenko 1993). Das Gehirn der osteuropäischen Konsumenten stellt folglich, was 
Marken- oder Firmenbilder angeht, eine "fast noch leere Festplatte" dar. Je frühzeitiger eine 
Marke ihre Bilder und ihre Welt auf dieser Festplatte "speichern" kann, desto weniger zeit-
und kostenaufwendig ist dies und desto langanhaltender wird auch die Wirkung sein. Jetzt in 
den Markenaufbau in Osteuropa zu investieren verspricht also einen hohen und langfristigen 
Return on Investment. 
Eine Markenstrategie für Osteuropa hat zwei Hauptanforderungen zu erfüllen. Sie muß 
erstens ein verkaufsförderndes und unverwechselbares Image schaffen, und sie muß zweitens 
den schnellen und kosteneffizienten Aufbau einer hohen Markenbekanntheit garantieren. Wie 
kann man diese Ziele effizient erreichen? 
Äußerst erfolgversprechend in Hinsicht auf diese Ziele ist die Verbindung zweier Marketing-
instrumente, die im Hinblick auf die Gegebenheiten des osteuropäischen Marktes besonders 
geeignet scheinen, nämlich ein auf die Anforderungen in Osteuropa zugeschnittenes 
Dachmarkenkonzept und eine Imagetransferstrategie mit Nutzung westlicher Landes-
images. 
Zunächst zur Imagetransferstrategie: Diese überträgt in unserem Fall bekannte Imagefacetten 
westlicher Länder auf die zu etablierenden Marken. Dies hat eine Reihe von Vorteilen, die 
zur Erreichung der oben beschriebenen Ziele dienlich sind. 
1. Westliche Produkte gelten in Rußland als qualitativ hochwertig, sie besitzen ein 
gewisses Flair und werten dadurch das soziale Prestige ihres Besitzers auf. Die Enge 
Verbindung einer Marke mit einem westlichen Land kann das verkaufsfördernde Landesimage 
für die Marke nutzbar machen. 
Welch hoher Nutzen für den russischen Konsumenten mit der westlichen Herkunft verbunden 
ist, zeigen Forschungsergebnisse des Autors aus einer Studie bei 338 russischen Kon-
sumenten im Sommer 1993. Zur Quantifizierung des Herkunftsnutzens wurde in dieser Studie 
die Bedeutung der Herkunft anhand anderer in Osteuropa ebenfalls bedeutungsvoller 
Marketing-Mix-Variablen (Preis, Verfügbarkeit, Produktpräsentation (mit Hilfe von Fotos 
dargestellt)) gemessen. (s. Abbildungen 1 bis 4) 
1 Die vorliegende Publikation sowie die ihr zugrundeliegende Forschung wurden vom österreichischen Fonds 
zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung (FWF) gefördert. 
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Methodisch wurde diese Aufgabenstellung mittels einer Conjoint-Analyse gelöst, einem 
Verfahren, das auf Basis empirisch erhobener Gesamtnutzenwerte versucht, den Beitrag der 
einzelnen Komponenten zum Gesamtnutzen zu ermitteln. Die Gesamtnutzenwerte wurden im 
vorliegenden Fall durch die Rangreihung von insgesamt zehn Stimuli ermittelt, auf denen 
jeweils eine Kombination von Ausprägungen der oben aufgeführten Marketing-Mix-Variablen 
dargestellt war. Mit Hilfe der Rangreihung dieser Stimuli kann auf die Beitrag der 
Einzelkomponenten, also in diesem Fall von Herkunftsland, Verfügbarkeit, Preis und 
Produktpräsentation geschlossen werden. Durch diese indirekte Vorgangsweise, die eine reale 
Kaufentscheidungssituation nachzuahmen versucht, erhält man bei komplexen Fragestellungen 
wie der vorliegenden sehr viel realistischere Ergebnisse als durch eine direkte Befragung. 
Selbst wenn ein Konsument bei einer direkten Frage in der Lage wäre, die Bedeutung 
einzelner Komponenten für seine eigene Kaufentscheidung anzugeben, so unterliegen seine 
Antworten immer noch starken Nachfrageeffekten. Diese Nachfrageeffekte werden durch die 
indirekte Vorgangsweise bei der Conjoint-Analyse verringert. Aus den genannten Gründen hat 
die Conjoint-Analyse in den letzten Jahren große praktische Bedeutung gewonnen. 
Wie interpretiert man nun die Abbildungen zu den Conjoint-Ergebnissen? Dies soll 
anhand der Daten für Fruchtsaft erläutert werden: Die wichtigste der untersuchten 
Einzelkomponenten bei Fruchtsaft ist die Verfügbarkeit des Produktes. Setzt man den 
gesamten Nutzenvorsprung, den das in den Augen der Konsumenten bestmögliche 
Nutzenbündel (unten rechts in der Graphik abgebildet) gegenüber dem schlechtesten 
Nutzenbündel (unten links) hat, gleich 100 Prozent, so macht der Unterschied in der 
Verfügbarkeit von diesen 100 Prozent ein Drittel aus, nämlich 32,88 Prozent. Der Unterschied 
i~ Preis zwischen dem Preis im besten (rechten) Bündel und dem schlechtesten (linken) 
Bunde! macht von den insgesamt 100 Prozent Unterschied zwischen den beiden Bündeln 
dagegen nur 19,37 Prozent aus. Daß ein Produkt ständig in allen größeren Geschäften 
erhäl~lich ist, hat für den Konsumenten also einen größeren Nutzen, als eine Preisersparnis 
von nnmerhin 25 Prozent (450 Rubel (damals 0,45 $) gegenüber 600 Rubel (0,6 $)). In 
unsere~ Fall ist der Nutzen sogar deutlich größer: 32,88 Prozent bei der Verfügbarkeit im 
Vergleich zu 19,37 Prozent beim Preis. 
Will man nun wissen, welche Preisdifferenz denn nun durch die ständige Verfügbarkeit des 
Fruch~saftes gerechtfertigt ist, läßt sich dies bei vorausgesetzter Linearität der Preis/Nutzen-
Funktwn durch eine einfache Dreisatzrechnung lösen.: 
X% Preisdifferenz/ 25% Preisdifferenz= 32,88% Nutzendifferenz / 19,37% Nutzendifferenz. 
L?.std_man die Gleichung nach X auf so erhält man einen Wert von 42,44 Prozent. Die 
stan ioe V rf•• b . ' . 0 
. e ug arkeit des Fruchtsaftes ist den befragten russischen Konsumenten also 
genausoviel wert • . p 
, wie eme Preisersparnis von rund 44 rozent. 
Führt man die l · h 
f g eic e Rechnung nun mit allen vier Produktgruppen durch, so ergibt sich au grund der westl. h H · b t .. htt· h h""h b •ts ic en erkunft bei drei Produkten eme e rac 1c o ere Preis-
ere1 chaft wäh d . h l d f" d . h . 
e t h . ' ren sic die Konsumenten bei Schoko a e ur as em eimische Produkt 
r;s s~ ehiden. Bei gleicher Präsentation und oleicher Verfügbarkeit der österreichischen und 
sisc en Schokol d ·· 0 k I d f d. ·· Bedenkt . a e, ware den Russen die Importscho o a e ast nur 1e Halfte wert. 
sich daß 1:1an die doch beträchtlichen Geschmacksunterschiede und vergegenwärtigt man 
' im Gegensatz zu fast allen anderen Produktkategorien die russischen Schoko-
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ladentafeln als eines von ganz wenigen Produkten die gleichen Preise am Markt durch-
setzen können, wie beste westliche Markenware, so scheint dieses Ergebnis nicht un-
plausibel. Die Russen sind stolz auf ihre Schokolade. 
Produkt westliches Herkunfts- erzielbare Preisaufschlä-
land in der Befragung ge in% 
Fruchtsaft Österreich + 31,14 
Schokolade Österreich - 96,13 
Kühlschrank Deutschland + 37,63 
Jogginganzug Deutschland + 116,58 
1 ab. 1: Pre1saut- und Pre1sabschlä e tür westhche g e 0 enüber russischen Prod g b ukten 
2. Da auch in Osteuropa in vielen Branchen die Konkurrenz stark wächst und die Produkte 
zunehmend gleichwertiger werden, wird bereits in naher Zukunft die Kaufentscheidung 
auch dort verstärkt aufgrund von Zusatznutzen getroffen werden. Für den Anbieter 
empfiehlt sich darum in zunehmendem Maße die Strategie der emotionalen Markendiffe-
renzierung (s. dazu Kroeber-Riel 1991, Weinberg 1992). Durch den konsequenten Aufbau 
innerer Marken- und Firmenbilder ("emotionale Erlebnisbilder") "wird der durch physische 
Homogenität der Produkte so starke Wettbewerb unterlaufen ... " (Trommsdorff 1992, 
S.460). Landesstereotypen sind äußerst gut geeignet zum Aufbau emotionaler 
Erlebnisbilder, denn sie gehören sicherlich zu den weitest verbreiteten kulturell 
geprägten Schemavorstellungen, sie werden zumeist schon im Kindesalter gelernt und 
zeichnen sich darüber hinaus durch eine große interkulturelle Stabilität aus. (Schwei-
ger und Friederes 1994) Weiterhin bietet herkunftsbezogene Werbung vielfältige Möglich-
keiten für eine lebendige Umsetzung, so daß auch der Gefahr der Austauschbarkeit 
begegnet werden kann. (s. dazu Hopp 1993 und Head 1988) 
3. Die neu zu etablierende Marke kann durch den Imagetransfer von weit ver-
breiteten und früh erlernten Landesstereotypen auf das Markenimage sehr rasch und 
dadurch auch kostengünstig Image und Bekanntheit aufbauen. (s. dazu Schweiger 
1990) Einzige Alternative wäre der Aufbau eines eigenständigen Markenimages ohne die 
Nutzung bereits bestehender Schemata der osteuropäischen Konsumenten. Selbst wenn 
hierbei Kosten keine Rolle spielten, müßte davon aufgrund des Zeitverlustes abgeraten 
werden. Wie bereits erwähnt, sollte eine Markenwelt zum frühest möglichen Zeitpunkt 
beim Konsumenten etabliert werden, da auf diese Weise langfristig ein hoher Markenwert 
erzielt werden kann. 
Wie kann nun der Imagetransfer vom Landesimage auf das Markenimage bewirkt 
werden? Um auch hier möglichst effizient vorzugehen, empfiehlt sich eine integrierte 
Kommunikation. Markenname, Werbung, Produktverpackung, Point-of-Sale-Aktionen und 
PR-Aktivitäten müssen die gleiche Botschaft kommunizieren, sie alle müssen das Produkt 
mit westlicher Herkunft ausstatten. Dadurch wird die verkaufsfördernde westliche Produkt-
herkunft zum integrierten Bestandteil des wahrgenommenen Nutzens der Marke. Die 
gewählten Imagetransferachsen, bestimmte Facetten des Landesimages, die eng mit der 
Marke verknüpft werden, sollten in Osteuropa bereits einen hohen Bekanntheitsgrad 
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genießen und sich durch einen eindeutigen Bezug zu einem geeigneten westlichen 
Herkunftsland auszeichnen. (s. dazu Schweiger 1989, 1992) 
Zum Dachmarkenkonzept: Dachmarkenstrategien gewinnen in unseren westlichen 
Märkten an Bedeutung, weil sie den Markenartikler in die Lage versetzen, sein Kom-
munikatfonsbudget konzentrierter einzusetzen. Insbesondere bei einer Vielzahl von 
Einzelprodukten oder -rnarken, die aufgrund der Kosten für sich alleingenommen eine 
durchschlagende Kampagne nicht rechtfer1igen, bietet die Zusammenfassung unter ein 
Dach eine große Chance. Dies gilt nicht nur für Hersteller oder Exporteure, die ver-
schiedene Produkte mit jeweils geringen Umsätzen in Länder des ehemaligen Ostblocks 
exportieren, es gilt insbesondere auch für kleinere Unternehmen, denen das nötige 
Risikokapital für eine durchschlagskräftige Marktbearbeitung in den großen Ländern 
Osteuropas fehlr. Hier bietet es sich an, mit anderen Unternehmen zu kooperieren und die 
Produktpalette unter einem gemeinsamen Dach anzubieten und zu bewerben. Für die 
augenbJick.liche Situation vieler Unternehmen ist eine Dachmarkenkampagne also schon 
aus diesen Gründen eine adäquate Lösung. Es gibt jedoch eine Vielzahl weiterer Vorteile: 
J. Di_e Dachmarke ermöglicht eine gewisse Unabhängigkeit vom Produkt (nicht von der 
qualrtät des Produktes), die aus zwei Gründen wichtig ist. Zum einen ist die Lebensdauer 
einer Dachmarke länger als die Lebensdauer eines Produktes. Das in die Marke investierte 
Kapital ist somit nicht mit dem Ende des Produktlebenszyklus verloren. Zum anderen 
ermöglicht eine Dachmarke für den Exporteur ein Höchstmaß an Flexibilität, was 
gerade unter den unsicheren Marktbedingungen in Osteuropa bedeutsam ist. Es 
beste~t ~in ErweiterungspotentiaJ durch die Neuaufnahme von Produkten unter das Dach, 
wobei die neu auf genommen Produkte von der bereits bestehenden Bekanntheit der 
Dachmarke profitieren. Es besteht die EliminationsmögJichkeit einzelner Produkte oder 
Hersteller, ohne daß dabei Markenkapital verlorengeht, und es besteht auch eine Aus-
tausc_h_~öglid1~eit von Produkten gegen bessere oder preisgünstigere (bei vergleichbarer 
Qu~litat), da sich die Kommunikation ja auf die Dachmarke und nicht auf das Produkt bezieht. 
2
· Mittels der Dachmarkenstrategie kann schnell und kosteneffizient Markenbekanntheit 
aufgebaut werd J k · b J · h · · 
en. ede Werbung für eines der Produ te, wir t g eic ze1t1g für alle 
~deren Unter demselben Dach. Und jedes bereits gekaufte Produkt, das im Urteil des 
d onsumenten nicht durchfällt, ist Anreiz zum Kauf eines weiteren Produktes unter 
/rselben Dachmarke. Es kommt also zu Markentreuetransfers über die Produktkategorien 
mweg. ~erade in den sich im Aufbau befindlichen Konsumgesellschaften Ost-
europas, m der d" · h · P od k 
. tr •e meisten Konsumenten immer noc wemg r u terfahrung mit ~e~ ~eben Markenartikeln haben kann die Erfahrung mit einem Produkt von 
g eic em Namen in einer anderen' Produktkategorie kaufentscheidungsrelevant sein. 
3
- Da bei Dachm k · · · d d. fäh• ar en die Kräfte stark konzentnert werden, srn iese durchsetzungs-
beh•ger am Markt als Monomarken von denen sich jede gegenüber Konkurrenten 
D auhpten muß. Für den lanofristioen ,Erfolg auch gegen härteste Konkurrenz, ist diese urc setzungsfäh. o . eo o , 
10ken von entscheidender Bedeutung. 
Welche Voraus . . 
einem D h setzungen sollten nun erfüllt sein, damit emzelne Produkte unter 
ac zusam M k · th · · b mengefaßt werden dürfen? Die ar etmg eone gi t darauf folgende 
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Antwort: Zunächst einmal müssen Marken unter einer Dachmarke gleiche Positionierungen 
im Konkurrenzumfeld aufweisen, also auch vergleichbare Preis- und Qualitätsniveaus 
besitzen. Zusätzlich sollten sie einen bestimmten Bedürfnisbereich gemeinsam abdecken 
oder zumindest in einem gemeinsamen Erlebnisfeld stehen. (s. dazu z. B. Becker 1991) 
Wie sich mittels Imageanalyse feststellen läßt, ob diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
sowie mögliche Vorgangsweisen bei Nichterfüllung der Vorraussetzungen, sollen im 
Folgenden anhand einer Fallstudie skizziert werden. Die abgebildeten Daten stammen 
ebenfalls aus der bereits zitierten Studie. Die behandelten Produkte (Elektroartikel, Sport-
und Freizeitbekleidung, Kaffee, Fruchtsäfte, Süßwaren) entsprechen den in Rußland 
umsatzstärksten Consumer Goods des größten österreichischen Handelshauses, der 
VOEST-ALPINE Intertrading, für die ein auf obigen Überlegungen basierendes 
Dachmarkenkonzept für den russischen Markt entwickelt wurde. 
Bei der Suche nach einem gemeinsamen Bedürfnisbereich oder Erlebnisfeld für die 
erwähnten Produkte wurde ein integrativer Ansatz zur Imagemessung verwendet, bei 
dem verbale und bildliche Imagefacetten gleichermaßen Berücksichtigung finden (zur 
Vorgangsweise s. Herzig 1990). Abbildung 5 zeigt die fünf vermessenen Produktgruppen 
(fett gedruckt) in einem Feld von Eigenschaften, Konsumgelegenheiten und Bildern, die 
zur Imagemessung verwendet wurden. 
Die zweidimensionale Darstellung wurde mittels Korrespondenzanalyse errechnet, einem 
multivariaten Verfahren, das die Ähnlichkeit von Objekten mißt. Je ähnlicher ein Objekt 
einem anderen ist, desto näher zueinander werden die beiden Objekte im zweidimensiona-
len Raum dargestellt. Die durch die horizontale Achse erklärte Varianz beträgt 48,05 %, 
durch die Vertikale wird 25,02 % der Gesamtvarianz abgebildet. Bei der Interpretation der 
Graphik sind horizontale Abstände zwischen einzelnen Begriffen bzw. Photos entsprechend 
stärker zu gewichten als vertikale Abstände. Insgesamt werden in der korrespondenz-
analytischen Aufbereitung der Imagedaten 73,07 % der Gesamtvarianz des Datensatzes 
repräsentiert, was als ausreichend hoch betrachtet werden kann. In der Graphik wurde für 
einige Begriffe zugunsten der besseren Lesbarkeit auf die exakte räumliche Darstellung 
verzichtet, was selbstverständlich nichts am Aussagegehalt der Abbildung ändert. 
Zur Interpretation der Graphik: Zentraler Punkt der Darstellung ist die starke 
Übereinstimmung der Images von Süßwaren und Kaffee, während die verbleibenden 
Produkt(gruppen)images sich doch deutlich voneinander räumlich (und damit auch 
inhaltlich) differenzieren. Die Ähnlichkeit von Süßwaren und Kaffee ist so groß, daß 
beide sich im Originalcomputerausdruck sogar überdecken und an dieser Stelle lediglich 
zugunsten der besseren Lesbarkeit voneinander getrennt wurden. Zieht man zusätzlich die 
große Zahl gemeinsamer Imagefacetten in Betracht, die um die beiden exklusiven 
Lebensmittel gruppiert sind, so spricht alles für die Vereinbarkeit von Süßwaren und 
Kaffee unter einem gemeinsamen Markendach. Als gemeinsame Bedürfnisbereiche bzw. 
Erlebnisfelder für die beiden Produkte konnten folgende Imagefacetten identifiziert 
werden: Süßwaren und Kaffee stellen in Rußland, wie vor vielen Jahren im Westen auch, 
etwas Besonderes dar. Es sind exklusive Lebensmittel, die zu besonderen Anlässen 
konsumiert werden und auch als Geschenk Verwendung finden. Die besonderen Anlässe 
charakterisieren sich vor allem durch vergnügliche Geselligkeit und angenehme Atmosphä-
re. Es ist beispielsweise durchaus üblich bei einem Party mit Freunden oder bei einem 
23 
Restaurantbesuch zu einem festlichem Anlass Kaffee zusammen mit einer Tafel Schokola-
de anzubieten bzw. zu bestellen. 
Für Süßwaren und Kaffee konnte also gemeinsame Erlebnisfelder gefunden werden, 
welche Vorgangsweise ist nun für die weiteren Produktfelder (Elektroartikel, Säfte, 
Sport- und Freizeitbekleidung) möglich? 
Selbstverständlich können diese drei Bereiche neben dem Bereich Süßwaren/Kaffee als 
eigenständige Sortimentsmarken geführt werden. Falls jedoch die Vorteile eines gemein-
samen Dachmarkenkonzeptes (s.o.) überwiegen, muß ~as Marken- und Werbekonzept 
sich den veränderten Ansprüchen von Seiten der Praxis_ anpassen: Bei der Breite des 
von der VOEST-Alpine lntertrading nach Osteuropa exportierten Sortiments ist es nicht 
möglich, die gesamte Produktpalette unter einem Dachmarkennamen zu führen. Es fehlt 
der gemeinsame Bedürfnisbereich und sowohl die Gefahr der Yerwässerung der Marke als 
auch die Gefahr von Positionierungskonflikten zwischen zu verschiedenartigen Produkt-
gruppen unter einem Namen ist zu groß. Folglich ist eine komplexere Markenstruktur 
zu entwickeln, gemeinsame Erlebnisfelder sind zu gestalten und mit Leben zu füllen. 
Um auf Sortimentsebene kompetent zu wirken {also auch in einem gewissen Maße 
spezialisiert zu sein) und trotzdem die zuvor beschriebenen Vorteile einer Dachmarke auf 
höchster Ebene zu genießen, wurde ein zweistufiges Dachmarkenkonzept entwickelt. In 
diesem Konzept werden zueinander passende Produktgruppen {z.B'._ elektrische Haushalts-
geräte) unter eine Reihe von Sortimentsdächern zusammengefaßt. Uber diesen Sortiments-
dachmarken thront wiederum die Orientierungsdachmarke, die vor allem Vertrauen 
schaffen, schnelle Markenbekanntheit aufbauen und den Treuetransfer unterstützen soll. 
{siehe Abbildung 6) 
'Yelche Anforderungen an Sortimentsmarken~amen ~nd Orientierungsmarke ergeben 
sich aus oben beschriebener Arbeitsteilung? Die Sortrmentsmarkennamen haben einen 
zum Sortiment passenden Landesbezug herzustellen. Hierzu ist zunächst festzustellen, 
welche Länder sich in den einzelnen Produktkategorien besonders eignen. Falls sich ein 
Landesbezug für alle Produktgruppen gleichermaßen eignet, ist es selbstverständlich 
eb~ns~ möglich, wahrscheinlich sogar sinnvoller, den Landezbezug auf Ebene der 
Onentierungsmarke herzustellen. Danach sind stimmige Markennamen für die Sortimente 
zu finden, die die oben vorgeschlagene integrative Kommunikation unterstützen. Diese 
Markennamen sollen so gut gefallen und so prägnant sein, daß sie das Potential zur 
Mono~arke bergen, d.h. daß sie auch ohne die Orientierungsmarke auskommen. Dieser 
Punkt ist wichtig, weil besonders erfolgreiche Sortimente bzw. Produkte bei entsprechen-
dem Umsatz · · · d S · d h · 10 einigen Jahren eventuell außerhalb es ortiments ac es effizienter geführt 
werde k"" . · n onnen. Weiterhin sollten die Sortimentsmarkennamen emen Bezug zum Produkt 
aufweisen. 
Die Orientier b · · h · ungsmarke sollte westliche Anmutung esitzen, um 01c t im Widerspruch 
zu den Sort· · p d k k 
0 . . imentsmarken zu stehen. Aufgrund des breiten ro u tspe trums sollte der nentierungsmark · "V t h f• 
M enname mö0 lichst produktneutral sem. er rauen sc a ten, schnelle arkenbekannth · 0 ·· " l · 
.. . eit aufbauen und den Treuetransfer unterstutzen auten, wie bereits 
erwahnt die H f U d. 
k.. ' auptau gaben des Orientierungsmarkennamens. m 1ese Auf gaben leisten zu onnen soll · d d" N 
· · te em entsprechend hoher Erinnerungsgra an tesen amen gegeben sein. 
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Für alle Namen gilt, daß sie juristisch einwandfrei, also zu schützen sein sollten, daß sie 
einer linguistischen Prüfung sowohl in lateinischer als auch in kyrillischer Schrift standhal-
ten sollten und daß es zwischen den einzelnen Namen zu keinerlei Dissonanzen kommen 
sollte. Idealerweise sind die gewählten Namen ebenfalls räumlich und zeitlich ungebunden, 
so daß sie ein Entwicklungspotential in Zeit und Raum (z.B. ehemalige UDSSR oder 
gesamter ehemaliger Ostblock) besitzen. (s. zu den Anforderungen auch Abbildung 6) 
Liegt der Kommunikationsschwerpunkt auf der Orientierungsmarke oder auf den 
Sortimentsmarken? Sowohl als auch. Der Kommunikationsschwerpunkt wird sich parallel 
zu den Hauptzielsetzungen verschieben. Zu Beginn wird der Orientierungsmarkenname in 
der Kommunikation mindestens die gleiche Bedeutung genießen wie die Sortiments-
markennamen, denn die Aufgaben des Orientierungsnamens sind gerade in der Ein-
führungsphase besonders wichtig. Außerdem wird es aufgrund der zunächst wohl nur 
geringen erwirtschafteten Gewinne gar nicht möglich sein, alle Sortimentsnamen aus-
reichend professionell zu bewerben. Es müssen also die Synergieeffekte über den Orientie-
rungsmarkennamen genutzt werden. Mit zunehmender Bekanntheit und mit steigenden 
Umsätzen und Gewinnen wird eine Verschiebung des Kommunikationsschwerpunktes 
in Richtung der Sortimentsmarken erfolgen. Die Kompetenz und Bedeutung der 
Sortimentsmarken werden schrittweise gesteigert, und der Orientierungsmarkenname wird 
bei planmäßiger Entwicklung schließlich nur noch als zusätzliches Qualitätsmerkmal 
fungieren. 
Dieses Gesamtkonzept mit den Schwerpunkten "effiziente Dachmarkenstruktur" und 
"Imagetransfer mittels westlicher Produktherkunft" hat seine Tauglichkeit in zwei empiri-
schen Studien in Rußland zumindest in der Marktforschung bewiesen, der Härtetest am 
Markt steht noch aus. Die gefundenen Namen mit Landesbezug sollten aufgrund der 
Forschungsergebnisse ihre Aufgaben beim raschen und kosteneffizienten Aufbau 
eines verkaufsfördernden Westimages mit Bravour bestehen, so daß Konzept und 
Namen ihre Vorbildfunktion für einen erfolgreichen Markenaufbau in Osteuropa 
erfüllen können. 
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Die Marktbearbeitung österreichischer 
Unternehmen in Mittel-Osteuropa 
Ausgewählte Problemfelder 
und Tendenzen im Osteuropa-Marketing 
Arnold Schuh, Claudia Klausegger 
1 Einleitung 
Seit der politischen und wirtschaftlichen Öffnung Osteuropas haben sich die Rahmenbedin-
gungen für die Marktbearbeitung in diesen Ländern grundlegend geändert. Die Reformstaaten 
befinden sich in unterschiedlichen Stadien des Transformationsprozesses von einem 
zentralwirtschaftlich in ein marktwirtschaftlich ausgerichtetes Wirtschaftssystem, was aus der 
Sicht westlicher Anbieter sowohl Absatzchancen eröffnet als auch Risken zur Folgen hat. Die 
Größe des regionalen Marktes, der enorme Nachholbedarf, die als unumkehrbar angenommene 
Entwicklung hin zu einem Wirtschafts- und Gesellschaftssystem westeuropäischer Prägung 
und die attraktiven Wachstumsaussichten haben in den letzten Jahren westliche Unternehmen 
bewogen, in die Märkte Osteuropas einzutreten oder ihre bereits bestehenden Engagements 
auszuweiten. 
Es ist zu erwarten, daß die mit der wirtschaftlichen Transformation einhergehende Ver-
änderung der nationalen Markt- und Umfeldbedingungen wie beispielsweise die Einführung 
neuer Gesetze, die Umstrukturierung der Wirtschaft, Rückgänge im Bruttonationalprodukt, 
niedrige Kaufkraft, hohe Inflation und Kapitalmangel sich auf die Marktbearbeitung westlicher 
Anbieter in Osteuropa auswirkt (vgl. Shama, 1992; Hooley, 1993; Sznajder, 1993). 
Das Spannungsfeld für österreichische Unternehmen resultiert - unter Beachtung der geogra-
phischen Situation und ihrer marketingpolitischen Konsequenzen - aus der Notwendigkeit des 
Eingehens auf die Anforderungen des jeweiligen nationalen Marktes und dem betriebs-
wirtschaftlichen Handlungsspielraum, der durch kostenwirtschaftliche und markenpolitische 
Überlegungen determiniert wird. 
2 Forschungsfragen 
Bei der durchgeführten Erhebung handelt es sich um eine explorative Studie. Neben einem 
allgemein gehaltenen branchenspezifischen Situationsbericht wurden auch ausgewählte 
Forschungsfragen untersucht. Dabei handelt es sich um keine auf statistische Signifikanz 
geprüften Ergebnisse, sondern um Tendenzaussagen, die sich aus den Interviews ableiten 
lassen. Die Zielsetzungen der Studie wurden durch folgende Forschungshypothesen, die auf 
den Stellenwert einzelner Probleme und auf Reaktionsmuster in der Marktbearbeitung 
abstellen, konkretisiert: 
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F I: Faktoren der Makroumwelt, v.a. der ~echtlichen, ~irtschaftlichen und kulturell-gesell' 
schaftlichen, prägen die Marktbearbeitungsentscheidungen maßgeblich_ auch über die 
untersuchten Branchen hinweg. 
F2: Bei keinem Unternehmen wird ein Austritt a~~ :inem bearbeiteten Ländermarkt auf 
grund politischer oder wirtschaftlicher Instabihtat~n erwogen, d.h. die politisch-wirt' 
schaftliche Entwicklung der Länder wird nachhaltig als positiv eingeschätzt. 
F3: Österreichische Unternehmen mit mittelbetrieblicher Strukt~r verfolgen grundsätzlicll 
eine vorsichtige Markterschließung, d.h. das Engagement wird schrittweise erhöht und 
Investitionen in den Markt werden vom erzielten Ertrag abhängig gemacht. 
F4: Die hohen Einkommens- und Lohnunterschiede zu Österreich zwingen zur Nutzung 
lokaler Produktionsmöglichkeiten bzw. zur lokalen Beschaffung von Einsatzfaktoren 
und Produkten. 
F5: Unterschiede im Marktentwicklungsstadium führen zu Anpassungen der in Österreich 
verfolgten Marketingstrategie an die Lände_rgegebenh.eiten_, _v.a. in der Werbung, Pro-
duktpositionierung, Sortimentspolitik und m der Preispolitik, kaum hingegen in der 
Markenpolitik. 
F6: Die untersuchten Ländermärkte werden von den österreichischen Unternehmen in 
bezug auf die Marktbearbeitung (Chancen/Risken) unterschiedlich beurteilt, also nicht 
als homogene Absatzregion angesehen. 
3 Erhebungsdesign 
Als Erhebungsmethode wurde die persönliche Befragung von Führungskräften gewählt. Von 
Mai bis Juni 1994 wurden 32 Unternehmen aus den Branchen Nahrungsmittel und Getränke, 
~nlagenbau, industrienahe Dienstleistungen und Handel hinsichtlich der untemehmens-
mdividueJJen Problemlagen und der Konsequenzen für die Marktbearbeitung in den vier 
L~dermärkten Tschechische Republik, Slowakische Republik, Ungarn und Polen untersucht. 
Die persönliche Befragung wurde anhand eines Leitfadens vorgenommen. Die Problemfelder 
wu
rd
en nach einzelnen Bereichen des nationalen Marketingsystems geordnet und ihr Einfluß 
auf die Marktbearbeitungsentscheidungen österreichischer Unternehmen untersucht. Bei der 
E~hebung der Auswirkungen auf die Marktbearbeitung interessierten die Form des Marktein-
tntts (Export, Joint-Venture, TochtergeseJJschaft etc.), der Grad der Standardisierbarkeit der 
Marktbearbeitung, die Wichtigkeit von Marketinginstrume?te~ (Vertrieb, Markenpolitik, 
::rbung, Preis, Finanzierung), die Ausgestal~un~ der M~keti_ngmfrastruktur (Werbemedien, 
rbe-, Marktforschungsagenturen etc.) sowie die Qualifikation des lokalen Personals. 
4 Untersuchungsergebnisse 
Der Einfluß der Makroumwelt auf die Marktbearbeitung ist unbestritten (F I ). Vor allem die 
Gesetzgebung und der Gesetzesvollzug durch die Behörden bereiten den österreichischen 
Unternehmen Schwierigkeiten. Als gewichtige Problemfelder wurden dabei Unklarheiten bei 
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Eigentumsfragen, das Lebensmittelrecht, lokale Zulassungsverfahren sowie tarifäre Handels-
hemmnisse (z.B. hohe Zölle, Kontingentierungen) genannt. Mentalitätsunterschiede, wobei 
primär auf das fehlende marktwirtschaftliche Denken (z.B. die Übernahme von Verantwortung 
und Risiko) verwiesen wird, verlängern Entscheidungs- und Verhandlungsprozesse mit 
Kunden, Behörden und Lieferanten. 
Ein Ausstieg aufgrund des Länderrisikos, also wegen nicht akzeptabler wirtschaftlicher und 
politischer Instabilitäten und den sich daraus ergebenden Gefahren, wird von keinem derbe-
fragten Unternehmen erwogen (F2). Viel virulenter ist das Zahlungsrisiko, das z.B. im An-
lagenbau eine kurzfristige Absenz aufgrund mangelnder Projektfinanzierung bzw. Forderungs-
absicherung bewirken kann. Damit werden die Ergebnisse von Engelhard/ Eckert ( 1993, S. 
176f.) bestätigt, die zahlungsstromorientierte Risken höher als das Enteignungsrisiko ein-
schätzen. 
Es lassen sich branchenbezogene Markteintritts- bzw. Marktbearbeitungsformen unterscheiden, 
grundsätzlich ist jedoch eine eher defensive Haltung erkennbar (F3). Die österreichischen 
Firmen verfolgen in Übereinstimmung mit der dazu vorliegenden Literatur eine inkrementale 
Ausweitung der Marktpräsenz , d.h. der ursprüngliche Export und Absatz über lokale Ver-
tretungen wird durch Formen, die einen höheren Steuerungsgrad zulassen, ersetzt (Verkaufs-
büro, Vertriebsgesellschaft, Joint-Venture, Akquisition). Bei den Zulieferern i.w.S. (Dienstl-
eistungen, Anlagenbau) ist ein passives Internationalisierungsmuster, das mit dem Motto 
"Follow your Customer" beschrieben werden kann, zu verzeichnen. Die defensive Grund-
haltung kommt im Strategieansatz zum Ausdruck, bei dem der möglichst unveränderte 
Transfer der Heimmarktstrategie im Vordergrund steht, was die mit dem Eintritt verbundenen 
Risken und Kosten reduziert. Auch dominiert bei den Zahlungskonditionen aufgrund der 
Kapital- und Finanzierungsschwäche der Kunden die Vorauskassa. 
Weiters ist eine Tendenz zur lokalen Wertschöpfung sichtbar (F4). Dies wird zum einen durch 
lokale Vorschriften (z.B. local-content-Regelungen im Anlagenbau) erzwungen, zum anderen 
bei vielen Unternehmen als markt- und kostenseitiger Erfolgsfaktor angesehen. So nehmen 
österreichische Handelsunternehmen lokale Marken in ihr Sortiment auf und Nahrungs-
mittelhersteller verlegen Teile ihrer Produktion in das Absatzland, um Einfuhrkosten zu 
sparen, die niedrigen lokalen Lohnkosten zu nutzen und um ihre Abhängigkeit von den häufig 
wechselnden Einfuhrbestimmungen zu reduzieren. 
Im Gegensatz zu den Erwartungen ist ein hoher Standardisierungsgrad im Marketing-Mix vor-
zufinden (FS). Die geographische Nähe, die bereits vorhandene Bekanntheit vieler Marken in 
Osteuropa und der Medienoverflow lassen eine Differenzierung von Marken im Bereich der 
Produktgestaltung, Markenpositionierung, Werbelinie und Preispositionierung kaum zu. Zum 
Teil muß die Produktzusammensetzung und die Verpackungsgestaltung an die lokalen Ver-
hältnisse angepaßt werden. Eine Differenzierung erfolgt über die Sortimentsgestaltung (Aus-
wahl der angebotenen Produktlinien und Marken) sowie im Bereich des Verkaufs und der 
Verkaufsförderung. 
Die Region wird im Vergleich zu Österreich von den Interviewten als gleichartig empfunden, 
jedoch ist bei der Marktbearbeitung ein landesindividuelles Vorgehen erforderlich (F6). Eine 
branchenübergreifende Beurteilung nach Marktattraktivität und Länderrisiko ergibt folgende 
Rangreihung: 
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1. Tschechische Republik 
2. Ungarn, Polen 
3. Slowakische Republik 
Für Tschechien spricht die hohe politische Stabilität, die gute Zahlungsmoral und die relativ 
geringen Eintrittsbarrieren. Bei Ungarn sind wieder verstärkte protektionistische Teoden~~n 
erkennbar_ un? die K~nkurrenzinte~sität ist sehr_ hoch. Polen wird z~~- von_ d_~r Mai:}(t~::h; 
als attraktiv eingeschätzt, andererseits schreckt die fehlende Zahlungsfah1gke1t osterre1ch1 
Exporteure ab. Die geringe Kaufkraft, die politische Instabilität und mangelnde Absatzctiancen 
lassen Slowakien schlecht abschneiden. 
5 Forschungsausblick 
Aus dem Blickwinkel des Osteuropa-Marketing wird vor allem ein Forschungsbedarf im 
Bereich des Makro-Marketing geortet. Die Wirkungsbeziehungen zwischen wirtschaftlichen, 
politischen, sozialen und rechtlichen Umfeldfaktoren, dem sektoralen MarketingsysteJll u?d 
der Marktbearbeitungsstrategie stellen ein interessantes Forschungsthema dar. Gleichzeitig_ 1st 
es, wenn man den Transformationsprozeß in diesen Ländern beobachtet, notwendig, eine 
dynamische Sichtweise in die Osteuropaforschung einzubringen, da sich die umfeld-
bedingungen im Vergleich zu den westlichen Märkten und Gesellschaftssystemen rasant und 
spektakulär ändern. Eine zentrale Frage in der Strategieforschung wird weiterhin die Unter-
suchung ?es Trade-off zwischen dem lokalem Anpassungsbedarf und den GlobalisierLJngs-
erfordernissen der internationalen Unternehmensstrategie bleiben. 
Literaturhinweise 
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Shama, A.: Transforming the Consumer in Russia and Eastern Europe, International 
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Bearbeitung zentral- und osteuropäischer 
Märkte 
Reiner Springer 
Der Übergang von Planwirtschaft zu Marktwirtschaft in den zentral- und osteuropäischen 
Ländern ist mit raschen und grundlegenden Veränderungen der politischen, rechtlichen, 
ökonomischen und finanziellen Rahmenbedingungen für die Geschäftstätigkeit ausländischer 
Unternehmen verbunden ist. 1 Daraus ergeben sich für die Bearbeitung dieser Märkte u. a. 
folgende Fragen: 
• Wie entwickelt sich das Marketingumfeld in Zentral- und Osteuropa? 
• Welche Märkte sollen in Zentral- und Osteuropa bearbeitet werden und wie ist der Eintritt 
in einen ausgewählten Markt zu realisieren? 
• Mit welcher Strategie sollen die Märkte in Zentral- und Osteuropa bearbeitet werden, wie 
sind die Marketing-Mix-Instrumente einzusetzen? 
1 Marketingumfeld 
Wesentliche Merkmale der Marketingumfeldveränderungen (Marketingumfeldtrends) werden 
in Abbildung 1 im Überblick gezeigt, wobei die Differenziertheit der Entwicklungen in den 
einzelnen Ländern nach inhaltlichen und zeitlichen Aspekten zu beachten ist. 
Die voranschreitende Transformation wird zu einer Angleichung des Marketingumfeldes 
zwischen den Ländern im industrialisierten Westen und in Zentral- und Osteuropa führen. Die 
systembedingten Unterschiede zwischen beiden Wirtschaftsregionen, die bis 1989 typisch 
waren und heute noch teilweise existieren, werden mit der Zeit verschwinden. Je höher der 
Grad der Marketingumfeldkompatibilität zwischen Ost und West, desto attraktiver werden die 
Märkte in Zentral- und Osteuropa werden. Attraktivität und Schwächen der Märkte in Zentral-
und Osteuropa werden in Abbildung 2 zusammengefaßt . 
2 Markteintrittsentscheidungen 
2.1 Notwendigkeit zur Marktselektion 
Mit der Transformation sind in Zentral- und Osteuropa neue Märkte entstanden. Aus den 
früheren neun kommunistischen Ländern Albanien, Bulgarien, CSSR, Ungarn, Polen, 
1Siehe auch Czinkota, M. R. : The EC '92 and Eastern Europe: Effects of Integration versus Disintegration, 
Columbia Journal of World Business (Spring 1991), S. 20-27 und Springer, R.: Market Entry and Marketing 
Strategies for Eastern Europe, Journal of East-West Business, No. 4/1994 
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--Veränderungen im Marketingumfeld in Zentral- und Osteuropa 
~ 
Politisches Umfeld Rechtliches Umfeld Ökonomisches Umfeld Kulturelles Umfeld 
-
• Demokratisierung • Justiz- und • schnttweiser Ubergang zur • relative Stabihtät 
der Gesellschaft Rechtsreformen Marktwirtschaft kultureller Wert-
• Mehrparteiensyste- • neue Wirtschafts- • Privatisierung vorstellungen 
me gesetzgebung nach • Refonnierung Geld- und Ban- • zunehmender Eifl" 
• frei gewählte dem Vorbild west- kensystem fluß westlicher 
Parlamente licher Staaten • Zulassung Wettbewerb und Kultur 
• Beseitigung zen- • schrittweise Aus- Abbau staatlicher Monopole 
tralistischer wechslung des • Refonnierung Preissystem und 
Machtstrukturen Personals im Rec- Abbau von Subventionen 
htsapparat • weltwirtschaftliche Öffnung und 
Konvertierbarkeit der nationalen 
Währungen 
• Dezentralisierung der winschaft-
liehen Entscheidungsprozesse 
• Nachfragemärkte und niedrige 
Konkurrenzfähigkeit des Ange-





Rumänien, UdSSR, und Jugoslawien haben sich 27 unabhängige Staaten entwickelt. Im Zuge 
der fortschreitenden Transformation von Planwirtschaft zu Marktwirtschaft eröffnen sich für 
den Markteintritt in diese Ländermärkte vielfältige Optionen. Die Möglichkeit, zwischen über 
20 "neuen" Ländermärkten und verschiedenen Markteintrittsvarianten zu wählen, erweitert den 
Spielraum der Markteintrittsentscheidungen in Zentral- und Osteuropa bei gleichzeitiger 
Zunahme ihrer Komplexität. 2 
Ziel der Marktselektion ist auch in Zentral- und Osteuropa die Bestimmung des für das 
Unternehmen relevanten Marktes. Mit der Marktwahl wird der Kreis der potentiellen Kunden 
und gleichzeitig der Wettbewerber festgelegt. 
Von den aus der Literatur bekannten Marktselektionsverfahren3 bieten sich für die 
L_änd~rmarktwahl in Zentral- und Osteuropa entscheidungsorientierte Marktwahlmodelle an, 
die eme Marktselektion mittels langfristig relevanter ökonomischer Kriterien ermöglichen. 
~nter der Voraussetzung einer hinreichenden Marktinformationsverfügbarkeit eignen sich für 
die Marktselektion in Zentral- und Osteuropa insbesondere Checklisten- und Punktbewertungs-
verfahren sowie die Erstellung von Länderportfolios. 
2
Siehe auch Sprin R • 7.,e· hrif f" Th or1·e und 
. ger, .: Markteintrittsentscheidungen für Osteuropa, Marketing - 1tsc t ur e Praxis, Nr. 4/J 993 3 .. . .. 
F~r em_e. Ubersicht vgl. Breit, J.: Die Marktselektionsentscheidung im Rahmen der unternehmerischen lnter-
nat1onahs1erung, Wien 1991 S , . 67 
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-
Attraktivität und Schwächen zentral- und osteuropäischer Märkte 
Attra tivität Schwächen 
große Bevölkerung niedriges Pro-Kopt Einkommen 
qualifiziene Arbeitskrätte Managementfähigkeiten 
niedrige Löhne niedrige Produktivität 
kulturelle Ahnlichkeiten hohe Erwartungen 
Nähe zu Westeuropa schwache Infrastruktur 
Möglichkeiten im Zusammenhang mit Privatisierung instabiles geschäftliches Umfeld 
niedrige Marktemtrittskosten öffentliche Bürokratie 
langfristiges Wachstumspotential kurzfnstig Rückgang und Knse 
Abbildung 2 
Das methodische Grundprinzip dieser Verfahren besteht darin, Ländermärkte auf der 
Grundlage von Einzelkriterien oder Kriteriensystemen zu bewerten, Rangfolgen aufzustellen 
und daraus Selektionsentscheidungen abzuleiten. Zur Marktselektion können die in Abbildung 
3 auf gelisteten Kriterien herangezogen werden. 
Kriterien zur Marktselektion in Zentral- und Osteuropa 
Kriterium Unterkriterien (Auswahl) 
Marktkapazität/ • Gesamtheit der potentiellen Nachfrage 
Marktpotential • Bevölkerungszahl 
• Bruttosozialprodukt/Bruttoinlandsprodukt 
• Haushaltseinkommen und Investitionen 




• Entwicklung Ausstattungsgrad Haushalte 
Marktvolumen • Umsatzvolumen nach Branchen 
• Budget 
• Kaufkraft und Nachfrageverhalten 
Marktzugangsbedingungen • mögliche Markteintrittsvarianten 
• Außenhandelsregime 
• Investitionsanreize/Vergünstigungen für ausländische 
Unternehmen 
Transformationserfolg/ • Tempo marktwirtschaftlicher Reformen 
Transformationsperspekti ven • Beseitigung staatlicher Monopole 
• Grad der Dezentralisierung und Deregulierung 
• Begrenzung Inflation, Reduzierung Geldüberhang 
Privatisierungsgrad • Anteil der privaten Wirtschaft am BIP 
• Bedingungen für Beteiligung ausländischer Unternehmen 
an Privatisierung 
• Möglichkeiten zum Kauf von Grund und Boden 
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Rechtliche Rahmenbedingungen • Konformität der Wirtschaftsgesetzgebung zum Standard 
westlicher Industrieländer 
• Grad der Gleichstellung ausländischer Unternehmen zu 
inländischen Unternehmen 
Distribulionsbedingungen • Verfügbarkeit und Leistungsfähigkeit von Absatzwegen 
bis zu den Endkunden 
• Looistikinfrastruktur, Logistikkosten e, 
Wettbewerbsintensität • Konkurrenz aus dem Ausland 
• Konkurrenz aus dem Inland 
• Voraussetzungen für faire Wettbewerbsbedingungen 










Ein Beispiel für die Anwendung des Punktbewertungsverfahrens zur Bestimmun~ der 
Attraktivität zentral- und osteuropäischer Volkswirtschaften durch Ranking nach ausgewahlten 
Kriterien zeigt Abbildung 4. 
Objektivität und Treffsicherheit der Ländermarktwahl hängen entscheidend von der 
Aggregationsstufe der Selektionskriterien und der Verfügbarkeit von Marktinformationen zur 
Beantwortung der aus den Kriterien resultierenden Fragestellungen ab. Anzustreben ist ein 
Selektionsverfahren auf der Grundlage detaillierter und nach Möglichkeit quantifizierbarer 
Kriterien. Diese Voraussetzungen sind in Zentral- und Osteuropa jedoch nur bedingt gegeben. 
Der Wissensstand über die zentral- und osteuropäischen Märkte hat sich mit der Realisierung 
der Wirtschaftsreformen in diesen Ländern und ihrer weltwirtschaftlichen Öffnung zwar 
~chrittw~ise verbessert, reicht aber wegen der noch lückenhaften Marktinformationen für 
mformationsaufwendige Marktselektionsverfahren nicht aus. Informationsangebot und Zugang 
zu Informationen sind nach Ländern sehr unterschiedlich. 
Die unzureichende Informationsbasis für Marketingentscheidungen in Zentral- und Osteuropa 







ein?eschränkte Verfügbarkeit zuverlässiger historischer Daten; 
gennge Informationstiefe und begrenzte Zugriffsmöglichkeit auf vorhandene Daten; 
mangelnde Kompatibilität der Informationen zu Wirtschaftsdaten aus marktwirt-
schaftlichen Ländern. 
zeit!ich begrenzte E~istenz typischer Informationsgeber im Zuge andauernder or-
ganisatorischer Veränderungen, dadurch geringe Datenstabilität; 
b~schwerlicher Zugang zu Primärinformationen von Endkunden; 
eingeschränkte Leistungsfähigkeit des staatlichen statistischen Apparates. 
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Ranking zentral- und osteuropäischer Staaten nach ausgewählten Kriterien 
l = bester: 7 = schlechtester 
Indikator Pol CR Ung Rum Slo Swa Bulg 
w 
Marktgröße (Bevölkerungszahl) l 3 4 2 7 6 5 
Wirtschaftskraft (BIP 1993 in US-$) l 3 2 4 7 5 6 
Pro-Kopf-Wirtschaftskraft (BIP/Kopf 1993 in US-$) 4 3 2 7 l 5 6 
Tiefe des Wirtschaftseinbruchs l 3 2 6 4 4 7 
(realer BIP-Rückgang 93 gegenüber Höchststand) 
Preisstabilität (V erbraucherpreisindexsteigerung 1993) 5 1 3 7 4 2 6 
Arbeitslosigkeit (Arbeitslosenrate Ende 1993) 6 l 3 2 5 4 7 
Lebensstandardeinbußen 4 4 l 5 6 3 2 
(Rcallohnrückgang 93 gegenüber Höchststand) 
Fortschritte bei Entstaatlichung (Privatsektorenanteil am l 3 2 5 7 4 6 
BIP) 
Auslandskapitalengagement 5 3 1 6 2 4 7 
(Pro-Kopf-Auslandsinvestitionen, Stand Ende 1993) 
Leistungsbilanzsaldo (bezogen auf BIP 1993) 4 l 6 5 3 2 7 
Auslandsverschuldung 7 4 6 3 l 2 5 
(Bruttoauslandsverschuldung absolut 1993) 
Pro-Kopf-Auslandsverschuldung (brutto, 1993) 5 3 7 1 4 2 6 
Abbildung 4 
2.2 Markteintrittsvarianten4 
Die Grundvarinaten des Markteintritts in Zentral- und Osteuropa sind Export (bzw. Import) 
und Direktinvestitionen. Die Vor- und Nachteile beider Grundvarianten werden in Abbildung 
5 zusammengefaßt. 
Die unsicheren Rahmenbedingungen in vielen zentral- und osteuropäischen Staaten sprechen 
für ein traditionelles Vorgehen bei der Erschließung dieser Märkte beginnend mit Export- und 
Importbeziehungen, die aufgrund des geringen Grades des Auslandsengagements insbesondere 
auch für kleinere Unternehmen beherrschbar bleiben. 
4Siehe zu dieser Problematik auch Wesnitzer, M.: Markteintrittsstrategien für Osteuropa - Konzepte für die 
Konsumgüterindustrie, Wiesbaden 1993 
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Export/Import Direktinvestitionen 
Vorteil Nachteil Vorteil Nachteil 
geringer Aufwand schwache Marktposi- verschiedene Formen langfristige Bindung 
tion der wirtschaftlichen an den Markt 
Zusammenarbeit mög-
lieh 
kleines Risiko geringe Gewinnspanne Beteiligung am Ge- hohe Marktinvestition 
winn und in der Regel 
höheres finanzielles 
Ergebnis 
schnelle Ergebnisse Verdrängung durch bessere Einfluß- und Abhängigkeit von 
Konkurrenz leicht Kono-ollmöglichkeit wirtschaftspolitischen 
möglich auf Kooperation und rechtlichen Rah-
menbedingungen 
Kundenwechsel ein- Abnahme- und Potential für Ausbau Schwierigkeiten bei 
fach möglich Lieferrisiko Marktposition Ausgestaltung der 
Eigentumsrechte 
Abbildung S 
Andererseits eröffnen Wirtschaftsreformen und Privatisierung westlichen Unternehmen viele 
Möglichkeiten für Direktinvestitionen in Zentral- und Osteuropa (Firmenakquisitionen, 
Investitionen auf der grünen Wiese und Joint Venture). Die Privatisierung bedingt eine 
z~nehmende Dominanz der Akquisition (Buy-Strategien) gegenüber Build-Strategien und 
bi~her üblichen Kooperationsformen wie Joint Ventures. 
Die ö~onomischen Rahmenbedingungen in Zentral- und Osteuropa sind für die klassischen 
finanziellen Investoren weniger günstig, da über Firmenkäufe keine schnellen Profite zu 
~rwarten_ sind. Dagegen sprechen für strategische Investitionen folgende Gründe: 5 





Unternehmenskauf ist gleich Marktanteilskauf. Diese Feststellung gilt insbesondere für 
den Konsumgüterbereich, in dem große osteuropäische Unternehmen Binnen-
marktanteile bis zu 90 % hielten. 
Zugriff auf materielle (Rohstoffe, Immobilien, Grund und Boden) und personelle 
(Fo:s_ch~ngs- und Entwicklungskapazitäten) Ressourcen; 
Pos1t10nierung in einer Wirtschaftsregion mit großem Marktpotential; 
Ausbau von Wettbewerbsvorteilen durch niedrige Lohnkosten und Investüionsbe-
günstigungen; 
Neutralisieren von Konkurrenten . 
50- s . 
1 ; ~udie "l992 East European Investment Survey" gibt folgende Rangfolge der Investitionsgründe an: 
4 · Z rreichen von Marktanteilen; 2. Zugriff auf regionale Ressourcen; 3. Kostengünstige Beschaffungsquellen: 
· ugang zum EG-Markt. Business International und Creditanstalt, Wien Oktober 1992 
36 
Die ausländischen Investitionen in Zentral- und Osteuropa haben bis Ende 1993 ein 
beträchtliches Volumen erreicht, wobei Ungarn das bevorzugte Investitionsland war 
(Abbildung 6). 
Ausländische Direktinvestitionen in Osteuropa 
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Abbildung 6 
Nach einer Umfrage unter Vorstandsvorsitzenden bedeutender europäischer Unternehmen sind 
folgende Faktoren bedeutend für eine Investitionsentscheidung in einem zentral- und 
osteuropäischen Zielmarkt (Reihenfolge gleich Rangfolge):6 
1. Politische Stabilität 7 . Wettbewerbsfähige Kosten 
2. Bedeutender Heimatmarkt 8. Währungskonvertibilität 
3. Finanzielle Stabilität 9. Verkehrsnetz/Infrastruktur 
4. Gut qualifizierte Arbeitskraft 10. Gesellschaftsrecht 
5. Potentielle Profitabilität 11. Potentielle Exportbasis 
6 . Geographische Lage 12. Vorteilhaftes Steuersystem 
Generell kann nicht beurteilt werden, welche der beiden Grundvarianten des Markteintritts 
günstiger ist. Die Entscheidung für Export oder Direktinvestitionen als Markteintritt hängt in 
erster Linie von den Unternehmenszielen und der Marktsituation ab. Nach einer Befragung 
österreichischer Unternehmen wählten 56 % der 337 in die Untersuchung einbezogenen 
Unternehmen Export als die erste Markteintrittsvariante in Zentral- und Osteuropa. 36 % der 
Unternehmen setzten auf den Erwerb von Mehrheitsbeteiligungen und 22 % auf die Errichtung 
von Niederlassungen (Doppelnennungen waren möglich).7 
Bei deutschen Unternehmen ist ein ähnliches Markteintrittsverhalten nachweisbar. Der erste 
6S tankovsky . J .: Was die Manager über Osteuropa denken. Internationale Wirtschaft, Wien, Nr. 48, 02 . 12.93, 
S. 15 
7
"Österreichs Unternehmer geben sich optimistisch", Handelsblatt Nr. 39. 25. 2. 1992, S. 8 
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Markteintritt erfolge bei der Mehrzahl der nach Zentral- und Osteuropa expandierenden 
Unternehmen über eine Form des Exports, wobei der direkte Export ohne eigene Repräsentanz 
dominiert. Dieser Stufe folgt vielfach die Errichtung einer eigenen Repräsentanz. Die dadurch 
erreichte Marktposition wird dann mit Joint Ventures vertieft, die in weiterer Ausdehnung des 
Marktengagements in TochtergeselJschaften umgewandelt werden. 8 
Neben den Grundvarianten Export und Direktinvestitionen können in den zentral- und 
osteuropäischen Ländern prinzipiell auch alle Formen des Markteintritts durch Leistungs-
erstellung im Ausland ohne Kapitalbeteiligung realisiert werden. Insbesondere Auftrags-
fertigung, Lizenzvergabe und Kontraktmanagement sind Möglichkeiten, um unter teilweise 
unsicheren Umfeldbedingungen mit relativ geringem Kapitalengagement die zentral- und 
osteuropäischen Märkte rasch zu erschließen und darauf aufbauend einen höheren Grad des 
Auslandsengagements zu entwickeln. 
Über die Auftragsfertigung kann ein Unternehmen die Vorteile günstigerer Produk-
tionsfaktoren, insbesondere niedrige Lohnkosten, in Zentral- und Osteuropa ausnutzen und 
seine Produktionskapazitäten ohne aufwendige und zeitraubende Investitionen schnell 
veränderten Nachfragesituationen anpassen. Die Sicherung der vom Auftraggeber geforderten 
Produktqualität bedarf besonderer Aufmerksamkeit. Da die Auftragsfertigung in der Regel 
zeitl~ch befristet ist, kann bei Nachfragerückgang der Rückzug aus Zentral- und Osteuropa 
re.lat1v_ komplikationslos erfolgen. 
Die Lizenzvergabe bietet sich dann an, wenn personelle und finanzieJ!e Ressourcen fehlen, 
um sofort Produktion und Distribution im zentral- und osteuropäischen Zielland aufzubauen 
o~er wenn Handelshemmnisse Produktexport unmöglich machen. Die Erfahrungen aus einer 
Lizenzvergabe nutzend, kann zu einem späteren Zeitpunkt eine Direktinvestition in Zentral-
und Osteuropa realisiert werden. 
I~ Rahmen des Kontraktmanagemems kann das Defizit osteuropäischer Unternehmen an 
Fu~ngskräften und Management-Know-how reduziert werden. Über den Managementtransfer 
erhält das bereitstellende Unternehmen Einblick in das betreute Unternehmen und letztlich 
auch in den Markt des Gastlandes. Dies versetzt das Unternehmen in die Lage, sich auf 
andere Markteintrittsformen vorzubereiten und diese später mit reduziertem Risiko 
umzusetzen. 
2.3 Marketingstrategien 
Marketingstrategien einer Unternehmung sind immer darauf ausgerichtet, dauerhafte 
Wettbewerbsvorteile zu erreichen. Die Realisierung dieses Zieles erfordert vor allem, die 
unternehmenseigenen Vorteile und Fähigkeiten effizient und zum Nutzen für den Kunden in 
Produkte und Absat J · 
. . . . z e1stungen umzusetzen. Ausgehend von Unternehmens- und Markt-
situ_ation gibt es erne Vielzahl denkbarer Strategien, mit denen dauerhafte Wettbewerbsvorteile 
gesichert werden können. 
s 
Engelhard. J /Eckert S · Markt · · h · O 
127 ( 199314 · · ·· emtnttsverhalten deutscher Unterne men in steuropa. der markt, 32. Jg., Nr. ).S.178 
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Dauerhafte Wettbewerbsvorteile, die nach Branchen und Ländern unterschiedlich sein werden, 
ergeben sich prinzipiell dann, wenn Unternehmen bei der Bearbeitung der Märkte in Zentral-
und Osteuropa wie folgt vorgehen: 
• Fähigkeit zur Anpassung der zu liefernden Produkte an die Bedürfnisse und technologi-
schen Erfordernisse der Kunden (Einstellen auf spezifischen Verlauf der Marktperiode im 
Absatzland); 
• Vermittlung bzw. Anbieten einer vorteilhaften Geschäftsfinanzierung; 
• Akzeptanz von Countertrade; 
• Anbieten zu einem niedrigen Preis; 
• Marktpräsenz vor Ort, Anbieten des kompletten Programms produktgebundener 
Absatzleistungen, Übernahme eines großen Teils der erforderlichen Distributions-
leistungen (Lagerhaltung, Transportorganisation, Angebotstätigkeit im Markt, Finanzie-
rung, Vermittlung von Zusatzleistungen, Beratung). 
Im Zusammenhang mit der Erarbeitung von Marketingstrategien für Zentral- und Osteuropa 
stellt sich die Frage, ob das Angebot und letztlich das Marketingkonzept auf einzelne 
N achfrager individuell ausgerichtet wird oder ob ein standardisiertes, für alle zentral- und 
osteuropäischen Ländermärkte einheitliches Konzept der Marktbearbeitung verfolgt wird. 
Unterschiedlicher Entwicklungsstand und divergierende Entwicklungsperspektiven in den 
einzelnen zentral- und osteuropäischen Ländern führen zu der Schlußfolgerung, daß mit einer 
Differenzierungsstrategie besser den inhomogenen Markterfordernissen in den einzelnen 
Ländern entsprochen werden kann. Eine globale Marketingstrategie für den Wirtschaftsraum 
Zentral- und Osteuropa wird deshalb nicht zielführend sein. Bei der Wahl zwischen 
Standardisierungs- bzw. Differenzierungsstrategie sind Branchen- und Produktbesonderheiten 
zu berücksichtigen. 
Weiters ist im Rahmen der marktstrategischen Überlegungen zu entscheiden, ob der 
Wettbewerb auf der Grundlage der Qualitäts- oder Kostenführerschaft geführt werden soll. 
Nachfragesituation und begrenzte Zahlungsfähigkeit der Kunden in Zentral- und Osteuropa 
sprechen für eine Anwendung der Strategie der Kostenführerschaft. Im Mittelpunkt steht dabei 
die Relation zwischen Preis und Anwendernutzen. 
Das niedrige Lohnkostenniveau in Zentral- und Osteuropa bietet einen besonderen Anreiz, 
eine Strategie der Kostenführerschaft zu verfolgen und lohnkostenintensive und einfache 
Produktion aus den westlichen Industrieländern zu osteuropäischen Standorten zu verlagern. 
Die Lohnkosten in Zentral- und Osteuropa betragen im Durchschnitt ein Zehntel oder weniger 
der westlichen Lohnkosten. Qualifikation und Fertigkeiten der osteuropäischen Arbeitskräfte 
entsprechen im wesentlichen dem westeuropäischen Standard, die Motivation dagegen ist zu 
verbessern. 
In Abbildung 7 werden typische strategische Verhaltensmuster ausländischer Unternehmen 
differenziert nach Strategiedimensionen bei der Erschließung und Bearbeitung zentral- und 
osteuropäischer Märkte zusammenfassend dargestellt. Die bei der jeweiligen Strategiedimen-
sion erstgenannte Strategiealternative ist die dominante Strategie im strategischen Verhaltens-




Markteintrittszeitpunkt .f Pionierstrategie 
• Folgerstrategie 
• Nachzüglerstrategie 
Markteintrittsvariante .f Export 
• Buy-Strategie 
• Build-Strategie 








.f Segmentierung nach Ländermärkten 
• Regionale Segmentierung in Ländermärkten 








3 Veränderungen im Kaufverhalten 
Die Transformation von Planwirtschaft zu Marktwirtschaft führt zu Veränderungen im 
individuellen und organisationellen Kaufverhalten in den zentral- und osteuropäischen 
Ländern. Dabei ist ein differenziertes Kaufverhalten nach Regionen und Ländern zu 
beobachten. In einem längeren Prozeß wird sich das Kaufverhalten in Zentral- und Osteuropa 
dem Standard in den westlichen Industrieländern angleichen. 
3.1 Individuelles Kaufverhalten 
Das individuelle Kaufverhalten wird sowohl von ökonomischen als auch nicht-ökonomischen 
Faktoren bestimmt. 9 
Einen besonderen Stellenwert in der Gruppe der nicht-ökonomischen Faktoren im 
Kaufverhalten osteuropäischer Konsumenten haben die gesammelten Kauferfahrungen. Von 
den ökonomischen Faktoren prägen insbesondere Kaufkraft und Angebot das Kaufverhalten. 
Begrenzte Kaufkraft und ständige Angebotsdefizite haben zu einem vordergründig ökonomisch 
9 
Vgl. Kroeber-Riel. W.: Konsumentenverhalten, München 1990. S. 4Sff und S. 423 
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determinierten Kaufverhalten geführt. 10 Insbesondere wurden kaum Preis- und Qualitätsver-
gleiche angestellt. Sobald eine Ware im Angebot war, wurde auch gekauft, um überhaupt 
etwas zu kriegen. Der Preis spielte bei dieser Art Kaufverhalten eine untergeordnete Rolle, 
zumal die Kaufkraft insgesamt größer war als das Angebot. Diese Marktkonstellation hat sich 
zwischenzeitlich geändert. Geld wird knapp, aber das Angebot erweitert sich. Bei begrenzter 
Kaufkraft wird der Preis damit zum kaufentscheidenden Faktor. 
Einen Vergleich der Kaufkraft osteuropäischer Konsumenten auf der Basis nationaler 
Statistiken sowie der Einzelhandelspreise und der Bruttolöhne in einzelnen Ländern mit Stand 
Mai 1993 liefert die Gegenüberstellung der aufzuwendenden Arbeitsstunden zum Kauf 
gleicher Waren in Abbildung 8. 
Vergleich der osteuropäischen Kaufkraft 
(Arbeitsstundcnlohnäquivalent zum Kauf ausgewählter Produkte) 
Produkt Bulga- Tsche- Polen Ungarn Rußland Rumä- Slowakei Ukraine 
rien chien nien 
Milch (l L) 0:44 0:18 0:17 0:14 1:03 0:19 0:27 0:17 
Brot (1 kg) 0:27 0:24 0:17 0:21 0:24 0:40 0:36 0:31 
Butter (250g) 1 :37 0:44 0:22 0:30 2:03 1: 13 0:43 2:59 
Rindfleisch 5:54 2:40 2:17 2:18 28:20 6:37 3:13 24:01 
(1kg) 
Marlboro (] 1 :50 1:16 0:37 0:48 4:26 3:19 l: 12 16:01 
Sch.) 
Damenkleid 95:40 36:40 29:10 45:20 145:38 44:06 47:28 200:19 
Herrenanzug 103:14 60:05 49:44 66:30 275:02 73:35 67:31 361:48 
Benzin 1:23 0:37 0:21 0:29 0:19 0:42 0:40 3:03 
(87 Okt.) 
Abbildung 8 
Die Besonderheiten des Kaufverhaltens der osteuropäischen Konsumenten werden von der 
Marketingwissenschaft verstärkt untersucht. Wesentliche Merkmale des Kaufverhaltens lassen 
sich in folgenden Punkten zusammenfassen: 11 
10Einc Analyse des Kaufverhaltens polnischer Konsumenten bietet Gajewski, S.: Consumer Behavior in Eco-
nomics of Shortage, Journal of Business Research, Vol. 24, No. 1, January 1992, S. 5 ff 
11 Vgl. dazu Shama, A.: Transforming the Consumer in Russia and Eastern Europe, International Marketing 
Review, Vol. 9 No. 5, 1992, S. 53 und LZ; Euro Food (Hrsg.): Der Lebensmittelhandel in Europa, Frankfurt/M. 












Reduzierung des Verbrauchs wegen der rasch steigenden Preise; 
bewußter und häufigerer Vergleich der Angebote; 
Einschränkung von Risikoeinkäufen; . . . 
verstärkt gemeinsame Vorbereitung der Kaufentscheidung m der Fannhe; 
Einstellen der Bedürfnisse auf die eigene Kaufkraft; 
zunehmendes Markenbewußtsein; 
Kauf von Freunden und alternativen Händlern; 
zunehmendes, teilweise extremes Preisbewußtsein; 
gleiche Preiserwartung für unterschiedliche Geschäftsgrößen und Geschäftstypen; 
extrem hohe Einkaufsfrequenzen . 
3.2 Organisationelles Kaufverhalten 
In allen zentral- und osteuropäischen Ländern hat sich beim organisationellen Kaufverhalten 
eine Verlagerung der Kaufentscheidung aus dem zentralen Staats- und Planungsapparat in die 
an wirtschaftlicher Selbständigkeit gewinnenden Betriebe vollzogen. In 2.entral- und Osteuropa 
waren in der Vergangenheit betriebsexterne Buying Center (Plankommission, Ministerien, 
Außenhandelsunternehmen, Außenhandelsbank und weitere Institutionen) dominant an der 
Kaufentscheidung beteiligt. Im Ergebnis der Wirtschaftsreformen werden die Kaufent-
scheidungen zunehmend von betriebsinternen Buying Center übernommen. Im Prozeß der 
Verlagerung der Kaufentscheidungen in die wirtschaftlich selbständig werdenden Unternehmen 
verändert sich die Zusammensetzung und Rollenwahrnehmung im Buying Center wie 
Abbildung 9 aufzeigt. 
Aus diesem Grunde ist für ein effizientes Marketing von entscheidender Bedeutung, das 
Buying Center auf der Ebene der Unternehmen zu identifizieren und deren Mitglieder direkt 
zu bearbeiten. Berilcksichtigt werden sollte dabei, daß die Betriebe in 2.entral- und Osteuropa 
die Kaufentscheidungen vorrangig nach aufgabenorientierten Kaufentscheidungsmodellen 
treffen. Insbesondere werden folgende Kaufentscheidungsmodelle angewandt: 
1. Minimum Preis-Modell 
Die Unternehmen können die Wettbewerbsfähigkeit vor allem über niedrige Preise 
errei~hen. De~halb sind sie gezwungen, die Produktionsfaktoren zu einem niedrigst-
möghchen Preis einzukaufen. 
2. Reziprokes Kaufmodell 
I)er Käufer bevorzugt jene Lieferanten, die auch einen Teil seiner Produkte abnehmen. 
Dieses Kaufverhalten führt zu den verschiedensten Formen des Countertrade. 
3. Modell der begrenzten Lieferantenwahl 
I)er Käufer iSt in der Wahl seiner Lieferanten nicht frei. Der Staat setzt Rahmenbe-
dingungen, die die Lieferantenwahl einschränken. 
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Organisationelles Kaufverhalten 
Veränderungen in der Rollenwahrnehmung Buying Center 
-
Rolle Planwirtschaft Transformationsphase 
Verwender Zuarbeit für technische Spezifikationen Auslösung Kaufabsicht; Erarbeitung 
(User) technischer und kommerzieller Ein-
kaufskonzeption 
Einkäufer AHU entscheidet über Import nach Endkunde entscheidet, evtl. in Zusam-
(Buyer) vorrangig kommerziellen Kriterien menwirken mit Handelshaus 
Beeinflusser Personen aus betriebsfremden Institu- Experten des Endkunden 
(lnfluencer) tionen 
Entscheidungs- Ministerien und Außenhandelsunter- Management Endkunde 
1 träger (Decider) nehmen 
Gate-Keeper Betriebsfremde Institutionen Personen mit Zugang zu Management 




4.1 Produktpolitik für die Märkte in Zentral- und Osteuropa 
Die Produktpolitik für die zentral- und osteuropäischen Märkte wird wesentlich von dem 
Bestehen einer technologischen Lücke zwischen den westlichen Industrieländern und den 
ehemaligen sozialistischen Ländern in Zentral- und Osteuropa bestimmt. Allgemein wird 
unterstellt, daß die Industrie dieser Länder einen Technologierückstand zu den führenden 
Industrieländern von Jahrzehnten hat. Daraus folgt, daß der Lebenszyklus verschiedener auf 
den westlichen Märkten gehandelter Waren in den zentral- und osteuropäischen Märkten 
entweder noch nicht eröffnet wurde oder sich noch in einem relativ frühen Stadium befindet. 
Ausgebend von dieser Grundkonstellation wird im Mittelpunkt der auf die zentral- und 
osteuropäischen Märkte gerichteten Produktpolitik westlicher Unternehmen nicht die 
Produktinnovation stehen, sondern die Auswahl der für die Märkte erfolgversprechenden 
Produkte und deren Anpassung an spezifische Markterfordernisse. Daraus ergibt sich folgende 
Schrittfolge produktpolitischer Entscheidungen beim Export nach Zentral- und Osteuropa: 
1. Auswahl von Produkten aus dem Angebot des Unternehmens für den Export nach 
Zentral- und Osteuropa; 
2. Anpassung der für den Export ausgewählten Produkte an spezifische Kunden- und 
Markterfordernisse; 
3. Bestimmung und Realisation produktgebundener Absatzleistungen; 
4. Systematische Analyse der Anwenderprobleme zur Gewinnung von Hinweisen für 
Produktinnovationen. 
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Die produktpolitischen Entscheidungen im Osteurop~arketing sind i~ erster ~inie 
Entscheidungen zur Positionierung von im Angebot befindlichen Produkten emes westlichen 
Unternehmens auf einem Verkäufermarkt. Die Entwicklung von Produkten, die für den 
zentral- und osteuropäischen Markt völlig neu sind, und im Zusammenhang damit die Suche 
nach neuen Produktideen sowie die Prüfung der Marktakzeptanz von Neuproduktkonzepten 
werden mit der erfolgreichen Realisierung der Wirtschaftsreformen und der wachsenden 
Leistungsfähigkeit osteuropäischer Unternehmen an Bedeutung gewinnen. Das Streben nach 
Produktverbesserungen, um auf den Absatzmärkten der Unternehmen eingeführte Produkte 
gezielt spezifischen Anwenderforderungen anpassen zu können, ist demgegenüber eine 
aktuelle Aufgabenstellung. 
4.2 Marktkommunikation 
Die Marktkommunikation einer Unternehmung als Möglichkeit, auf Kenntnisse, Einstellungen 
und Verhaltensweisen von Marktteilnehmern gegenüber Unternehmensleistungen einzuwirken, 
erlangt im Osteuropamarketing zunehmende Bedeutung. Die weltwirtschaftliche Öffnung der 
zentral- und osteuropäischen Volkswirtschaften und die Liberalisierung ihres Außenhandels 
vergrößert den außenwirtschaftlichen Entscheidungsspielraum der Unternehmen in diesen 
Ländern beträchtlich. Da die Außenwirtschaftsbeziehungen der Unternehmen nicht mehr durch 
den Staat über auf einzelne Warenpositionen aufgegliederte internationale Handelsabkommen 
und staatliche Außenhandelspläne vorprogrammiert und gesteuert werden, müssen diese eigen-
ständig Entscheidungen hinsichtlich der Wahl ausländischer Geschäftspartner und der zu 
vereinbarenden Vertragsgegenstände treffen. Die Unternehmen in den zentral- und 
0
_steurop~schen Ländern sind auf diesem Gebiet jedoch nur dann entscheidungsfähig, wenn 
sie ausreichende Informationen über potentielle Lieferanten im Ausland haben, mit denen 
Außenwirtschaftsbeziehungen aufgenommen werden könnten. Grundsätzlich gilt, daß bei den 
osteu~opäischen Unternehmen ein großes Informationsdefizit über potentielle Lieferanten aus 
westlichen Industrieländern besteht. 
Dafür gibt es vor allem zwei Gründe: Einmal waren diese Unternehmen durch das 
Außenhandelsmonopol weitgehend von den ausländischen Lieferanten abgeschirmt, zum 
anderen bilden sich im Zuge wirtschaftsorganisatorischer Veränderungen ständig neue 
~ntem~hmen, die erstmals als Nachfrager oder Lieferanten auf Auslandsmärkte drängen und 
uber kemerlei Erfahrungswerte verfUgen. 





eher differenziert als global angelegt sein; 
~ehr_ auf Bekanntmachung und Information abzielen als auf Markterschließung; 
die eigene Imageprofilierung (Firmenwerbung) mehr in den Vordergrund stellen als die 
~onkurrenzverdrängung; 
die Kontaktanbahnung vor allem über sachliche Produkt- und Firmeninformation 
anstreben. 
Die Werbung ist in Zentral- und Osteuropa das wichtigste Kommunikationsinstrument. Bei 
d~r Gestaitung der Werbung sind die generellen Einflußfaktoren auf die Werbung im Ausland 
wie kommunikative und politische Faktoren, wirtschaftliche Rahmenbedingungen und 
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kulturelle Traditionen zu beachten. 
Ausgebend von den Besonderheiten im Kaufverhalten stellt sich die Frage nach Stan-
dardisierung oder Differenzierung der Werbekonzepte ausländischer Unternehmen zur 
Bearbeitung der zentral- und osteuropäischen Märkte. Internationale Unternehmen und 
insbesondere internationale Markenartikler, die globale, weltweit bekannte Marken anbieten, 
werden in der Regel auch eine standardisierte Werbestrategie verfolgen bei länderdifferenzier-
ter Umsetzung. In jedem Falle sind länderspezifische Rahmenbedingungen wie gesetzliche 
Vorschriften, Medienverfügbarkeit, Medienakzeptanz, kulturelle Wertvorstellungen und 
sprachliche Erfordernisse zu beachten. Weniger bekannte Unternehmen, die erstmals auf den 
zentral- und osteuropäischen Märkten operieren und ihre noch unbekannten Produkte und 
Marken einführen wollen, können mit einer differenzierten Werbung, die genau auf die zu 
erschließenden Marktsegmente und Zielgruppen eingestellt wird, eine höhere Werbewirksam-
keit erreichen. 
Grundsätzlich gilt: Je ausgeprägter die Besonderheiten in den jeweiligen zentral- und 
osteuropäischen Zielmärkten (geringer Grad an Marketingumfeldkompatibilität zwischen 
Heimatmarkt und Zielmarkt in Zentral- und Osteuropa), desto notwendiger und damit 
erfolgversprechender sind spezielle Werbestrategien für die Ostmärkte. 
Erfahrungen speziell in der Konsumgüterwerbung in Zentral- und Osteuropa können wie folgt 
verallgemeinert werden: 
• Der Erfolg von Marktkommunikation und damit der Werbung hängen wesentlich von 
einer zielgerichteten Ansprache der Konsumenten ab, zumal die Konsumenten in Zentral-
und Osteuropa sensibler auf Werbebotschaften als Verbraucher im Westen reagieren. 
• Die Konsumenten sind an einer rationalen, sachlichen Werbung interessiert, die ihnen 
eine echte Hilfe bei der Kaufentscheidung bietet. Diese Erwartung erklärt sich daraus, daß 
der Kunde aufgrund des vielfältigeren Angebotes eine Orientierung sucht. Vordergründige 
Animation auf Kosten der Information läßt Mißtrauen entstehen und hält das Produkt 
psychologisch auf Distanz. 
• Die Fernsehwerbung findet in Zentral- und Osteuropa eine geringere Akzeptanz als in 
westlichen Ländern. Sie wird als zu allgemein, oberflächlich und nicht auf die 
Informationsbedürfnisse zugeschnitten bewertet. 
Anzeigen in Zeitungen und Zeitschriften werden als Werbemittel besonders geschätzt. 
Das gilt vor allem für Anzeigen mit einer klaren Gliederung, knapper, sachlicher auf den 
Hauptpunkt gerichteten Argumentation. Die Anzeigen werden in der Regel zum Treffen 
von konkreten Kaufentscheidungen herangezogen. 
Der Konsument sollte die Möglichkeit haben, sich mit dem angebotenen Produkt zu 
identifizieren. 
• Ausländische Unternehmen sollten mit aufgekauften inländischen Marken sowie 
landeseigenen Produkten sensibel umgehen, um den Stolz der osteuropäischen 
Konsumenten nicht zu verletzen. 
• Aufbau und Pflege von Marken ist in den Mittelpunkt der Kommunikation zu stellen, 
weil das Markenbewußtsein in Zentral- und Osteuropa unterentwickelt ist. 
• Marktkommunikation sollte vor allem in ausgeprägten Nachfragemärkten auf Rufbild und 
Markenaufbau ausgerichtet werden, um präsent und für den Zeitpunkt der Veränderung 




- tral und Osteuropa überwiegend Westliche Werbung wird von den Umw~rbenen m L...Cn -
positiv beurteilt wie Abbildung 10 nachweist. 
Bewertung westlicher Werbung (Angaben in Prozent) 
WestJiche Werbung gefällt mir .... Polen CSFR Ungarn 
sehr gut 11 15 27 
gut 32 44 54 
weniger gut 27 12 8 
schlecht 8 3 2 
keine Meinung 22 26 9 
Abbildung 10 
4.3 Distributionsmanagement 
Wirtschaftsorganisatorische Veränderungen in den zentral- und osteuropäische~ Ländern, 
insbesondere die Aufhebung des staatlichen Außenhandelsmonopols und das sich ~ara~s 
ergebende Recht eines jeden Betriebes auf eigenständige Außenhandelstätigkeit sowie die 
Privatisierung des Groß- und Einzelhandels führten zur Neuordnung der internationalen 
Distributionssysteme osteuropäischer Unternehmen und bieten westlichen Unternehmen neue 
Optionen bei der Gestaltung der Distribution in Zentral- und Osteuropa. 
Mit der Aufhebung des Außenhandelsmonopols haben die Außenhandelsunternehmen ihre 
Monopolstellung bei der Abwicklung der Ex- und Importe der zentral- und osteuropäischen 
Länder verloren. Ausländische Unternehmen können direkt, d. h. ohne Vermittlung und 
Kontrolle durch staatliche Institutionen an Abnehmer in zentral- und osteuropäischen 
Zielmärkten verkaufen. Somit besteht freie W ah1 des Marktpartners. 
Die Außenwirtschaftsregulierung erfolgt auf der Importseite vor allem durch Import_quoten 
und Importab~aben (Zölle, erhöhte Umsatzsteuern für importierte Waren, Sonderemfuhr-
steuern). Veremzelt werden nichttarifäre Importregulierungen wie Qualitätsprüfungs- und 
Zulassungsverfahren praktiziert. 
D~r ~i~nenhand~l in den ~eisten zentral- und osteuropäischen Ländern wurde weitgehend 
pnvatisiert. D~t haben sich grundlegende Veränderungen in der Binnenhandelsstruktur 
ergeben. Im Emzelhandel ist die Privatisierung weiter vorangeschritten als im Großhandel. 
Auf der Großhandelsstufe sind beispielsweise in Rußland und in Rumänien die Staatsbetriebe 
nach wie vor marktbeherrschend. In Polen ist die Privatisierung der staatlichen Handelsunter-
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hm · hri 12 ne en am weitesten vorangesc tten. 
In den Nachfolgestaaten der UdSSR existiert praktisch kein funktionierender, "handelnder" 
Großhandel, der Waren von Produzenten kauft und an Einzelhändler weiterverkauft. Die 
Großhandelsunternehmen agieren noch vorwiegend als "Verteiler". Die sich rasch entwickeln-
den Warenbörsen übernehmen ersatzweise die Funktion des Großhandels und teilweise des 
Einzelhandels. 
Grundsätzlich gilt, daß die nationalen Distributionssysteme in den zentral- und osteu-
ropäischen Märkten noch über eine geringe Leistungsfähigkeit verfügen. Insbesondere wird 
die Markterschließung und Marktdurchdringung wegen fehlender leistungsfähiger Groß-
handelskapazitäten erschwert. 
Die Distributionsdichte im osteuropäischen Einzelhandel zeigen folgende Grunddaten aus dem 
Jahre 1992 in Abbildung 11. 13 
Einzelhandelsnetz Lebensmittel- und Drogeriebranche in Zentral- und Osteuropa 
Position Ungarn CSFR Polen 
Anzahl der Geschäfte 1,75 2,47 5,02 
pro 1000 Einwohner 
Umsatz pro Einwohner 680 375 450 
und Jahr in DM 
Umsatz pro Geschäft und 387.000 151.000 90.000 
Jahr in DM 
Umsatz pro m2 Verkaufs- 4.470 1.930 1.560 
fläche und Jahr in DM 
Die Veränderungen in den Distributionsbedingungen auf zentral- und osteuropäischen Märkten 
bieten neue Optionen in der Gestaltung von Absatz- und Bezugswegen, insbesondere die 
Möglichkeit des direkten Ex- und Imports, d. h. die Ausschaltung inländischer Handelsstufen, 
und erfordern gleichzeitig, traditionelle Absatz- und Bezugswege zu überprüfen und neue 
aufzubauen. Im folgenden sollen die prinzipiellen Veränderungen in den Bezugs- und 
Absatzwegen dargestellt werden. 
Bezugswege 
Importe aus zentral- und osteuropäischen Ländern mußten unter den Bedingungen des 
Außenhandelsmonopols grundsätzlich über staatliche Außenhandelsbetriebe (AHB) 
abgewickelt werden. Daraus resultierte der in Abbildung 12 dargestellte Bezugsweg. 
12vgI. auch Türks, M./främ, M.: Konsumgüterdistribution in Osteuropa - Erfolgversprechende Vertriebs-
optionen für westliche Konsumgüterhersteller, in Tietz, B./Zentes, J.: Ost-Marketing - Erfolgspotentiale 
osteuropäischer Konsumgütermärkte, Düsseldorf 1993, S. 247ff 
13Daten entnommen aus Veröffentlichungen der Nielsen Marketing Research 
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Landeagrenze 
Käufer Hersteller 1 AHB' Ausland 1 1 Osteuropa 
Bezugsweg fUr lmpol1e aua OsteurDpa unter den Bedingungen 
des Au8cnhandelsmonopols 
Abbildung 12 
WMW gekauft werden konnten. 
Eine Möglichkeit zur Lieferantenwahl 
bestand nicht, zumal das Warensortiment 
der Außenhandelsbetriebe vom Staat nach 
den Grundsatz "eine Ware - ein Außen-
handelsbetrieb" festgelegt wurde. Die 
Außenhandelsbetriebe waren mit der 
Wahrnehmung des Angebotsmonopols 
beauftragt, was beispielsweise dazu führ-
te, daß Werkzeugmaschinen von Herstel-
lern in der ehemaligen DDR nur über den 
dafür zuständigen Außenhandelsbetrieb 
Mit der Aufhebung des Außenhandelsmonopols in den zentral- und osteuropäischen Ländern 
bieten sich ausländischen Importeuren grundsätzlich die in Abbildung 13 dargestellten 





AHB des Herstellers 
Exportgemeinachaft 
Bezugswege für Importe aus Osteuropa 
Abbildung 13 
Absatzwege 
Die Möglichkeiten für direkten Import 
werden sich in dem Maße erweitern, wie 
Hersteller in zentral- und osteuropäischen 
Ländern die Voraussetzungen für eine 
eigenständige Exporttätigkeit entwickeln 
können. Da viele Hersteller weder über 
personelle Voraussetzungen noch das 
Know-how der Außenhandelstätigkeit 
verfügen, wird der Import auch in Zu-
kunft über verschiedene Typen von Han-
delsstufen laufen. 
Der Export nach Zentral- und Osteuropa kann nach Aufhebung des Außenhandelsmonopols 
über sehr unterschiedliche Absatzwege realisiert werden. In der Vergangenheit war der in 
Abbildung 14 gezeigte Absatzweg typisch. 
Unter den Bedingungen des Außenhandelsmonopols wurden alle Lieferungen aus dem 
Ausland über AHB kanalisiert, die dann die waren an die Endkunden im Inland weiterver-
teilten. Der ausländische Lieferant arbeitete praktisch mit einem Einstufen-Absatzweg und 
hatte in der Regel keinerlei Beziehungen mit nachgeschalteten Handelsstufen in den zentral-
und osteuropäischen Märkten. Direktkontakte zu den Endabnehmern bestanden nur in Aus-
nahmefällen. 
Nach der Aufhebung des Außenhandelsmonopols bieten sich ausländischen Exporteuren 
verschiedene Absatzwege in den zentral- und osteuropäischen Märkten an. Typische Absatz-
wege zeigt Abbildung 15. 
14
Ygl. Springer. R.: Neuordnung der internationalen Distributionssysteme der Exportproduzenten der DDR. In: 
Trommsdorff (Hrsg:): Handelsforschung 1990. Internationalisierung im Handel, Jahrbuch der Forschungsstelle 








Absatzweg Osteuropa bei Au flenhaodelsmooopol 
Abbildung 14 
Die Liberalisierung des Außenhandels 
und die Privatisierung des Groß- und 
Außenhandels in den zentral- und ost-
europäischen Ländern eröffnen völlig 
neue Perspektiven für das Distributions-
management. Ausländische Lieferanten 
stehen vor der typischen Make-or-Buy-
Entscheidung (eigenes Vertriebssystem 
oder Vertriebssystem unter Nutzung 
fremder Handelsstufen). 
Ausgangspunkt des Distributionsmanage-
ments sollte unter den Bedingungen der 
wirtschaftspolitischen Veränderungen in 
Zentral- und Osteuropa eine Neubewer-
GreJUe 
j Absatzwegvarianten Osteuropa 
Handels- 1 
haus 1 
Grojlbandel 1 Endkunde Hersteller/ 1 
Lieferant 
1 I Em-lhandel 1 Ost-
Ausland Grojlbandel 1 1 1 europa 





tung der distributionsrelevanten Merkmale der Zielmärkte sein, die in Anlehnung an die 
Merkrnalsgruppierung durch Specht15 wie folgt bestimmt werden können: 















großes Marktpotential für fast alle Warengrup-
pen 
Deregulation des Außenhandels und der Markt-
beziehungen 
mangelhafte Infrastruktur für komplexe Dis-
tributionssysteme 
wirtschaftlich selbständige Betriebe 
abnehmend staatliche Einkaufsorganisationen 
unterentwickelter Groß- und Einzelhandel 
Preis-Leistungs-Verhältnis entscheidender 
Kauffaktor 
• Präferenz für Produkte westlicher Lieferanten 
• große Nachfrage nach komplexen Absatzlei-
stungen 
• schwach entwickelt 
• eher Wettbewerb zwischen ausländischen Lie-
feranten 
• Drang inländischer Handelsstufen nach aus-
ländischen Kooperationspartnern 
Die Wahl eines Absatzweges sollte nach sorgfältiger Prüfung der möglichen Varianten 
erfolgen, wobei für die zentral- und osteuropäischen Märkte zumindest folgende Fra-
gestellungen von Bedeutung sind: 
• Kann ein Direktabsatz organisiert werden? Welche Vorteile und Risiken bringt ein 
Direktabsatz? 
Viele Kunden in Zentral- und Osteuropa, insbesondere Käufer von Investitionsgü-
tern, streben einen Direktkauf an. Inländische Absatzmittler, vor allem die früheren 
staatlichen Außenhandelsbetriebe werden gemieden. Von daher ist es leicht, 
Direktbeziehungen zu Endkunden herzustellen. Viele der Endkunden haben aber 
aufgrund der jahrelangen Abschirmung vom Weltmarkt keinerlei Erfahrung im 
Außenhandelsgeschäft. Direktbeziehungen können unter solchen Voraussetzungen 
mit großem Aufwand und Unsicherheiten bei der Abwicklung des Geschäftes ver-
bunden sein. Wenn die Befähigung zur korrekten Abwicklung von Außenhandels-
geschäften durch einen Endkunden in Zentral- und Osteuropa angezweifelt werden 
muß, empfiehlt es sich, ein Handelshaus (früheren Außenhandelsbetrieb) als Ab-
satzmittler zu nutzen, ohne auf den Direktkontakt zum Endkunden zu verzichten. 
Die Vorteile einer eigenen Vertriebsorganisation bestehen vor allem in einer straf-
feren Kontrolle über den Absatzweg, Einsparung der Großhandelsspanne und damit 
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Möglichkeit zur Senkung der Endabnehmerpreise sowie in einer zügigeren und 
komplikationsloseren Umsetzung der eigenen Marketingstrategie. 
Diesen Vorteilen stehen Nachteile gegenüber wie Notwendigkeit zur Einrichtung 
zentraler, regionaler und lokaler Warenlager, Organisation Transport und Übernahme 
der Transportkosten, insgesamt hohe finanzielle Aufwendungen. Ein weiterer 
wesentlicher Nach teil ist, daß der Aufbau eines eigenen Vertriebssystems Zeit 
erfordert, welche die Marktpenetration verzögert. 16 
• Welche Absatzmittler stehen für einen Mehrstufenabsatzweg zur Verfügung? 
Kann der Mehrstufenabsatzweg im Interesse des eigenen Unternehmens gesteuert 
werden? 
Als Absatzmittler für einen Mehrstufenabsatzweg können in den zentral- und osteu-
ropäischen Ländern Außenhandelsbetriebe oder aus Außenhandelsbetrieben her-
vorgegangene universelle Handelshäuser vertraglich gebunden werden, die über das 
erforderliche Know-how zur Abwicklung aller Typen von Außenhandelsgeschäften 
verfügen. In zunehmender Zahl bieten sich auch neugegründete Handelsfirmen an, 
die ihr Personal aus den ehemals staatlichen Außen- und Großhandelsunternehmen 
rekrutieren. Nach Möglichkeit sollten mehrere Distributeure mit der Wahrnehmung 
des Absatzes ausländischer Unternehmen in zentral- und osteuropäischen Zielmärk-
ten beauftragt werden, um Abhängigkeiten zu vermeiden und die Risiken aus den 
nach wie vor raschen Veränderungen auf dem Distributionssektor zu vermindern. 
In den einzelnen zentral- und osteuropäischen Ländern bestehen sehr unterschied-
liche Voraussetzungen, Betriebsformen des Groß- und Einzelhandels in einem 
Mehrstuf enabsatzweg einzubauen. 17 
• Welche Distributionsfunktionen sind auf den Märkten abzusichern? 
Beim Export nach Zentral- und Osteuropa hatte ein Lieferant unter den Bedingungen 
des Außenhandelsmonopols von den Distributionsfunktionen im wesentlichen die 
Transaktionsfunktion und die Informationsfunktion zu realisieren, da die Distri-
butionsaufgabe in der Regel nur gegenüber dem Außenhandelsbetrieb zu erfüllen 
war. Mit zunehmender Verantwortung für ein leistungsfähiges Distributionssystem 
ist das gesamte Spektrum marktüblicher Distributionsleistungen (Kaufen/Verkaufen, 
Risikoübernahme, Finanzierung, Sortimentierung, Transport/LagerungNerpackung, 
Marktforschung, Marktkommunikation, Kontaktpflege, Technischer Kundendienst) 
anzubieten. 
• Wie sollen die Distributionsorgane regional in Zentral- und Osteuropa positioniert 
werden? 
Die Konzentration der Distributionsorgane, vor allem der eigenen Absatzorgane, auf 
16Vgl. auch Türks. Mifräm, M.: Konsumgüterdistribution in Osteuropa - Erfolgversprechende Vertriebs-
optionen für westliche Konsumgüterhersteller, in Tietz, B./Zentes, J.: Ost-Marketing - Erfolgspotentiale 
osteuropäischer Konsumgütennärkte, Düsseldorf 1993, S. 265f 
17Vgl. auch lwinska-Knop. K.: Distribution as a Barrier to Application of Marketing in the Centrally Planned 
Economy (Case Study of Poland). Journal of Business Research, Vol. 24, No. 1, January 1992, S. 19 ff 
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die Hauptstädte resultierte aus dem Sitz der Außenhandelsbetriebe als Hauptge-
schäftspartner. Mit der Veränderung der Kundenstruktur und der Möglichkeit des 
Zugangs zu den im Lande verstreuten Endkunden ergibt sich die Notwendigkeit, mit 
Distributionsorganen auch in wichtigen Kundenzentren präsent zu sein. Das gilt 
insbesondere für große Märkte. Die Standortwahl der eigenen und fremden Distri-
butionsorgane ist in Abhängigkeit von den zu bearbeitenden Marktsegmenten zu 
treffen. 
• Welche Art der Marktpräsenz ist erforderlich? 
Die erfolgreiche Bearbeitung der zentral- und osteuropäischen Märkte mit wach-
sender Kundenzahl setzt eine ständige Marktpräsenz voraus. Nur wenn die Durch-
laßfähigkeit des Distributionssystems dem Marktpotential entspricht, wird ein Un-
ternehmen an steigenden Umsätzen in Zentral- und Osteuropa partizipieren können. 
In der Regel wird dafür ein größerer personeller und finanzieller Aufwand für ein 
marktabdeckendes Distributionssystem im Vergleich zum Verkauf an staatliche 
Außenhandelsbetriebe erforderlich sein. 
4.4 Kontrahierungspolitik 
In der Kontrahierungspolitik gegenüber Geschäftspartnern in Zentral- und Osteuropa 
stehen die Unternehmen vor völlig neuen Herausforderungen. Die zentralistische Wirt-
schaftsorganisation wurde zerschlagen. Unternehmen, die bisher Kunden oder Liefe-
ranten waren, werden aufgelöst oder in kleinere Unternehmenseinheiten zerlegt. Durch 
Neugründungen entstehen neue Kunden und Lieferanten. Marketing in Zentral- und 
Osteuropa muß in Rechnung stellen, daß stabile Kundenbeziehungen nicht immer sofort 
erreichbar sind. 
Die Chance zur freien Wahl der Vertragspartner und die Anwendung dispositiven 
Rechts eröffnet den Kunden und Lieferanten in Zentral- und Osteuropa eine größere 
Vielfalt in der Gestaltung der Vertragsbedingungen. Weiters sind die Möglichkeiten zur 
Finanzierung von Außenhandelsgeschäften wegen der allgemein begrenzten Zah-
lungsfähigkeit der Kunden in Zentral- und Osteuropa eingeschränkt. Hinzu kommt, daß 
viele Unternehmen in Zentral- und Osteuropa im Abschluß und in der Realisierung von 
Außenhandelsgeschäften noch unerfahren sind. Den neuen Vertragspartnern fehlen 
aufgrund der bisherigen Abschottung vom Weltmarkt die außenhandelstechnischen 
Fachkenntnisse. 
Ausgehend von diesen Bedingungen sind in der Kontrahierungspolitik die entspre-
chenden Schlußfolgerungen für die Risikoabsicherung in Außenhandelsverträgen zu 
ziehen, insbesondere bei der Wahl der Geschäftskonstruktion und der Vereinbarung der 
Zahlungsbedingung. 
An die Kontrahierungspolitik westlicher Unternehmen gegenüber Partnern in Zentral-
und Osteuropa werden folgende Anforderungen gestellt: 
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• Beurteilung der Leistungsfähigkeit bisher unbekannter Unternehmen, über deren 
Geschäftsgebaren keine Erfahrungen vorliegen: 
Die raschen Veränderungen erfordern zwingend eine kontinuierliche Beobachtung 
der Kunden im Sinne eines Frühwarnsystems. Eine kostensparende Schreibtischfor-
schung ist nicht ausreichend, weil damit Veränderungen nur in einer zeitlichen 
Verzögerung eingefangen werden können. Von entscheidender Bedeutung ist der 
ständige und direkte Kontakt zu Kunden und Lieferanten. Nur eine Präsenz vor Ort 
kann sicherstellen, daß Marktmöglichkeiten genutzt und Risiken für das U nterneh-
men minimiert werden. Der persönliche Kontakt zu den Entscheidungsträgern schafft 
auch erst die Vertrauensbasis, die für Geschäfte unter unsicheren und wechselnden 
Bedingungen erforderlich ist. 
• Verfolgen der raschen Veränderungen der Eigentumsverhältnisse und der betrieb-
lichen Entscheidungsstrukturen (vor allem im Ergebnis der Privatisierung), um 
handlungsbevollmächtigte Vertreter der potentiellen Vertragspartner zu ermitteln; 
• Zuverlässigkeit und Seriösität eines jeden Geschäftspartners in Zentral- und Osteu-
ropa gründlich prüfen, einschließlich einer aktuellen Bonitätsprüfung; 
• risikoarme Vertragskonstruktionen und Zahlungsbedingungen vereinbaren; 
• intensiven direkten Geschäftskontakt pflegen, um persönliche Beziehungen zum 
Vertragspartner aufzubauen und Veränderungen in den Geschäftsbedingungen 
rechtzeitig zu erfahren; 
• Sicherheiten westlicher Bankinstitutionen beschaffen und arbeitsfähige Kontakte zu 
den im Aufbau begriffenen nationalen Bankinstituten in Zentral- und Osteuropa 
entwickeln; 
• reaktionsschnelles Vertragscontrolling entwickeln. 
Die Bedingungen für die Kontrahierungspolitik sind nach Ländern sehr unterschiedlich. 
Das zeigt sich beispielsweise an der Prüfung der Bonität neuer Geschäftspartner in 
Zentral- und Osteuropa. Bis auf Ungarn und in zunehmendem Maße Polen, Tschechien 
und Slowakei sind kaum aussagefähige Bankauskünfte zu erhalten. Osteuropäische 
Banken sind in der Regel überfordert, detaillierte Angaben über die finanzielle Lage 
einzelner Firmen zu liefern. Auskunfteien oder vergleichbare Dienstleistungsun-
ternehmen beginnen erst zu arbeiten. 
Das Hauptproblem der Kontrahierungspolitik in Zentral- und Osteuropa ist die Suche 
nach stabilen und funktionsfähigen Finanzierungsvarianten für Außenhandelsgeschäfte. 
Grundsätzlich gilt, daß die Geschäftspartner in Zentral- und Osteuropa nur über eine 
eingeschränkte Zahlungsfähigkeit in konvertierbaren Devisen verfügen. Daran ändert 
auch die Herstellung der Konvertierbarkeit der nationalen Währungen grundsätzlich 
nichts. Selbst wenn die Konvertierbarkeit der nationalen Währung gegeben ist, wird die 
Zahlungsfähigkeit der Geschäftspartner entweder durch unzureichende Liquidität oder 
prohibitive Währungskurse weitgehend eingeschränkt. Von grundsätzlicher Bedeutung 
im Zentral- und Osteuropageschäft ist auch die hohe Wahrscheinlichkeit der Abwertung 
nationaler Währungen in der Mehrzahl der Länder. 
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Die klassischen langfristigen und teilweise auch kurzfristigen Verfahren der Außen-
handelsfinanzierung sind im Handel mit osteuropäischen Unternehmen nur bedingt 
anwendbar. Grundsätzliche Lösungsmöglichkeiten für eine relativ sichere Außenhan-
delsfinanzierung bestehen in folgender Richtung: 
• westliche projektgebundene Finanzhilfe, die zur Finanzierung einzelner Geschäfte 
eingesetzt werden kann; 
• Absicherung risikoreicher Geschäfte mittels der nationalen Exportkreditversiche-
rungen der westlichen Staaten; 
• Außenhandelsfinanzierung mit Hilfe des Instrumentariums der Gegengeschäfte. 
Absicherungs- und Finanzierungsmöglichkeiten im Ostgeschäft sollen am Beispiel 
Österreichs dargestellt werden (Abbildungen 16 und 17). 
Absicherungsmöglichkeiten im Ostgeschäft 
Was wollen Sie absichern? Wer sichert ... ... welche Risiken ab? 
Beteiligungen, Joint Venture über 
10 Mio öS 
• mit Eigenkapital finan- Direktgarantie des Ost-West- wirtschaftliche Risiken 
ziert Fonds (OWF) 
G4/Beteiligungsgarantie der politische Risiken 
OeKB 
wirtschaftliche Risiken 
. mit Fremdkapital finan- Finanzierungsgarantie des OWF 
ziert 
Beteiligungen, Joint Ventures 
für KMU unter 10 Mio öS 
• mit Eigenkapital finan- Bürges-Projektgarantie wirtschaftliche und politische 
ziert Risiken 
Bürges-Finanzierungsgarantie wirtschaftliche und politische 
• mit Fremdkapital finan- Risiken 
ziert 
Exporte Garantiesystem der OeKB wirtschaftliche und politische 
Risiken 
private Kreditversicherer wirtschaftliche und politische 
Risiken 
Abbildung 16 
Die besonderen ökonomischen Bedingungen in den zentral- und osteuropäischen Län-
dern führen dazu, daß die Finanzierung eines jeden Geschäftes gesondert gestaltet 
werden muß. Diese Aufgabe überfordert gelegentlich kleine und mittlere Unternehmen 
die sich der Sachkenntnis von Banken und Handelshäusern bedienen sollten. Dami~ 
wird auch deutlich, daß der Aufwand für die Vorbereitung und den Abschluß von 
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Finanzierungsmöglichkeiten im Ostgeschäft 
Beteiligungen Beteiligungsfinanzierung im Rahmen 90% des Kredits sind bis zu 8,5 Jahre lang 
des Exportfinanzierungsverfahrens der fix (derzeit 5,75%), der Rest wird variabel 
OeKB verzinst. Kreditlaufzeit bis zu 25 Jahre (da-
von 10 tilgungsfrei) 
ERP-K.redite : für die ersten zwei Jahre 4%, vom 3. bis 5. 
Beteiligungen über 25% Jahr derzeit 5%, in der Restlaufzeit Sekun-
därmarktrendite plus 0,5 %. Kreditlaufzeit 8 
Jahre (2 tilgungsfrei) 
Vertriebseinrich- Kredite der Wirtschaftskammer für fixer Zinssatz von 3% unter dem bei Kredit-
tungen Klein- und Mittelbetriebe einräumung gültigen variablen Verfahrens-
zinssatz der OeKB (derzeit 5,75%), Mini-
mum: 4,5%. 
Kreditlaufzeit 8 Jahre (bis zu 2 Jahre 
tilgungsfrei) 
Exporte Exportfinanzierungsverfahren der durchschnittlicher Zinssatz aus fix und varia-
OeKB bei verzinster Tranche je nach Laufzeit: 
5,229 - 5,75% 
Zinssatz derzeit bei 5,25% 
Exportfondskredite der OeKB 
Abbildung 17 
Außenhandelsgeschäften mit Partnern in Zentral- und Osteuropa größer wird und die 
Marketingkosten ansteigen. 
Eine wichtige Rolle bei der Abwicklung von Außenhandelsgeschäften werden auf lange 
Sicht Gegengeschäftskonstruktionen (Countertradegeschäftskonstruktionen) spielen. Das 
gilt insbesondere für jene Länder, die mit der Transformation noch am Anfang stehen. 
Im Handel mit Zentral- und Osteuropa können alle typischen Countertrade-Transakti-
onsformen praktiziert werden, d. h. Counterpurchase (Gegenkaufgeschäft) oder Parallel 
Barter (Parallelgeschäft), Buy-back (Rückkauf) oder Compensation arrangements 
(Kompensationsgeschäft), Clearing Account Barter (Barter über Verrechnungskonto), 
Offset-Geschäfte, Debt Swaps (Schuldenaustauschgeschäft). 
Modeme Erscheinungsformen des Gegengeschäftshandels mit Unternehmen in Zentral-
und Osteuropa sind Export- und Rohstoffimportvorfinanzierungen, Lagerfinanzierungen, 
Tausch von Firmenanteilen gegen erbrachte Leistungen und Lieferungen, die Bezahlung 
durch das Vertriebsrecht für eigene Produkte des Westlieferanten, Finanzierungen in 
(nichtkonvertierbarer) lokaler Währung mit Switching mehrerer nichtkonvertierbarer 
Währungen. Weiters kann westliches Risikokapital in Handelsgeschäfte kanalisiert 
werden. 
Countertrade im Ostgeschäft wird in zunehmendem Maße von Spezialisten, d. h. spe-
zialisierten Handelshäusern und Banken, abgewickelt. Die Dominanz der Handelshäuser 
ergibt sich aus ihrer Stärke, schwer absetzbare Gegenwaren zu vermarkten, da sie über 
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ein weitreichendes Absatznetz verfügen und die mit dem Countertrade verbundenen 
Risiken besser beherrschen. In Zentral- und Osteuropa bieten sich dafür die Nach-
folgeunternehmen der staatlichen Außenhandelsbetriebe an. Internationale Banken 
schalten sich verstärkt in den Countertrade ein, um die eigenen Kunden besser betreuen 
zu können. 
Ein kompliziertes Entscheidungsfeld der Kontrahierungspolitik in Zentral- und Osteu-
ropa ist die Preispolitik. Eine wichtige Frage besteht aus der Sicht westlicher Unter-
nehmen darin, ob für gleiche Produkte, die auch auf westlichen Märkten verkauft wer-
den, gleiche Preise trotz der niedrigeren Kaufkraft gefordert werden sollen. Damit stellt 
sich also die Frage nach Preisstandardisierung oder Preisdifferenzierung. 
Die Preispolitik wird in der Regel von zwei wichtigen Elementen bestimmt: 18 
Einerseits muß die Preisfestsetzung es möglich machen, einen adäquaten Marktanteil 
für das zu verkaufende Produkt zu erzielen. Dies würde im Prinzip zu einer Niedrig-
preispolitik führen. 
Andererseits muß mit der Preispolitik auch dem Qualitätsimage des angebotenen Pro-
duktes entsprochen werden, d. h. das Preis-Leistungs-Verhältnis muß stimmen. Das 
bedeutet, daß Produkte von hoher Qualität, die in westlichen Märkten im Hochpreis-
segment gehandelt werden, auf zentral- und osteuropäischen Märkten nicht im niedri-
geren oder mittleren Preisniveau angeboten werden können. Daraus ergeben sich fol-
gende preispolitischen Überlegungen: 
Preise für internationale Produkte (Marken), die sowohl in westlichen als auch in zen-
tral- und osteuropäischen Märkten angeboten werden, werden auf der Grundlage einer 
standardisierten Preisstrategie festgesetzt. Dies ist schon alleine auch deshalb notwen-
dig, um der Gefahr nichtautorisierter Importe aus "Niedrigpreisländern" zu begegnen. 
Im übrigen gibt es in allen zentral- und osteuropäischen Ländern ein kleines, aber den-
noch langsam wachsendes Marktsegment für hochpreisige Produkte. 
Preise für lokale bzw. im Zielland hergestellte Produkte dagegen werden auf der 
G~ndlage einer differenzierten Preisstrategie bestimmt und sind in der Regel Niedrig-
pre1se. Damit besteht die Möglichkeit, Kostenvorteile aus der lokalen Produktion in 
Gestalt kaufkraftgerechter Preise weiterzugeben. 
Aus preispolitischen Überlegungen ergibt sich daraus die Schlußfolgerung, Produkte 
sowoh! im niedrigen als auch hohen Preisbereich zu positionieren. Nach Erfahrungen 
verschiedener Unternehmen, insbesondere Markenartikel vertreibende Unternehmen 
sichert eine Positionierung in einem mittleren Preisbereich keine stabilen Umsätze ' 
Summary 
The m~keting envi_ronme?t in Cen~ral and Eastern Europe has changed fundamentally. 
The art1cle deals with bas1c trends m the framework for doing business in Central and 
18 
_Vgl. auch Kastler, M. : Die Markteinführung von Signal in Polen - Probleme und Herausforderungen, in 
Tietz. B./Zentes, J.: Ost-Marketing - Erfolgspotentiale osteuropäischer Konsumoütermärkte Düsseldort· 
1993, S. 155 "' · · 
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Eastem Europe. Methods of market selection and different modes of market entry are 
being discussed. Furthermor~, spe~ific a~p~cts of the implementation of various mar-
keting strategies and marketmg -m1x-dec1s1ons for the markets in Central and Eastem 
Europe are being pointed out. 
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Wirtschaftspolitische Probleme in Zentral-
europa 
Für eine rasche Osterweiterung der EU 
Gerhard Fink 
Anfang des Jahres 1993 bildete sich eine Aktionsgruppe 1 aus west- und zentraleuropäischen 
Vertretern der Wirtschaft und einigen zentraleuropäischen Politikern mit dem Ziel, den 
Annäherungsprozeß der zentraleuropäischen Staaten Polen, Tschechien, Slowakei, Ungarn, 
und Slowenien an die Europäischen Gemeinschaften zu beschleunigen. Damit sollten die 
politischen Verhältnisse in Zentraleuropa rascher stabilisiert werden, der Kampf gegen die 
zunehmende grenzüberschreitende Kriminalität erleichtert werden, und somit auch die 
öffentliche Sicherheit in Europa verstärkt werden. 
Eine Erweiterung dieses Prozesses auf andere Länder sollte nicht ausgeschlossen werden, 
womit allerdings Erwartungen an die Reformpolitik in Bulgarien und Rumänien geknüpft 
waren. Ebenso sollte Kroatien eingeschlossen werden können, wenn Systemreform und 
Friedenspolitik glaubhaft gemacht werden können. 
Aus Sicht dieser Aktionsgruppe waren die EU-Beschlüsse von Kopenhagen im Juni 1993 sehr 
unbefriedigend. Es wurde zwar vom Rat der EU das langfristige Ziel anerkannt, daß die 
zentraleuropäischen Staaten eines Tages Mitglieder der EU werden, aber keine konkreten 
Maßnahmen und Zeitpläne installiert. 
In der Folge motivierte die Aktionsgruppe das International Vienna Council, Wien, die 
Europäische Liga für wirtschaftliche Zusammenarbeit, Brüssel, die Sektion Industrie der 
Wiener Wirtschaftskammer, sowie die Wiener Sektion der Vereinigung Österreichischer 
Industrieller sich zu einer Aktionsgemeinschaft zusammenzuschließen und im Juni 1994 in 
Wien eine Konferenz abzuhalten, die "Wiener Empfehlungen 1994" für die Beschleunigung 
des Annäherungsprozesses der zentraleuropäischen Staaten an die EU verabschieden sollte. 
Für diese Konferenz erarbeiteten 45 Wissenschaftler aus 11 Ländern eine Übersicht über die 
wichtigsten Probleme der zentraleuropäischen Wirtschaft2. Mit der Leitung der Experten-
gruppe wurde der Autor dieses Beitrages betraut, der Professor am Institut für Europafragen 
1 Wichtige Teilnehmer waren u.a. Umberto Agnielli, Italien, Carlos Ferrer, Spanien, Bela Kadar, Ungarn, 
Andrzej Byrt, Polen . 
2 The Future of Central Europe. Sektion Industrie der Wiener Wirtschaftskammer. Juni 1994. sowie G. Fink 
u. A. Petsche (eds ). Central European Economic Policy Issues. IEF Working Paper Nr. 5, Forschungsinstitut 
für Europafragen, July 1994. 
59 
der Wirtschaftsuniversität Wien ist. Unter dem Vorsitz von Carlos Ferrer, Präsident der 
UNICE und Initiator de~ Aktionsgruppe, und Walter Wolfsberger, Präsident der Wiener 
Sektion der Vereinigung Osterreichischer Industrieller wurden am 1 O. Juni 1994 von rund 250 
Teilnehmern aus Wirtschaft und Politik, aus insgesamt 20 europäischen Staaten, die "Wiener 
Empfehlungen 1994" verabschiedet, die an die Spitzen der europäischen Regierungen 
weitergeleitet wurden und im Anhang zu diesem Beitrag wiedergegeben werden. 
Obwohl während der Wiener Konferenz die Sinnhaftigkeit eines "Fahrplanes für das Neue 
Europa"3 von Vertretern der Europäischen Kommission bezweifelt wurden, faßte der EU-Rat 
in Korfu den Beschluß, daß die Kommission bis Ende 1994 (Essener Gipfel) ein Weißbuch 
über die Annäherung zentraleuropäischer Staaten an die EU vorlegen sollte. Am 18. Juli 1994 
legte die Kommission ~~n EU-Außenministern ein Konzept für das Weißbuch vor4, das in 
vielen Belangen große Ahnlichkeit mit den "Wiener Empfehlungen 1994" hat. 
Als Verneigung gegenüber dem Veranstaltungsort Wien, meinte Minister Bela Kadar, daß der 
Weg Ungarns in die EU direkt üb~r Österreich führen müßte und betonte die besondere 
Verantwortung Westeuropas und Osterreichs, im besonderen, für die Entwicklungen in 
Zentral- und Osteuropa. Auf der Konferenz wurde zwar die Verantwortung Westeuropas 
prinzipiell anerkannt, aber auch die spezifische Mitverantwortung der fortgeschrittenen zentral-
europäischen Reformstaaten für die Entwicklung in Osteuropa und in den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion hervorgehoben. Die zentraleuropäischen Staaten sollten sich nicht verweigern, 
mit Rußland in eine gemeinsame Organisation zur Förderung des Übergangs zur Marktwirt-
schaft einzutreten und insbesondere ihre Zentraleuropäische Freihandelszone beschleunigt 
umsetzen und weitere Staaten, zunächst aber Rumänien und Bulgarien, aufnehmen. 
Das EU-Konzept setzt auch an dieser Stelle ein und soll nicht für Polen, Slowakei, 
Tschechien, und Ungarn gelten, sondern auch Bulgarien und Rumänien mit einschließen, mit 
denen die EU erst vor kurzem Assoziationsabkommen geschlossen hat. Mit diesen Staaten 
sollten ab 1995 regelmäßige Konsultationen auf allen Ebenen stattfinden. Als besonders 
wichtig werden politische Konsultationen über die allgemeine Politik der EU, Außen- und 
Sicherheitspolitik, Gesetzwesen und innere Angelegenheiten (z.B. Kriminalitätsbekämpfung) 
angesehen. Ebenso sollten regelmäßige gemeinsame Treffen auf den Gebieten Energie und 
Umwelt, sowie Transport und Telekommunikation stattfinden. Die letztgenannten Gebiete 
waren auch zwei der vier Schwerpunkte der Wiener Konferenz, wo auch der Vorschlag 
gemacht wurde, daß die EU-Programme für die zentraleuropäischen Staaten geöffnet werden 
sollten. Zumindest sollten aber die bisher nicht international koordinierten und nur sehr 
zögernd entwickelten nationalen Ansätze für eine lnfrastrukturpolitik in den Reformstaaten 
mit den Konzepten der EU harmonisiert werden. 
Die Kommission geht aber mit ihrem Vorschlag der Harmonisierung der Politik noch viel 
weiter und regt auch einen regelmäßigen Konsultationsprozeß für grundlegende außen~?liti-
sche Entscheidungen an. Vor Sitzungen der UN-Generalversammlung, der KSZE Uber-
3 Gerhard Fink, A Schedule of Hope for the New Europe, IEF Working Paper Nr. I, Forschungsinstitut für 
Europafragen, November 1993. 
4 Europe Agreements and bcyond: a strategy to prepare the countries of central and eastern Europe for 
accession, zitiert nach Datenbank RAPID, IP/94n55. 
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wachungskonferenz in Budapest und der Pariser Konferenz über Stabilität in Europa, sollte 
versucht werden, einen gemeinsamen Standpunkt der EU-Staaten und der zentraleuropäischen 
Staaten zu finden. 
Auf der Wiener Konferenz wurde ein Paket von Detailmaßnahmen zur Beschleunigung des 
Abbaues von Handelsrestriktionen zwischen der EU und den zentraleuropäi5chen Staaten 
vorgeschlagen, wobei insbesondere gewünscht wurde, daß davon sämtliche Wirtschafts-
bereiche, d.h. auch die Landwirtschaft erfaßt werden sollten und die EU auf die Anwendung 
von spezifischen Schutzmaßnahmen, z.B. Anti-Dumping-Maßnahmen verzichtet. 
Die Kommission setzt sich mit der Forderung nach einer rascheren Liberalisierung der 
beidseitigen Wirtschaftsbeziehungen mit sehr differenzierten Argumenten au5einander. Sie 
greift die Idee des Fahrplanes auf und regt an, daß die zentraleuropäischen Reformstaaten 
selber einen 2.eitplan aufstellen sollen, der die Annäherung ihrer Rechtssysteme an den 
Rechtsbestand der EU, sowie an die technische Harmonisierung und der Entwicklung 
europäischer Standards sicherstellt. Gleichermaßen sollte jeweils eine einzige staatliche 
Organisation installiert werden, die für eine funktionierende Wettbewerbspolitik in den 
einzelnen Staaten sorgt und vollständige Transparenz über das staatliche Beihilfenwesen 
herstellt. 
Die EU wäre bereit, diesen Prozeß mit technischem Know-how und Trainingsprogrammen 
zu unterstützen, z.B. Trainingsprogramme für Wettbewerbspolitik, und mit einem neu 
konzipierten Phare-Programm zu finanzieren. Wenn im Zuge der Implementierung einer 
Wettbewerbsbehörde schrittweise eine ähnliche Durchsetzung und Transparenz von 
Wettbewerbsregeln wie in der EU erreicht wird, dann könnte die EU quasi im Gleichschritt 
auf die Anwendung spezifischer Schutzmaßnahmen im Außenhandel verzichten. Man könnte 
sich aber schon jetzt vorstellen, daß man die Beschlüsse der Uruguay-Runde rasch umsetzt 
und bereits vor Einleitung eines Anti-Dumping-Verfahrens bilaterale Konsultationen einleitet. 
Die auch in Österreich viel kritisierte Nicht-Kumulierbarkeit der Ursprungs von Waren 
zwischen den einzelnen präferentiellen Handelsabkommen (Europa-Verträge der EU, 
Freihandelsverträge der EFTA, sowie die Freihandelsverträge zwischen den zentral-
europäischen Staaten) sollten beschleunigt allseitig anrechenbar gemacht werden. Ansonsten 
zögert die Kommission mit Maßnahmen, die zu einem beschleunigten Abbau der noch 
bestehenden Handelsrestriktionen führen könnten. Als einzige unilaterale Maßnahme schlägt 
sie vor, die Zeitabläufe der einzelnen Verträge gleichzuschalten, d.h. daß sich für Rumänien 
und Bulgarien ein um ein Jahr beschleunigter Abbau des bereits vereinbarten Abbaues von 
Handelsrestriktionen ergäbe. 
Die Kommission zögert nicht zuletzt deshalb mit weiteren Zugeständnissen, weil insbesondere 
eine Öffnung im Agrarbereich zu erheblichen Reibungen führen könnte. Wenn die 
bestehenden Agrarsysteme beibehalten werden, dann ergäbe sich ein gewaltiger Stützungs-
bedarf. Die internationale Expertengruppe stellte fest, daß durch die ökonomisch nicht 
vertretbare Zersplitterung des landwirtschaftlichen Grundbesitzes die Produktivität in der 
Landwirtschaft in vielen Teilen Zentraleuropas erheblich gesunken ist. Es können daher viele 
landwirtschaftliche Betriebe wegen der enorm hohen Produktionskosten auf Dauer nicht 
überleben, obwohl seit dem Zusammenbruch des Kommunismus die Preise für landwirt-
schaftliche Güter sehr stark gestiegen sind. 
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Nachdem auch die Währungen der Agrarexportländer Ungarn und Polen tendenziell 
überbewertet sind (Ungarn hat erst im Juli 1994 nach dem Scheitern der Verhandlungen mit 
dem Internationalen Währungsfonds den Forint um 8 % abgewertet), wurde aus einem 
Handelsbilanzüberschuß in Agrarwaren im Jahre 1990 bis zum Jahre 1993 ein Defizit und 
viele der EU-Zollquoten (d.h. mengenmäßig begrenzte aber zollbegünstige Importmöglichkei-
ten) werden nicht voll ausgeschöpft. Wegen der niedrigen Agrarproduktivität würde ein 
Beitritt der zentraleuropäischen und baltischen Staaten bei Beibehaltung des gegenwärtigen 
EU-Agrarsystems außerordentlich große Stützungen erforderlich machen. Für die vier 
zentraleuropäischen Staaten allein 26 Milliarden ECU (rund 390 Milliarden Schilling), wenn 
Rumänien, Bulgarien und die baltischen Staaten eingeschlossen werden 54 Milliarden ECU 
(mehr als 800 Milliarden Schilling pro Jahr), das wäre rund 0,85 % des Sozialproduktes der 
EU.5 
Die EU schlägt daher eine breiter angelegte Vorgangsweise zur Entwicklung einer 
Agrarkonzeption vor. Die Grundlagen für eine Modifzierung der Agrarpolitik in den 
zentraleuropäischen Staaten sollten in separaten Studien über die Zukunft des Agrarsektors 
in Europa im Lichte eines Annäherungsprozesses Zentraleuropas erarbeitet werden. Kurzfristig 
sollten die Assoziationsverträge an die Beschlüsse der Uruguay-Runde angepaßt werden und 
auch die Folgewirkungen aus der Erweiterungsrunde 1994 (Beitritt Österreichs, etc.) 
berücksichtigt werden. 
Abgesehen von Details findet sich weitgehende Übereinstimmung zwischen den Ein-
schätzungen der internationalen Expertengruppe und der Europäischen Kommission in den 
Infrastrukturbereichen. Es sollten die Bemühungen fortgesetzt werden, ein einheitliches 
europäisches Transportsystem herzustellen, insbesondere im Bereich der Binnenschiffahrt. 
Energie- und Umweltfragen sind vielfach gemeinsam zu behandeln. Würde moderne 
engergiesparende Technologie eingesetzt werden, dann wären die Umweltprobleme in 
Zentraleuropa, aber auch in der Mittelmeer-Region um vieles geringer. Die Europäische 
Kommission schlägt daher vor, die europäischen Programme in diesen Bereichen für die 
Uberwindung der anstehenden Probleme in Zentraleuropa zu nutzen, um eine einheitliche 
Politik sicherzustellen und gesamteuropäische Systeme zu entwickeln. Es wird betont, daß 
entsprechende Umweltstandards entwickelt und durchgesetzt werden müßten. Auf der Wiener 
Konferenz verwies die internationale Expertengruppe in diesem Zusammenhang auf die 
zunehmenden Gefahren des Umwelt- und Sozialdumping, denen Tendenzen zu einem 
Sozialund Umweltprotektionismus gegenüberstehen. Diese Problembereiche werden von der 
Kommission nicht angesprochen. 
Das EU-Konzept umfaßt auch Vorschläge im Bereich der Regionalpolitik (wirtschaftliche und 
soziale Annäherung, Stärkung der lokalen Demokratie), der Kulturpolitik (Verstärkung des 
Europagedankens, gemeinsame europäische Kultur, Bewahrung von Kulturdenkmälern) und 
der Sozialpolitik. Im sozialpolitischen Bereich werden von der Kommission aufgelistet: 
Gesundheitswesen, Sozialversicherung, Bekämpfung der Drogenabhängigkeit, und 
Arbeitsmarktreform. Wobei allerdings anzumerken ist, daß die Expertengruppe auf der Wiener 
Konferenz empfohlen hatte, die aktive Arbeitsmarktpolitik der tschechischen Regierung zu 
studieren. Es wäre ratsam, verbunden mit einer Liberalisierung der Zugangsbeschränkungen 
5 Nachrichten für den Außenhandel, 6. Juni 1994. 
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zu einzelnen Berufen ähnliche Instrumente wie die tschechische Regierung einzusetzen, wie 
z.B . die Förderung der Gründung von Kleinbetrieben durch Arbeitslose. 
Im Bereich Banken und Finanzen bleibt das Konzept der EU-Kommission erheblich 
unverbindlicher als die "Wiener Empfehlungen 1994". Die Kommission gibt nur eine kurze 
Liste der anstehenden Probleme an (Export-Kreditversicherung, Zahlungssysteme der Banken, 
mögliche Verwendung des ECU) und erklärt ihre prinzipielle Bereitschaft mit Einsatz der 
Mittel aus dem Phare-Programm und in Zusammenarbeit mit der Europäischen Investitions-
bank und der Europabank vermehrt projektbezogene Kredite zu geben. Phare-Mittel könnten 
z.B. für die Finanzierung bis zu 15 % der Kosten von Infrastrukturprojekten verwendet 
werden. 
Im Gegensatz dazu sprach sich die Wiener Konferenz gegen die direkte Finanzierung von 
Projekten aus, da im kommerziellen Bereich der Finanzmärkte genügend Kapital zur 
Verfügung steht. Kommerziell nutzbare Projekte können daher durch die privaten Kom-
merzbanken in hinreichendem Maße finanziert werden. Es geht nach Ansicht der Wiener 
Konferenz darum, den Finanzrahmen für nicht kommerziell finanzierbare Projekte, z.B. 
langfristige Infrastrukturprojekte entsprechend der Absorptionsfähigkeit der Zielländer zu 
erhöhen. Für die niedrig verzinste Finanzierung von langfristigen Infrastrukturprojekten sollten 
von staatlichen Einrichtungen und internationalen Organisationen und Institutionen 
entsprechende Garantiesysteme auf gebaut werden. So sollte die Regierung eines Ziellandes 
einer Infrastrukturinvestition gegenüber der Europabank eine Garantie abgeben, die 
Europabank würde weiter gegenüber den westlichen Staaten eine Garantie abgeben, und diese 
wiederum ihren nationalen Finanzinstitutionen eine entsprechende Garantie geben. Durch 
solch eine Kette von Garantien würden approbierte Infrastrukturprojekte in den zentral-
europäischen Ländern bestes Risiko und könnten relativ billig von den westeuropäischen 
Kommerzbanken finanziert werden. 
Durch diese Garantiemechanismen würden die bei der Europabank kumulierten Finanzmittel 
nicht direkt verliehen, sondern bei Bedarf nur als Puffer für vorübergehende Zahlungs-
probleme der zentraleuropäischen Länder eingesetzt, wobei nicht die gesamte Kreditsumme, 
sondern nur die Zinsen aufgebracht werden müßten. Auf diese Weise könnten die 
Finanzmittel der Europabank als Katalysator für ein weitaus größeres Investitionsvolumen 
eingesetzt werden und der stimulierende Effekt auf das Wirtschaftswachstum der zentral-
europäischen Länder wäre deutlich spürbar. 
Die Wiener Konferenz sprach auch das Problem der uneinbringlichen Kredite in den 
Reformstaaten an, die inzwischen eine Größenordnung erreicht haben, daß unter westlichen 
Maßstäben vermutlich alle Banken als überschuldet gelten würden. Dieses Problem ist aus 
dreierlei Sicht schwerwiegend: 
1. Die schlechten Schuldner verdrängen die guten Schuldner vom Finanzmarkt, weil die 
Banken nur den schlechten Schuldnern Kredit geben. Würden sie das nicht mehr tun, 
dann wären sie selber ebenfalls sofort bankrott. Nachdem die schlechten Schuldner 
auch zur Deckung der Zinszahlungen Kredite aufnehmen müssen, können immer 
weniger ökonomisch sinnvolle Projekte mit lokalen Krediten finanziert werden, d.h. 
das Wirtschaftswachstum des erfolgreichen privaten Sektors ist deshalb langsamer als 
es sein könnte. 
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2. Die Banken sind nicht bereit und in der Lage, die Zahlungsverpflichtungen ihrer 
Schuldner durchzusetzen. Daher beginnen in zunehmendem Maße auch Unternehmen 
untereinander die Rechnungen nicht mehr zu bezahlen. Mit diesem Mechanismus 
werden von zahlungsunwilligen Unternehmen Kredite erzwungen. Die Zunahme der 
erzwungenen Kredite ergibt eine von der Notenbank nicht kontrollierte Ausweitung 
der Geldmenge. Den Notenbanken gelingt es daher nicht, mit geldpolitischen 
Instrumenten die Inflation rasch weiter zu senken. 
3. Da die Banken von den schlechten Schuldnern die fälligen Gelder nicht eintreiben, 
erhalten diese nicht eingeforderten Kredite den Charakter von Subventionen. Die 
großen Schuldner (meist alte staatliche Unternehmen) erhalten damit einen unfairen 
Vorteil gegenüber kleinen, nicht verschuldeten privaten Unternehmen. Sie können ihre 
Verluste mit neuen Krediten abdecken und daher Preise verrechnen, die unter ihren 
Produktionskosten liegen. Dieses Subventionselement spielt auch im internationalen 
Wettbewerb eine Rolle und sollte speziell beachtet werden. 
Zusammenfassend kann man feststellen, daß im Lichte der Kopenhagener Beschlüsse von 
1993 das Konzept der Europäischen Kommission einen erheblichen Schritt vorwärts darstellt 
und weitgehend mit den bei der Wiener Konferenz vom Juni 1994 verabschiedeten 
Empfehlungen übereinstimmt. Deutliche Unterschiede zeigen sich im Bereich des Bank- und 
Finanzsektors. In diesem Bereich scheint es empfehlenswert, wenn sich auch das Europäische 
Währungsinstitut mit der zukünftigen Osterweiterung der Europäischen Union ausein-
andersetzen würde. 
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Das Forschungsinstitut für mittel- und 
osteuropäisches Wirtschaftsrecht 
Eva Maria Micheler 
Zur Erfassung und Dokumentation der Rechtsentwicklung im Bereich des Wirtschaftsrechtes 
der Reformstaaten in Mittel und Osteuropa wurde im Herbst 1991 an der Wirtschaftsuniver-
sität Wien das Forschungsinstitut für mittel- und osteuropäisches Wirtschaftsrecht 
(FOWI) eingerichtet. 
Das Institut wird von o.Univ.-Prof. Dr. Peter Doralt und a.o.Univ.Prof.Dr. Martin Schauer 
geleitet; zehn Assistenten (teilweise auf Werkvertragsbasis) mit russischen, ungarischen, 
tschechischen, slowakischen, kroatischen, bulgarischen, polnischen und slowenischen 
Sprachkenntnissen unterstützen sie. In der Praxis tätige osteuropäische und österreichische 
Juristen arbeiten an einzelnen Forschungsprojekten mit. 
Das Institut hat zunächst eine Bibliothek und eine Dokumentation der einschlägigen Gesetze, 
Verordnungen und Judikatur der Refonnländer aufgebaut. Es wurden bisher ca. 1.800 Bücher 
erworben, und 80 Zeitschriften abonniert. 
Zu den in der Wissenschaft und der Praxis tätigen Juristen aus den Reformländern werden 
Kontakte auf gebaut. Insbesondere werden Gastprofessoren und Gastvortragende mit 
besonderen Fachkenntnissen und Erfahrungen eingeladen und osteuropäische Stipendiaten 
betreut. 
Das Institut finanziert sich zum großen Teil durch eine Subvention des Bundesministeriums 
für Wissenschaft und Forschung. Darüberhinaus wurde ein Verein der Förderer des 
Institutes' gegründet, dem österreichisches und deutsche Unternehmen, Rechtsanwälte oder 
Wirtschaftstreuhänder angehören. Die Mitgliedsbeiträge des Vereines kommen dem Institut 
zu gute. Die Vereinsmitglieder erhalten fachkundige Unterstützung bei der Benutzung der 
Einrichtungen, insbesondere der Bibliothek des FOWI und fallweise auch Stellungnahmen zur 
Rechtslage der jeweiligen Länder. Durch Anfragen der Vereinsmitglieder erhält das Institut 
Anregungen hinsichtlich des Forschungsgegenstandes und Einblick in die Praxis der 
wirtschaftlichen Tätigkeit in den Reformstaaten. Auf diese Weise wird erreicht, daß die 
Forschungsarbeiten des FOWI besonders praxisnahe Fragestellungen behanden, die reges 
Interesse in der Wirtschaft finden. Neben wirtschaftsrechtlichen Fragestellungen werden zum 
Teil auch wirtschaftswissenschaftliche Themen behandelt. 
1 Der Mitgliedsbeitrag beträgt für fördernde Mitgelider 25.000,- und für ordentliche Mitglieder 5.000,-
jährlich. Auskunft über die Mitgliedschaft: Forschungsinstitut für mittel- und osteuropäisches Wirtschaftsrecht, 
Althanstraße 39-45. 1090 Wien. Tel.: 0043 l 313 36 - 4199, Fax.: 0043 l 313 36 - 764. 
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Nicht nur Studenten und Universitätsangehörigen, sondern dem gesamten Wirtschaftsleben 
wird die Möglichkeit geboten, im Rahmen von Praktikerseminaren und unentgeltlichen 
Lehrveranstaltungen notwendiges Spezialwissen über osteuropäisches Recht zu erwerben. 
Bisher waren sechs Gastprofessoren2 aus Moskau, Budapest, Prag und Sofia am FOWI 
tätig. 
Das Institut veröffentlicht eme Schriftenreihe, die beim Servicefachverlag der WU-Wien 
verlegt wird. In dieser Reihe sind zwei-sprachige, kommentierte Musterverträge zum 
tschechischen und slowakischen3 sowie zum bulgarischen4 GmbH-Recht, eine mit 
Erläuterungen versehene Übersetzung der russischen Aktienverordnung5, eine Darstellung 
des slowenischen Unternehmensrechts6 und einen Band über das tschechische und 
slowakische Wirtschaftsrecht7 bisher erschienen. Demnächst wird eine Arbeit zum Thema 
"Foreign Trade with Russia - Außenhandel mit Russland" in deutscher und in englischer 
Sprache erscheinen8• Im Jänner 1995 werden eine Mustersatzung zum ungarischen 
Univ.Prof l. Lukaschuk, 
M. Eörsi, 
Univ.Prof J. Dedic, 
Univ.Do-::.. G. Török, 
Univ. Ass. W. Daskalov, 
em. Univ.Prof 0. Sadikov, 
J. Munkova. 
Institut für Staat und Recht, Moskau, Die neueste verfassungsrechtliche 
Entwicklung in Rußland und der GUS und ihre Bedeutung für das Wirt-
schaftsrecht (Vorlesung) 
Grundfragen des russischen Aktiengesellschaftsrechts (Seminar) 
Rechtsanwalt und Parlamentsabgeordneter, Budapest, Das Recht der 
Privatisierung in Ungarn (Vorlesung) 
Wirtschaftsuniversität Prag. Das neue Handelsrecht der CSFR unter 
besonderer Berücksichtigung des Gesellschaftsrechts und der Privatisierung 
(Vorlesung) 
Wirtschaftsuniversität Budapest.Insolvenzrecht in Ungarn (Seminar) 
Wirtschaftsuniversität Sofia, Neue Investitionsbedingungen in Bulgarien 
(Seminar) 
Institut für Gesetzgebung der Russischen Föderation. Rechtsberater, Moskau, 
Grundzüge des neuen russischen Handelsrechts (Vorlesung) 
Kommerzanwältin Prag, Das Tschechische Insovenzrecht (Vorlesung) 
3 Doralt - Svoboda - Soft, GmbH - Mustervertrag CSRF. 
4 Daskalov - Kalss, GmbH - Mustervertrag Bulgarien. 
5 Pusei::.er - Micheler - Ko::.ak, Die Russische Aktiengesellschaft. 
" Tischler. Investieren in Slowenien. 
7 Dedic - Baumganner, Tschechisches und Slowakisches Wirtschaftsrecht. 
M Pusei::.er, Foreign Trade with Russia - Außenhandel mit Russland. 
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Aktienrecht9 , eine Übersetzung der slowenischen Rechnungslegungsstandards 10 sowie eine 
zweite erweiterte Auflage des Buches über slowenisches Wirtschaftsrecht11 erscheinen. 
Neben der Schriftenreihe publiziert des FOWI Arbeitspapiere, die allen Vereinsmitglieder 
sowie Studenten und Universitätsangehörigen zu Verfügung gestellt werden. Im Rahmen 












Richter - Gdlffy - Bödecs, 
Arbeitspapiere 1 - 5 sind vergriffen. 
7. CR, SR: 
8. Ungarn: 
9. Bulgarien: 
10. CR, SR: 








Knaus - Puh - Ogris-Martic, 
Gdlffy, 
Puseizer - Micheler, 
Sadikov - Micheler, 
15. Rußland: Puseizer - Micheler, 
16. Slowenien: Stmad, 
17. Rußland: Puseizer, 
4 Doralc - Török. Mustersatzung - AG Ungarn . 
Das neue tschechoslowakische Gewerbe-
recht 
Der Prozeß der Privatisierung in der CSFR 
Allgemeine Bemerkungen zum tschecho-
slowakischen Handelsgesetzbuch 
Ausländische Unternehmen in der Tsche-
choslowakei - Rahmenbedingungen 
Tschechisches und slowakisches Aktien-
recht 
Der Jahresabschluß nach dem neuen RLG 
Der Untergang der CSFR und seine recht-
liche Bewältigung 
Privatisation in Hungary 
Die GmbH gemäß dem bulgarischen Ge-
sellschaftsrecht 
Eigentums- und Nutzungsrechte in der 
Tschechischen und Slowakischen Rechts-
ordnung 
Verordnung über die Methodologie zur 
Erstellung der Eröffnungsbilanz 
GmbH & Co KG in Ungarn - Eine Alter-
native für österreichische Investoren ? 
Die Rechtsgrundlagen des Außenhandels 
mit Rußland 
Neuerungen im Russischen Wirtschaftsrecht 
- Ein Überblick 
Handelsgerichtsbarkeit in Rußland 
Die Rechtsstellung ausländischer Personen 
in der Republik Slowenien 
Politisches Risiko Rußlands - Beurteilung 
ausgewählter Risiken 
1
" Feichcner - Knaus - Korosec - Ogris. Die Slowenischen Rechnungslegungsstandards . 










Török - Rief - Gdlffy, 
Ogris-Martic, 
Derzeit wird an folgenden Projekten gearbeitet: 
Die Handelsvertretung nach dem bulgari-
schem Handelsgesetz 
Der Neubeginn der Börsen in Rußland am 
Beispiel der Waren- und Wertpapierbörse 
"St. Petersburg" 
Rechtliche Rahmenbedingungen für Aus-
landsinvestitionen in Bulgarien 
Das ungarische Insolvenzrecht 
Rechnungslegung und Steuern in Slowenien 
Für Investoren in den Reformstaaten sind angesichts der schlechten Wirtschaftslage in den 
einzelnen Staaten Fragen des Insolvenzrechtes von besonderer Bedeutung. Es geht um die 
Problematik, ob beispielsweise ein österreichischer Gläubiger, der einem Partner in den 
Reformstaaten Kredit gewähren will, diese Forderung durch Eigentumsvorbehalte, Pfandrechte 
oder Hypotheken absichern und seine Rechte auch entsprechend durchsetzen kann. Die Arbeit 
an einem Projekt über Insolvenzrecht und Kreditbesicherung wurde daher begonnen. 
Demnächst wird ein Arbeitspapier über tschechisches Insolvenzrecht erscheinen. Die Arbeit 
an zwei Arbeitspapier über russisches und über slowenisches Insolvenzrecht wurde bereits 
begonnen. 
Eine Arbeit über die Rechtsstellung des Geschäftsführers einer polnischen GmbH ist in 
Fertigstellung. In Ausarbeitung sind weiters Arbeiten über Wettbewerbs- und Kartellrecht 
in Tschechien und der Slowakei. Die Arbeit an einem GmbH-Mustervertrag nach 
slowenischem und einem GmbH-Mustervertrag nach kroatischem Recht wurde begonnen. 
Es soll weiters das ungarische und das tschechische Arbeitsrecht einschließlich des Rechtes 
der Entsendung österreichischer Arbeitnehmern bearbeitet werden. Eine Arbeit über 
slowakisches Arbeitsrecht wurde ebenfalls begonnen. Schlußendlich soll das neue Russische 
Zivilrecht, das voraussichtlich am 1. l. 1995 in Kraft treten wird, im Rahmen eines Projektes 
und in Zusammenarbeit mit Russischen Wissenschaftern erforscht werden. 
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CERRO: 
Ein elektronisches Kommunikations- und 
Informationsinstrument über 
wirtschaftliche Entwicklung 
in Mittel- und Osteuropa 
Gunther Maier 
1 Einleitung 
Kaum eine Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat so viel weltweite Aufmerksamkeit erregt, 
wie der Zusammenbruch des kommunistischen Staatensystems in Mittel- und Osteuropa. 
Obwohl ihre Implikationen auch heute noch nicht wirklich abgesehen werden können, 
herrscht Übereinstimmung darüber, daß Ereignisse wie der Abbruch der Berliner Mauer, der 
Abbau des Eisernen Vorhanges oder der Zusammenbruch der Sowjetunion sich nachhaltig auf 
das globale wirtschaftliche und politische System auswirken werden. 
Natürlich haben diese Veränderungen auch in verschiedenen Wissenschaftsdisziplinen großes 
Interesse erweckt. Nicht nur in fast allen Ländern Europas, auch in den USA, Kanada, 
Australien und wahrscheinlich noch vielen anderen Staaten der Erde begannen Forscher die 
wirtschaftlichen, politischen und sozialen Konsequenzen dieser Veränderung zu analysieren 
und nach geeigneten Strategien für die Bewältigung des Umbruchs zu suchen. Diese Fragen 
stellen die Sozial- und Wirtschaftswissenschaftler vor neuartige Probleme. Nicht nur sind 
viele der Probleme, die sich stellen, einzigartig und von gewaltigen Dimensionen, wegen 
ihrer starken Wechselwirkungen können sie nur durch Zusammenarbeit der Vertreter ver-
schiedener Disziplinen und von Personen mit unterschiedlichem Erfahrungshintergrund erfaßt 
und möglicherweise gelöst werden. 
Das globale Computernetzwerk Internet hat der Wissenschaft in den letzten Jahren ungeahnte 
Kommunikationsmöglichkeiten eröffnet. Es verbindet Forscher aus verschiedenen Teilen der 
Erde und ermöglicht ihnen, Argumente, Daten, wissenschaftliche Beiträge u.dgl. auszutau-
schen. Unabhängig von ihrem tatsächlichen Aufenthaltesort treffen sie sich im "Cyberspace". 
Durch das Internet ist es erstmals möglich, wissenschaftliches Fachwissen auf globaler Ebene 
zu kombinieren und zu effizienter Zusammenarbeit zu vereinen. 
Nachdem gerade die Bewältigung des Umbruchs in Mittel- und Osteuropa einer derartigen 
globalen Kooperation bedarf, liegt es nahe, die Möglichkeiten des Internet dafür einzusetzen, 
um die Forschungszusammenarbeit und den wissenschaftlichen Informationsaustausch über 
Mittel- und Osteuropa zu fördern. In diesem Beitrag soll der derzeitige Stand von CERRO, 
dem zu diesem Zweck entwickelten Internet-Service, dargestellt und diskutiert werden. 
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Da trotz der rasch wachsenden Zahl einschlägiger Bücher (etwa Maier, Wildberger, 1994; 
Krol , 1994; Smith, Gibbs, 1994; LaQuey, 1994) das Wissen über das Internet und seine 
Dienste und Anwendungsmöglichkeiten noch nicht allgemein verbreitet ist, sollen diese in 
den nächsten beiden Abschnitten kurz erläutert werden. Abschnitt ?? beschreibt dann 
CERRO, seine wichtigsten Komponenten und ihre Entwicklung, sowie seine Einbindung in 
das "Vienna Information Service in Regioal Science". 
2 Die Entwicklung des Internet 
Der Ursprung des Internet liegt 25 Jahre zurück. Im Jahre 1969 entwickelte das amerikani-
sche Verteidigungsministerium ein Computernetzwerk mit dem Namen ARPANET (Ad-
vanced Research Projects Agency-NET). Nachdem es 1972 öffentlich präsentiert wurde, und 
sich viele Forschungseinrichtungen und Universitäten an das Netz anschlossen, wurde bis 
1982 eine zweite Generation von Netzwerksoftware entwickelt. Zwei seiner Hauptelemente, 
das Transmission Control Protocol (TCP) und das Internet Protocol (IP), wurden zu einer 
"pars-pro-toto"-Bezeichnung für die gesamte Protokollfamilie. Alle Computer, die heute über 
das TCP/IP Protokoll miteinander kommunizieren, und das waren im Juli 1993 fast 1,8 
Millionen, werden als Internet bezeichnet (Maier, Wildberger, 1994 ). Wie kam es allerdings 
zu dieser hohen Anzahl an eingebundenen Computern und zu Wachstumsraten, die in den 
80er Jahren über 15% pro Monat (Lottor, 1992) ausmachten? 
Der Hauptgrund für den großen Erfolg des Internet liegt sicherlich in seiner offenen Struktur. 
Alle Spezifikationen für TCP/IP sind in allgemein und frei zugänglichen Dokumenten 
beschrieben, die an verschiedenen Stellen am Netzwerk gespeichert sind. Wegen dieser 
offenen Architektur können Programmierer sehr leicht weitere Netzwerkapplikationen 
entwickeln. So stellt das TCP/IP als Protokoll nichts anderes als eine Sammlung von 
allgemein gültigen Regeln dar, wobei es für alle wichtigen Betriebssysteme (z.B. MS-DOS, 
Apple's System Software, UNIX, CMS, VMS) Software gibt, die diese Regeln in die eigenen 
übersetzen und umgekehrt (Maier, Wildberger, 1994). 
Heute präsentiert sich das Internet als komplexes und heterogenes Netzwerk, das aus einer 
großen Zahl verschiedener Teilnetze besteht. Außerdem verbinden Gateways das Internet mit 
anderen Netzwerken (z.B. BITNET) und dienen als Übersetzer zwischen den verschiedenen 
Protokollen dienen. Damit wird es für den Internet Benutzer möglich, Dienste anderer 
Netzwerke in Anspruch zu nehmen und Zugang zu einer größeren Menge an Information und 
zu einer größeren Anzahl an Kommunikationspartnern zu bekommen. 
Ebenfalls einen entscheidenden Faktor für den Erfolg des Internet stellt die Tatsache dar, daß 
die Kosten der Internet-Kommunikation im akademischen Bereich in vielen Ländern nicht auf 
den einzelnen Benutzer überwälzt werden, sondern von verschiedenen Stellen getragen 
werden. Die dadurch bedingte hohe Nutzung sowie die Tatsache, daß v.a. Fixkosten (z.B. 
Verwaltungskosten, Kosten des lokalen Netzwerk-Managements, Entwicklungskosten etc.) 
a u1dii.cu, i..ic~cu ...;~'-' ~~u.::. ~'-' .. ~~. ~.'"' ..,u, .... ..,~ .. '"' ~ .. ~-u11ucu.iuu~ci.ui.1~it ciramauscn smtcen {Macll...1e-
Mason. Varian, 1993). 
Einer der entscheidensten Aspekte für den Erfolg des Internet war allerdings der Schritt hin 
zu einer größeren Benutzerfreundlichkeit. So stellen neuere Netzdienste mehr an den Bedürf-
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nissen der Benutzer als an jenen der Hardware ab (Maier, 1994 ). Durch neuere Dienste wie 
Gopher und World Wide Web kann sich jedermann, auch ohne EDV-Kenntnisse, auf Informa-
tionssuche begeben kann. 
3 Die wichtigsten Netzdienste 
Bei der Beschreibung der Anwendungsmöglichkeiten des Internet kann man zwischen 
Kommunikations- und Informationsdiensten unterscheiden. Zu den Kommunikationsdiensten 
zählen etwa Electronic Mail, elektronische Diskussionslisten und NetNews, Informationsdien-
ste sind z.B. Terminalemulation, FTP, Gopher, Wide Area Information Servers und das 
World Wide Web. In diesem Beitrag sollen nur jene Dienste kurz beschrieben werden, die 
auch im Zusammenhang mit CERRO zum Einsatz kommen (für eine ausführlichere Diskus-
sion siehe etwa Maier, Wildberger 1994). 
3.1 Electronic Mail 
Elektronische Post - Electronic Mail oder E-Mail - ist wahrscheinlich der wichtigste und am 
häufigsten verwendete Netzwerkdienst. Er kann mit einem Brief verglichen werden, in dem 
2 Personen Informationen in schriftlicher Form austauschen. So besteht eine E-Mail-Nach-
richt typischerweise aus zwei Teilen, dem Kopf und dem eigentlichen Text. Der Kopf der 
Nachricht enthält allgemeine Informationen über die E-Mail-Nachricht und wie sie durch das 
Netz weitergeleitet wird. Als Text wird jener Teil bezeichnet, in dem die eigentliche Nach-
richt steht, die der Sender an den Empfänger übertragen will (Maier, Wildberger, 1994 ). 
Allerdings müssen einige wesentliche Unterschiede zur traditionellen Post beachtet werden. 
So ist der Empfänger einer E-Mail weder an einen bestimmten Ort gebunden, noch muß er 
bei der Übermittlung der Nachricht anwesend sein. Ersteres ergibt sich aus der Möglichkeit, 
sich E-Mail automatisch an einen anderen Ort (=Netzwerkanschluß) irgendwo in der Welt 
weiterleiten zu lassen, letzteres wird dadurch erreicht, daß elektronisch verschickte Post von 
Computern (Mail Servern) solange gespeichert wird, bis sie der Adressat gelesen hat (Wild-
berger, 1992: S. 48). Mit diesem letztgenannten Vorteil eng verbunden ist eine durch die 
elektronische Form bedingte leichtere Handhabung der Post. 
Der entscheidende Unterschied zur traditionellen Post liegt allerdings in der Geschwindigkeit 
der Übertragung. Sollte der Empfänger einer E-Mail anwesend sein, so kann er unmittelbar 
auf eingehende Post antworten und so ein Gedankenaustausch zwischen Sender und Empfän-
ger innerhalb von Minuten, unabhängig von der Entfernung, stattfinden. Außerdem ist es 
durch die schon erwähnten Gateways möglich, Verbindungen zu anderen Computernetzwer-
ken aufzubauen und somit weit mehr Menschen über E-Mail zu erreichen als über TCP/IP 
Zugang zum Internet haben. 
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3.2 Elektronische Diskussionslisten 
Die Vorteile von Electronic Mail werden v.a. im Rahmen elektronischer Diskussionslisten 
genutzt. Da eine E-Mail lediglich an eine bestimmte Kennung an einem Computer und nicht 
direkt an den Empfänger geschickt wird, ist es möglich, daß ein Programm unter der 
entsprechenden Kennung die E-Mail in Empfang nimmt, sie analysiert und entsprechend dem 
Ergebnis weitere Schritte unternimmt. Im Falle elektronischer Diskussionslisten bedeutet dies, 
daß ein die Nachricht empfangendes Programm die elektronische Post an mehrere andere 
Kennungen weiterschickt. 
Viele Diskussionslisten werden von einem Programm namens Listserv verwaltet, das auf 
zahlreichen Rechnern weltweit installiert ist. Dieses Programm bietet eine Reihe von Vor-
teilen, die das Management einer Diskussionsliste für die Inhaber der Liste erheblich 
vereinfachen. Listserv bietet aber auch für die Teilnehmer an der Liste einige nützliche 
Funktionen. So archiviert Listserv beispielsweise alle an die Diskussionsliste gesandten 
Nachrichten, ermöglicht Teilnehmern, sich ohne Mithilfe des List-Owners in die Liste ein-
oder aus ihr auszutragen, verschickt Hilfedateien und führt Statistiken über die Diskussions-
liste (Maier, Wildberger, 1994 ). 
Mittlerweile existieren am Internet tausende Diskussionslisten zu den unterschiedlichsten 
Themenbereichen, und so ist es möglich geworden, auf elektronischem Wege in kürzester 
Zeit Kontakt mit anderen Internetbenutzern mit ähnlichen Interessen aufzunehmen und 
Meinungen über die verschiedenen Gebiete und Fragestellungen auszutauschen. 
3.3 FTP (File Transfer Protocol) 
Mithilfe von FTP können Dateien zwischen verschiedenen Internet-Rechnern über das Netz 
übertragen werden. FTP vereinheitlicht weitgehend die Besonderheiten der verschiedenen 
Rechnertypen und Betriebssysteme und ermöglicht es damit, fast hardware- und betriebs-
systemunabhängig Datenübertragungen durchzuführen (Wildberger, 1992: S. 50). 
"Often, you will find infonnation on the Internet which you don 't want to examine on a 
remote system: you want to have a copy Jor yourself. You 've found, for example, the text of 
a recent Supreme Court opinion, and you want to include pieces of it in a brief you are 
writting. Or you found a recipe that looks good, and you want to print a copy to take to the 
kitchen. Or you found some free software that just might solve all your problems, and you 
want to try it. In each case, you need to move a copy of the file to your Local system so you 
can manipulate it there. The tool Jor doing this is ftp." (Krol, 1992: S. 59). 
Als außerordentlich wichtig erweist sich eine besondere Form des Dateitransfers, nämlich 
anonymes FTP. Dabei erlauben Rechner auch solchen Benutzern den Zugriff auf bestimmte 
Teile ihrer Datenbestände, die auf diesem System über keine Benutzerkennung verfügen. Auf 
diese Art können Daten, Programme, Texte u.dgl. der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt 
werden. Jeder Benutzer, der an diesen Informationen interessiert ist, kann darauf zugreifen, 
ohne daß der Informationsanbieter besondere Vorkehrungen zu treffen hätte. 
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3.4 Gopher 
Um auf Informationen über (anonymes) FfP zuzugreifen, ist es notwendig zu wissen, wo 
diese gespeichert sind. Für den Benutzer ist allerdings die räumliche Zuordnung der gesuch-
ten Information weder wichtig noch in vielen Fällen nachvollziehbar. Der Benutzer ist 
üblicherweise nicht an den technischen Besonderheiten, sondern an den Inhalten orientiert. 
Gopher ist ein Netzwerkdienst, der genau diesen inhaltlichen Zugang ermöglicht. Mit Gopher 
können verwandte Informationen logisch zusammenfaßt, egal wo auf dem Netzwerk sie 
gespeichert sind und um welche Art von Information es sich handelt (Maier, Wildberger, 
1994 ). Mit der Enwicklung von Gopher wurde ein wichtiger Schritt in Richtung höhere 
Benutzerfreundlichkeit vollzogen. 
"The big advantage of Gopher isn 't so much that you don 't have to Look up the address or 
name of the resources, or that you don 't have to use several commands to get what you want. 
The real clevemess is that it Lets you browse through the Intemet's resources, regardless of 
their type, like you might browse through your local library with books, filmstrips, and 
phonograph records on the same subject grouped together." (Krol, 1992: S. 190). 
Aufgrund dieser Eigenschaften hat sich Gopher innerhalb kürzester Zeit zu einem der 
wichtigsten Internetdienste entwickelt. 
3.5 W AIS (Wide Area Information Servers) 
Ein wichtiges Element von Gopher stellt die Möglichkeit dar, W AIS zu integrieren. 
Bei WAIS handelt es sich um ein Abfrage- und Informationssystem, das durch die Eingabe 
von Suchbegriffen Volltextsuche erlaubt und mit dem man somit den gesamten Inhalt von 
Textdateien durchsuchen kann. W AIS stellt einen eigenen Internetdienst dar, wird häufig aber 
auch in andere Dienste (wie z.B. Gopher) integriert und somit indirekt genutzt. 
4 Die elektronischen Dienstleistungen von CERRO 
CERRO entstand als eine gemeinsame Initiative der Wirtschaftsuniversität Wien, der Slowaki-
schen Akademie der Wissenschaften, Bratislava und der University of North Carolina, Chapel 
Hili in Reaktion auf die Entwicklungen in Osteuropa im Jahre 1989. Das Ziel von CERRO 
ist es, die Kommunikations- und Informationsmöglichkeiten zwischen all jenen, die sich mit 
den wirtschaftlichen Entwicklungen im neuen "Zentraleuropa" beschäftigen, zu forcieren und 
zu erleichtern. Die Basis von CERRO stellen eine elektronische Diskussionsliste und ein 
elektronisches Archiv dar, die beide im Jahre 1991 aufgebaut wurden. 
Heute ist CERRO mit anderen elektronischen Informationssystemen, die ebenfalls vom 
Institut für Raumplanung und Regionalentwicklung der Wirtschaftsuniversität Wien betreut 
werden, zum Vienna Information Service in Regional Science verbunden (siehe Abbildung 1). 









































Abb. 1: Die Grundstruktur des Vienna Information Service in Regional Sciences 
Service in Regional Science soll die Attraktivität des Gesamtsystems erhöht und erreicht 
werden, daß jeder der Teile mehr Aufmerksamkeit erfährt, als er alleine generieren könnte. 
Die Diskussionsliste von CERRO, CERRO-L, wird von dem bereits erwähnten Programm 
Listserv verwaltet. Dies hält den Verwaltungsaufwand für die Organisatoren bezüglich dieses 
Teils von CERRO relativ gering. Allerdings verursachte die Diskussionsliste CERRO-L nicht 
immer derart geringen Aufwand. In den ersten Monaten nach der Einrichtung dieser Liste 
wurde viel Zeit dafür verwendet, potentielle Teilnehmer über diese neue Liste zu informieren. 
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Dies geschah beispielsweise durch das Sammeln von E-Mail Adressen von Kollegen, die in 
der Regionalforschung tätig sind und als "Subscriber" in Frage kamen. Es wurden auf 
verschiedenen Konferenzen Folder über CERRO verteilt und Informationen an bestehende 
Diskussionslisten geschickt. Dabei brachte die Liste NEW-L/STS, die über neue Diskussions-
listen informiert, die höchste Anzahl an neuen Teilnehmern. Obwohl der Widerhall unter den 
Regionalwissenschaftlern -- ursprünglich die Zielgruppe -- anfangs nicht sehr groß war 
(Wildberger, 1992), betrug die Teilnehmerzahl im Sommer 1992 bereits über 120. In etwa ab 
diesem Zeitpunkt begann die Liste mehr und mehr "von selbst" zu wachsen. Der einsetzende 
kumulative Wachstumsprozeß war sehr massiv und führte zwischen September 1992 und 
Jänner 1994 zu Wachstumsraten von ca 6,5% pro Monat (Maier, 1994 ). 
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Abb. 2: Entwicklung der Subskribientenzahlen von CERRO-L 
Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Subskribientenzahlen der Diskussionsliste CERRO-L. 
Heute, Anfang November 1994, hat CERRO-L 533 Subskribienten. 
Während "Marketingaktivitäten" für die CERRO-Diskussionsliste bald nicht mehr nötig 
waren, verlangt das CERRO-Archiv auch heute noch einen relativ großen Input von Seiten 
der CERRO-Betreuer. Die Intention für das CERRO-Archiv war es, "to provide a location 
where electronic publications about Central Europe (project description, drafts of papers, 
etc.) can be stored and retrieved by the Internet Community." (Maier, 1994: S. 17). 
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"The CERRO archive was thought to become a global trading place for information and 
arguments conceming Central Europe." (Maier, 1994: S. 17). Subskribienten der Diskus-
sionsliste CERRO-L sollten im CERRO-Archiv einschlägige Informationen ablegen und so 
ihren Kollegen zugänglich machen. Es stellte sich allerdings bald heraus, daß nur wenige 
CERRO-Teilnehmer bereit waren, Informationen für das Archiv zur Verfügung zu stellen und 
daß sich das CERRO-Archiv nicht "von selbst" weiterentwickelte. 4 Hauptgründe werden 
dafür verantwortlich gemacht (Maier, 1994): 
1) Informationsmangel über diese neue Informationstechnologie, 
2) Unwissenheit über die nötigen Prozesse, 
3) mangelnde Bereitschaft, auf diese "unkontrollierte" Weise Forschungsergebnisse bereitzu-
stellen, 
4) Unwissenheit über die Möglichkeiten elektronischer Publikation. 
Um diesen Problemen Abhilfe zu schaffen, betrifft der Schwerpunkt der Tätigkeiten für 
CERRO heute das CERRO-Archiv. So wird v.a. versucht, durch neue und aktuelle Informatio-
nen die Attraktiviät des Archivs zu erhöhen, potentielle Nutzer auf elektronischem Wege oder 
beispielsweise auf Konferenzen und Tagungen auf das Archiv aufmerksam zu machen und 
so insgesamt die Nutzung des Archivs zu erhöhen. Das Feedback auf die, in den letzten 
Monaten neu geschaffenen Informationsangebote läßt bereits auf eine höhere Nutzung des 
Archivs schließen. 
Der sicherlich wichtigste Entwicklungsschritt für das CERRO-Archiv war seine Integration 
in Gopher. Während anfangs Informationen lediglich über anonymes FfP verfügbar waren, 
machte Gopher das CERRO-Archiv höchst benutzerfreundlich, und es ist nun möglich, sich 
durch Anklicken der entsprechenden Menüpunkte rein nach inhaltlichen Kriterien und ohne 
technisches Know-How auf Informationssuche zu begeben. Im Rahmen von CERRO soll nun 
gezeigt werden, wie die Informationssuche im "gopherspace" funktioniert. 
In praktisch allen Gophersystemen gibt es den Menüpunkt "other gophers", durch den man 
sich auf einfache Weise auf weltweite Informationssuche begeben kann. Exemplarisch soll 
nun in Abbildung 3 gezeigt werden, wie man vom Gophersystem der Universität von 
Minnesota zum Gopher der Wirtschaftsuniversität Wien gelangt. 
Wählt man nun die Menüpunkte "WU-Informationsdienste" und dann "Vienna Information 
Service in Regional Sciences", gelangt man schließlich zu CERRO. Abbildung 4 zeigt, wie 
sich das Hauptmenü von CERRO präsentiert. 
Es soll nun exemplarisch auf einige Menüpunkte des CERRO-Archivs eingegangen werden. 
um die Informationssuche und das Funktionsprinzip von Gopher zu verdeutlichen. Dabei soll 
lediglich ein kurzer Überblick gegeben werden, da man Gopher generell und damit auch das 
CERRO-Archiv am besten durch Ausprobieren kennenlernt, oder wie Krol (1992: S . 191) es 
ausdrückt : "Gopher is a Lot harder to talk about than to use. So, if you are mildly confused, 
just press on." 
Der Menüpunkt "Other Gophers", dessen Funktion bereits oben beschrieben wurde, er-
möglicht es, sich auch vom CERRO-Gopher aus auf weltweite Informationssuche zu begeben. 
Scherpunktmäßig finden sich unter diesen Menüpunkt Links zu Gopher-Servern in mittel-
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Gopher Central: University of Minnesota 
<D> Information About Gopher 
·1 Other Gopher and Information Servers 




<D> An_assembly_of_European_Gophers . 
Austria 
1 
<D> Agricultural University Vienna, (BOKU Wien), (AT) 
-[• ]========= University of Economics, Vienna, (AT) 
1 
, <D> Ueber diesen Gopher (olymp.wu-wien.ac.at) 
1 1 
<D> About this Gopher (olymp.wu-wien . ac.at) 
<D> Information in English 
1 
! ~g: t~~i~~i~~:~:~;e~i-iI~~:~i;~----------------------------------
<D> Institute, Abteilungen, Serviceeinrichtungen 











<D> weitere Informationsdienste 
<D> Netzwerk Ressourcen und andere Dokumente 
FlO Menus Alt-X Exit Alt-G New Gopher Alt-Z Cancel Query 
Abb. 3: Mit Gopher aus Minnesota zur Wirtschaftsuniversität Wien 
r[• ]= CERRO: the Central European Regional Research Organization =[IJ=;i <F> About CERRO • 
I
I <F> About the CERRO mailing list 
1 <F> About the CERRO archive 
·, <F> Information and Help (file sent to new subscribers) 
1 <D> Other Gophers 
: <D> CERRO's statistical information service about Central Europe 







, <D> Individuals 
<D> Conferences 
,1 <F> East European Studies Directory 
l!I <F> Post-Soviet Study Resources on the Internet <D> CERRO News 
<D> RFE/RL Daily News, Central & Eastern Europe 1
1 <D> The Regional Envirorunental Center Bulletin 
1
1 
<D> Hungarian Electronic Stocks & Comodities (MET) 
1 
<D> International Marketing Insights, C&E Europe 
1 <D> E-EUROPE Digest 
,. <"> WAIS search the archives of CERRO-L@AEARN.bitnet 
<D> Notebooks (logfiles) of the mailing list CERRO-L@AEARN.bitnet 
Fl Help Fl ü Menus Alt-X Exit Alt-G New Gopher Alt-Z Cance l Query 
Abb. 4: Das CERRO-Archiv in Gopher 
europäischen Ländern. 
1-[• J= CERRO's statistical information service about Central Europe <F> About the statistical information service of CERRO <D> Slovakia 
<D> Czech Republic 





Fl Help F lO Menus Alt-X Exit Alt-G New Gopher Alt-Z Cancel Query 




=( • ]=========== Czech Republic ===========[1) 7 
<:> Map of Czech Republic 
<F> Definition of Codes 
<F> Population, Pollution Area and Telephones 
<F> Industry 
<F> Wages and Prices 
<F> Tourism 
<F> Agricul::ure 
<F> Private Enterprises 
<F> Labour Market 
, <F> Production, Employrnent and Exports by Regions and Ownership 
<F> Foreign Trade of the Czech Republic, CSK / CZK million 
<F> :ndus::rial Sales and Exports for canua:::y - .:'une of 1992 and 1993 
Fl Help FlD Menus Alt-X Exit Alt-G New Gopher Alt-Z Cance l Query 
Abb. 6: Statistische Informationen über die Tschechische Republik 
Ein vollkommen neues Informationsangebot stellt "CERRO's statistical information service 
about Central Europe" dar (vgl. Abbildung 5). Dieses Service soll es ermöglichen, aktuelle 
Informationen über verschiedenste Länder in Zentraleuropa abzufragen. Gespeichert sind 
diese Informationen auf einem Computer an der Wirtschaftsuniversität Wien. Um das 
Handling der Informationen zu erleichtern, wurden die einzelnen Dateien als SAS-Dateien 
konstruiert. Klickt man beispielsweise den Menüpunkt "Czech Republic" an, dann bekommt 
man alle zu diesem Land gespeicherten Dateien aufgelistet (vgl. Abbildung 6). 
Die Dateien "Electronic Resources about Eastern Europe" sowie das Verzeichnis "RFE/RL 
Daily News, Central & Eastern Europe" sind, im Gegensatz zum oben erwähnten Service, auf 
einem Computer in Berkeley in Kalifornien gespeichert. Ruft man diese Menüpunkte auf, 
dann wird eine Verbindung zu diesem Computer automatisch und für den Benutzer nicht 
ersichtlich, hergestellt. Dabei wird der Vorteil von Gopher offensichtlich. Begibt sich ein 
Benutzer auf Informationssuche, so muß er lediglich wissen, woran er interessiert ist, nicht, 
wo die entsprechende Information gespeichert ist. 
Die beiden Menüpunkte "W AIS search the archives of CERRO-L@AEARN.bitnet" und 
"Notebooks (logfiles) of the mailing list CERRO-L@AEARN.bitnet" stellen eine direkte 
Verbindung zwischen dem CERRO-Archiv und der CERRO-Diskussionsliste her. Wählt man 
letzteren Menüpunkt, so kann man sich die, von Listserv monatlich abgespeicherten Nach-
richten, die über die Diskussionsliste gelaufen sind, ansehen. Mit "W AIS search the archives 
of CERRO-L@AEARN .bitnet" ist es möglich, W AIS-Abfragen durch Eingabe von Suchbe-
griffen durchzuführen. Die Texte aller E-Mails, die je an die Diskussionsliste geschickt 
wurden, werden dann nach dem eingegebenen Suchbegriffe durchsucht. 
Die Inanspruchnahme des CERRO-Archivs über Gopher hat sich in den letzten Monaten stark 
entwickelt. Abbildung 7 zeigt die Zugriffszahlen für die Monate Juni bis Oktober 1994. Darin 
sind nur die Zugriffe auf Dateien am Rechner "osiris.wu-wien.ac.at" enthalten, auf dem alle 
Datenfiles, aber kaum Menüdateien enthalten sind. Dementsprechend hoch ist auch der Anteil 
der Zugriffe auf Datenfiles, also auf die eigentlichen Informationen im CERRO-Archiv. 
Wie in Abbildung 7 zu sehen ist, hat sich die Zahl der monatlichen Zugriffe in diesem 
Zeitraum fast, jene der Zugriffe auf Datenfiles mehr als verdoppelt. Im Monat Oktober 1994 
wurde erstmals die Grenze von 3000 Zugriffen überschritten. Der CERRO-Gopher registrierte 










Juni Juli August September Oktober 
§ alle Zugriffe 
enthält nur Zugriffe auf den Rechner 
"osi r i s. wu-wien.ac.at· ( siehe Text) 
11//Z Dateizugriffe 
Abb. 7: Entwicklung der Gopher-Zugriffe auf das CERRO-Archiv 
Anz. Domain Beschreibung Anz. Domain Beschreibung 
3396 EDU USA educational 45 cz Tschechische 
177 9 AT Österreich 40 BE Belgien 
12 77 COM USA commercial 39 MIL USA military 
1226 num numerisch (nicht zuordenbar) 28 PL Polen 
640 CA Kanada 19 TR Türkei 
361 UK United Kingdom 17 ZA Südafrika 
319 NET USA 16 IL Israel 
24 8 CH Schweiz 13 TH Thailand 
197 SK Slovakei 12 SI Slowenien 
197 GOV USA governmental 12 HR Kroatien 
185 DE Deutschland 11 MX Mexiko 
171 NO Norwegen 8 GR Griechenland 
134 NL Niederlande 6 ARPA USA 
12 5 US USA 5 NZ Neuseeland 
114 HU Ungarn 5 IE Irland 
101 SE Schweden 3 LV Lettland 
92 FI Fin l and 2 SG Singapur 
91 ORG USA organizational 2 JP Japan 
78 DK Dänemark 1 RO Rumänien 
65 ES Estland 1 IS Island 
62 IT It:alien 1 INT USA 
57 FR Frankreich 1 CR Costa Rica 
50 AU Austra:ien 
Abb. 8: Zugriffe auf den CERRO-Gopher nach Internet-Domain 
Republik 
Abbildung 8 zeigt die Herkunft dieser Zugriffe. Dabei fällt die Dominanz nordamerikanischer 
Benutzer des CERRO-Gophers auf. Hierin drückt sich der weiter fortgeschrittene Entwick-
lungsstand der Internetbenutzung in diesen Ländern aus. Auffallend hoch ist auch die Zahl 
der Zugriffe von kommerziellen Benutzern aus den USA. Von den europäischen Ländern 
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liegt Österreich klar voran ( darin sind natürlich auch viele administrative Zugriffe der 
Betreuer enthalten), gefolgt von Großbritannien und der Schweiz. Einen überraschenden 
vierten Platz unter den europäischen Staaten, insbesondere im Vergleich mit anderen ehemals 
kommunistischen Ländern, erreicht die Slowakei. Insgesamt beachtlich ist die breite räumli-
che Streuung der Benutzer des CERRO-Archivs. 
5 Zusammenfassung 
Die Erfahrungen mit CERRO zeigen, daß das Internet und seine Dienste geeignet sind, 
Kommunikation und Information über ein nicht mit EDV in Verbindung stehendes Thema 
wie wirtschaftliche Entwicklung in Mitteleuropa zu fördern und zu unterstützen. Sowohl was 
die Zahl der Subskribienten der Diskussionsliste CERRO-L als auch die Zugriffe auf das 
CERRO-Archiv betrifft, kann CERRO mit eindrucksvollen, für Internet-Services allerdings 
nicht unüblichen, Zuwachsraten aufwarten. Mit über 500 Subskribienten der Diskussionsliste 
und mehr als 3000 monatlichen Zugriffen auf das Archiv verfügt CERRO über einen 
umfangreichen globalen Kreis an Interessenten. 
In seinem derzeitigen Umfang, der sich sicher in den nächsten Monaten noch erhöhen wird, 
stellt CERRO eine attraktive Ressource für Forscher dar, die im Bereich "wirtschaftliche 
Entwicklung Mitteleuropa's" tätig sind. Diese Ressource kann auf verschiedenen Ebenen 







bei der Konzeption von Forschungsprogrammen und Konkretisierung von Forschungs-
fragen und 
bei der Suche nach Kooperationspartnern durch entsprechende Anfragen an die 
Diskussionsliste; 
bei der Klärung erster inhaltlicher Fragen durch Zugriff auf die im CERRO-Archiv 
verfügbaren Daten und Artikel; 
bei der Suche nach Informationsquellen, Literatur, Förderungsorganisationen durch 
entsprechende Anfragen an die Diskussionsliste; 
bei der Diskussion von Zwischenergebnissen durch die Publikation von Arbeits-
papieren im CERRO-Archiv und deren Diskussion über die Diskussionsliste; 
beim Identifizieren relevanter wissenschaftlicher Tagungen bzw. der Organisation von 
Tagungen durch die entsprechenden Bereiche des CERRO-Archivs bzw. den Zugriff 
auf den in CERRO repräsentierten Pool an einschlägig interessierten Wissenschaftlern. 
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